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Mietpreisbremse wirkungslos 

Wo Wohnraum knapp ist, schießen die Mieten 
durch die Decke. Die Politik hat diese Verknap¬ 
pung mit zu verantworten. 
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Schlechte Terroristen 

Krach unter den Golfstaaten. Katar unterstützt Ter¬ 
roristen, das ist richtig, trifft aber auch auf Saudi- 
Arabien und andere zu. 
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Thema der Woche 


Mitregieren oder Widerstand? 

Der Wahlparteitag der Partei „Die Linke“ 
machte eines deutlich: Die Unklarheiten in 
strategischen Fragen sind leider auch eines 
ihrer Markenzeichen. Der Rückblick auf mitt¬ 
lerweile 10 Jahre seit der Gründung der Par¬ 
tei aus PDS und WASG zeigt, überall dort, wo 
die Partei in Regierungsverantwortung ein¬ 
trat, verlor sie an Glaubwürdigkeit. Bei allen 
machtpolitischen Überlegungen gerät sie in 
die Integrationsfalle des bürgerlichen Poli¬ 
tikbetriebes. 
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Endlich wieder selber bomben 

Berlin und EU-Regenten wollen „strategische Autonomie“ und eigene Armee 



Götterdämmerung? Noch ist die Bundeswehr vom Status eines Global Player weit entfernt. 


E s war einiges an EU-Prominenz 
aufgelaufen. Auf der „Vertei- 
digungs- und Sicherheitskon¬ 
ferenz“ am 9. Juni in Prag sollte der 
Startschuss für den Aufbau einer EU- 
Militärmacht fallen. Insbesondere die 
EU-Außen- und Sicherheitsbeauf¬ 
tragte Federica Mogherini und Kom¬ 
missionschef Jean-Claude Juncker 
legten sich ordentlich ins Zeug. Wir 
hätten viele Jahre „mit ideologischen 
Debatten über europäische Vertei¬ 
digung verbracht“ klagte Mogherini, 
nun sei „es an der Zeit, die Dinge zu 
erledigen.“ Und natürlich musste der 
„Schutz der Bürger“ (Juncker) herhal¬ 
ten. Die Europäer wollten angeblich 
eine europäische Armee, die ein „Eu¬ 
ropa verteidigt “das nur leider von nie¬ 
mandem bedroht wird. 

Am 7. Juni hatte die EU-Kommis- 
sion ein „Reflexionspapier über die 
Zukunft der europäischen Verteidi¬ 
gung“ veröffentlicht, pazifistisch de¬ 
koriert mit grünen Friedenstauben, in 
welchem ein „Europa 2025 - auf dem 
Weg zu einer Sicherheits- und Vertei¬ 
digungsunion“ propagiert wird. „Ein 
Europa, das beschützt“ und „das sich 
nach innen wie außen verteidigt“ (Jun¬ 
cker). 

Als „strategische Faktoren“ wer¬ 
den nicht näher erläuterte „Bedro¬ 
hungen und Probleme“ benannt, die 
„militärischer, wirtschaftlicher und 
politischer Natur“ seien oder „die 
Energieversorgung“ beträfen. „Ter¬ 
rorismus und Kriminalität“ in „Teilen 
Afrikas“, Flüchtlinge, Klimawandel 
und Ressourcenknappheit, eben all 
das worauf die „westliche Wertege¬ 
meinschaft“ seit Jahrzehnten so ziel¬ 
strebig hingearbeitet hat. 

Gleichzeitig befänden sich die 
„transatlantischen Beziehungen in 
einem Wandel“. Für die europäische 
Sicherheit seien nun „die Europä¬ 
er selbst zuständig“. Maßstab aller 
Dinge: die USA. Sowohl in absolu¬ 
ten Zahlen als auch bei Effizienz und 
Technologie müssten die Europäer 
massiv aufrüsten, um „strategische 
Autonomie“ sicherzustellen. Konkret 
beschloss die EU in der vergangenen 
Woche schon einmal den Aufbau ei¬ 
ner europäischen Kommandozentra¬ 


le und einen europäischen Verteidi¬ 
gungsfonds in Höhe von 5 Mrd. Euro 
pro Jahr ab 2020. Ein spezielles Pro¬ 
gramm für Verteidigungsforschung 
soll zunächst mit 500 Mio. Euro aus¬ 
gestattet werden. 

Das fast 150 Jahre alte Europakon¬ 
zept des deutschen Kapitals, die Bün¬ 
delung der europäischen Ressourcen 
unter deutscher Vorherrschaft, erlebt 
in der Krise die Auferstehung von den 
Toten. (Vgl. S. 13 in dieser Ausgabe.) 
Nach 1945 wurde aus dem lOOOjähri- 
gen Reich der imperiale Hilfsknecht 
des Großen Bruders. Erst die Nie¬ 
derlage des Roten Oktober und der 
Niedergang des Imperiums machten 
finanzkapitalistisch möglich, woran 
die Panzer der Wehrmacht scheiter¬ 
ten: Die „Vereinigung“ des Konti¬ 
nents und eine „GemeinschaftsWäh¬ 
rung“ unter deutscher Führung. Die 


Eurokrise besiegelte dann die deut¬ 
sche Dominanz. 

Was finanzkapitalistisch gelang, soll 
nun militärpolitisch unterfüttert wer¬ 
den. Bislang haben die konkurrieren¬ 
den Interessen der nationalen Kriegs¬ 
industrien einer europäischen Integ¬ 
ration (unter deutschem Kommando) 
widerstanden. Nun in der Krise und 
nach dem Ausscheiden des härtesten 
EU-Armee-Gegners durch den Brexit, 
glaubt sich Berlin offenbar stark genug, 
diesen Schritt gehen zu können. An¬ 
ders als die deutsche Exportwirtschaft 
ist die Bundeswehr vom Status eines 
Global Player noch deutlich entfernt. 

Gottseidank gibt es Donald 
Trump. Natürlich wusste jeder in 
Brüssel und Berlin, dass seine abfäl¬ 
ligen Bemerkungen zur Nato nichts 
mit der tatsächlichen Haltung der 
USA zu tun hatten. Aber nun kann 


von einem „Wandel der transatlan¬ 
tischen Beziehungen“, geredet wer¬ 
den, Europa müsse „sein Schicksal 
in die eigene Hand“ nehmen (Mer¬ 
kel). Was mit Klaus Naumanns (Ge¬ 
neralinspekteur der Bundeswehr 
1991-1996) Weißbuch, der Skizzie- 
rung des „Krisenbogens von Marok¬ 
ko bis nach Pakistan“ begann und 
von den Kriegspredigern Gauck und 
von der Leyen auf der Münchener 
Sicherheitskonferenz popularisiert 
wurde, findet nun seine europäische 
Ergänzung. „Gleichgültigkeit ist für 
ein Land wie Deutschland keine Op¬ 
tion“ (von der Leyen). „Wir wollen 
endlich wieder selber bomben kön¬ 
nen“, hätte sie hinzufügen sollen, und 
irgendwelche Petains und Quislinge 
werden sich schon finden lassen. Im 
Osten ohnehin. 

Klaus Wagener 


Wahl gewonnen, Wahl verloren 

Die britischen Unterhauswahlen brachten keinen Machtwechsel 


Das Urteil der Mainstream-Medien ist 
einhellig: eine gewaltige Wahlschlappe 
hätten die Konservativen in Britannien 
erlitten. Es scheint eine Retourkutsche 
für den „harten“ Brexitkurs der briti¬ 
schen Premierministerin zu sein, denn 
immerhin hat ihre Partei die Wahl und 
auch prozentual an Stimmen gewon¬ 
nen. Seltsamerweise teilt Theresa May 
seit Anfang der Woche diese Einschät¬ 
zung, nachdem sie zuerst - „Niederla¬ 
ge? Welche Niederlage?“ - nichts da¬ 
von wissen wollte. Klar ist: Die absolu¬ 
te Mehrheit der Tories ist dahin. 

Dahin ist auch die rassistische 
UKIP, die aus dem Parlament flog. 
Der Vorsitzende der Liberaldemo¬ 
kraten, der einzigen erklärten Anti- 
Brexit-Partei, Nick Clegg, verlor sein 
Mandat in Sheffield, 14 Mandate sind 


der Partei verblieben. Der Schotti¬ 
schen Nationalpartei, die nach der 
Brexit-Abstimmung für die Loslösung 
Schottlands aus dem Vereinigten Kö¬ 
nigreich plädierte, jagten vor allem die 
Tories Mandate ab. 

Gewinner an Stimmen, an die 10 
Prozent gegenüber der Wahl von 2013, 
ist die Labour Party. Ihrem Vorsitzen¬ 
den Jeremy Corbyn ist es gelungen, bis¬ 
herige Nichtwähler und vor allem junge 
Menschen zur Wahl zu bewegen, indem 
er das wirkliche Problem der britischen 
Bevölkerung zum Thema gemacht hat: 
eine besinnungslose Austeritäts- und 
Privatisierungspolitik, die das Gesund- 
heits- und das Bildungswesen wie alle 
anderen öffentlichen Dienste in den 
Ruin getrieben hat. Dem 68-Jährigen 
hat sicher auch als Empfehlung gehol¬ 


fen, wie eindringlich Tony Blair 2015 
vor Corbyns Wahl zum Parteivorsitzen¬ 
den vor ihm gewarnt hatte: Seine Wahl 
bedeute die Vernichtung von Labour. 

Die Wahlbeteiligung war mit fast 
70 Prozent die höchste der vergange¬ 
nen 20 Jahre. Überall, wo sie nennens¬ 
wert stieg, gewann Labour stark hin¬ 
zu. Nach wie vor begünstigt aber das 
Wahlsystem die Konservativen: Den 
12,8 Millionen Stimmen für die Sozial¬ 
demokraten, das sind fast 41 Prozent, 
stehen 13,6 Millionen (44 Prozent) der 
Tories gegenüber. Durch das Mehr¬ 
heitswahlrecht spiegelt sich der knap¬ 
pe Abstand in der Sitzverteilung im 
Unterhaus nicht wider: Von den 650 
Sitzen im Unterhaus nimmt Labour 
jetzt 261 ein, die Konservativen 318, 
fast 50 mehr. 


Theresa May, jetzt auf einen Ko¬ 
alitionspartner angewiesen, hat sich 
bereits auf die reaktionäre nordi¬ 
rische Regionalpartei DUP (De- 
mocratic Unionist Party) mit ihren 
zehn Abgeordneten festgelegt. Das 
wird nicht einfach: die protestanti¬ 
schen Ultras profilieren sich gegen 
„abnormale“ sexuelle Orientierun¬ 
gen, das Recht auf Abtreibung und 
Klimarettung. Sie bejahen zwar den 
Ausstieg aus der EU, verlangen aber 
Sonderregelungen an der Grenze zur 
Republik Irland. Besonders haltbar 
erscheint eine Vernunftehe mit die¬ 
sem unberechenbaren Partner nicht. 
Jetzt schon wird im Vereinigten Kö¬ 
nigreich über baldige Neuwahlen 
spekuliert. 

Manfred Idler 


Büchel 

dicht 

machen! 

Die letzten Vorbereitungen für die Frie¬ 
densaktionen der DKP, tatkräftig un¬ 
terstützt von der SDAJ, vor dem Atom¬ 
waffenlager im Fliegerhorst Büchel 
(Eifel) laufen auf Hochtouren. Diese 
Aktionen sind Teil einer 20-wöchigen 
Mobilisierung verschiedener Gruppen 
der Friedensbewegung „Büchel atom¬ 
waffenfrei - Atomwaffen abschaffen - 
Modernisierung verhindern!“ 

Ab Donnerstag, 22. Juni sammeln 
wir uns im Aktionszentrum vor dem 
Haupttor des Fliegerhorst. Freitags, ab 
10.00 Uhr starten wir mit Aktionen - 
an diesem Tag werden wir tatkräftig 
von unseren Schwesterparteien aus 
Luxemburg, Belgien und den Nieder¬ 
landen unterstützt. Eine Diskussion mit 
den Genossinnen und Genossen über 
die Einschätzungen der kommunisti¬ 
schen Parteien zur Kriegsgefahr und 
den imperialistischen Strategien wird, 
wie bereits im letzten Jahr, einen inte¬ 
ressanten Austausch bringen. Ein Frie¬ 
densfest mit Redebeiträgen und vor 
allem einem Konzert der chilenischen 
Gruppe „Musikandes“ wird am Abend 
ab 19.00 Uhr im Eifeier Scheunencafe 
in Gillenfeld, unweit von Büchel, gefei¬ 
ert. Für Samstag sind weitere Aktionen 
vorbereitet und eine Kundgebung ab 
14.00 Uhr, unmittelbar vor dem Haupt¬ 
tor des Atomwaffenlagers, wird einen 
kämpferischen Abschluss bieten. 

Der DKP-Parteivorstand und der 
Bezirksvorstand Rheinland-Pfalz ru¬ 
fen alle Genossinnen und Genossen 
aus den umliegenden Bezirken zur tat¬ 
kräftigen Unterstützung auf! 

Meldet euch unter pv@dkp.de 
oder dkp@inmz.de an - damit die 
Übernachtungen organisiert werden 
können. 

Das Aktionszentrum vorm Haupt¬ 
tor findet ihr von der B 259 in die L52 
einbiegend. Nach ca. 50 Metern trefft 
ihr auf einen Kreisverkehr - dort ist 
das Haupttor und rechts das Akti¬ 
onszentrum. Die Koordinaten lauten: 
50.1838,7.0567. Der nächstgelegene 
Ort heißt Alflen. 

Gemeinsam sind wir stark! - Auf nach 
Büchel! Mathias Meyers 

Gegen den 
G20-Gipfel 
in Hamburg 

5. und 6. Juli 
Alternativgipfel 

7. Juli 

Aktionstag in der gan¬ 
zen Stadt - Aktionen des 
zivilen Ungehorsams 

8. Juli 

Großdemonstration von 
der Moorweide zum 
Heiligengeistfeld 
(www.g20-demo.de) 
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Streikrecht der Flug¬ 
lotsen verteidigen 

Die Vereinte Dienstleistungsge¬ 
werkschaft (ver.di) wendet sich ge¬ 
gen Empfehlungen der EU-Kom- 
mission zur Einschränkung des 
Streikrechts von Fluglotsen. De¬ 
mokratie am Arbeitsplatz setze ein 
intaktes und umfassendes Streik¬ 
recht voraus. „Wir verwahren uns 
entschieden gegen diesen offen¬ 
sichtlichen Versuch der EU-Kom- 
mission, die Axt an ein fundamen¬ 
tales Grundrecht aller abhängig 
Beschäftigten innerhalb der Euro¬ 
päischen Union zu legen“, sagte ver. 
di-Bundesvorstandsmitglied Chris¬ 
tine Behle am Montag, ver.di werde 
gemeinsam mit ihrem europäischen 
Dachverband Europäische Trans¬ 
portarbeiter Föderation (ETF) da¬ 
gegen vorgehen. 

Zuvor hatte die EU-Kommis- 
sion in ihrer Erklärung „Aviation: 
Open and Connected Europe“ den 
Mitgliedstaaten Maßnahmen zur 
Einschränkung des Streikrechts 
empfohlen. So sollen unter anderem 
gesetzliche Grundlagen geschaffen 
werden, die es Gewerkschaften vor¬ 
schreiben, kollektive Streiks von 
Fluglotsen mindestens 14 Tage und 
die individuelle Streikteilnahme 72 
Stunden vorher anzukündigen. Die 
Mitgliedstaaten sollen zudem eine 
hundertprozentige Kontinuität bei 
Überflügen ihres Territoriums ge¬ 
währleisten. Zudem sollen Streiks 
in den Spitzenreisezeiten vermie¬ 
den werden. Überdies sollen Mög¬ 
lichkeiten ausgelotet werden, dass 
bei Streiks eine Kontrolle des be¬ 
troffenen Luftraums durch an¬ 
grenzende Regionen übernommen 
werden können. „Das käme einem 
gesetzlich legitimierten, grenzüber¬ 
schreitenden Streikbrechereinsatz 
gleich“, kritisierte Behle. 

Gemeinsam mit der ETF und 
ihren Schwestergewerkschaften 
werde ver.di das Streikrecht vertei¬ 
digen. 

350 streiken im Handel 

An den Warnstreiks im Einzelhan¬ 
del Baden-Württemberg beteiligen 
sich am vergangenem Freitag rund 
350 Beschäftigte. Betroffen waren 
die Unternehmen H&M, COS, Es¬ 
prit, Zara; einzelne SB-Warenhäu- 
ser von Kaufland wurden auch be¬ 
streikt. 

Dem Aufruf von ver.di folgten 
Beschäftigte von Betrieben in Stutt¬ 
gart und Umgebung, Heilbronn, 
Öhringen, Freiburg, Lörrach, Bad 
Säckingen, Reutlingen, Esslingen, 
Göppingen. 

In den bestreikten Betrieben 
sind über den ganzen Tag erheb¬ 
liche Beeinträchtigungen der Ge¬ 
schäftsabläufe zu erwarten. 

Die Protestaktionen wenden 
sich gegen die bisherigen Angebote 
der Arbeitgeber, die unterhalb der 
erwarteten Preissteigerung bleiben 
und zudem keine volle Anrechnung 
auf die geltende Tariftabelle vor¬ 
sehen. ver.di-Verhandlungsführer 
Bernhard Franke: „Die Arbeitgeber 
wollen eine Senkung der Reallöhne 
durchsetzen, obwohl im Einzelhan¬ 
del immer mehr Beschäftigte kaum 
noch von ihren Löhnen leben kön¬ 
nen; das Prinzip Arm trotz Arbeit 
mit programmierter Altersarmut 
breitet sich aus. Das werden sich die 
Beschäftigten nicht gefallen lassen, 
die Streiks werden mit Nachdruck 
fortgesetzt.“ 

Das letzte Angebot der Arbeit¬ 
geber: Erhöhungen der Löhne, Ge¬ 
hälter und Ausbildungsvergütun¬ 
gen um 1,5 Prozent für 2017 und 1,0 
Prozent für 2018. Zudem sollen pro 
Jahr 150 Euro als Einmalzahlungen 
gezahlt werden. 

ver.di fordert für die rund 
490 000 Einzel- und Versandhan¬ 
delsbeschäftigten im Land die Er¬ 
höhung der Löhne und Gehälter 
um 6 Prozent, Anhebung der Aus¬ 
bildungsvergütungen um monatlich 
100 Euro, Tarifliches Mindestein¬ 
kommen von 1 900 Euro bei ei¬ 
ner Laufzeit von 12 Monaten. Am 
30. Juni werden die Verhandlungen 
in vierter Runde fortgesetzt. 


Insgesamt unbefriedigend 


Deutscher Mieterbund zieht eine wohnungspolitische Bilanz der Arbeit der Bundesregierung 


E ine Million fehlende Wohnungen 
in Deutschland, Neubauzahlen, 
die deutlich hinter dem Bedarf Zu¬ 
rückbleiben, Sozialwohnungsbestände, 
die weiter schrumpfen, stark ansteigen¬ 
de Wiedervermietungs- und jetzt auch 
Bestandsmieten - die wohnungspoli¬ 
tische und mietrechtliche Bilanz der 
Bundesregierung fällt aus unserer Sicht 
unbefriedigend aus“ erklärte der Prä¬ 
sident des Deutschen Mieterbundes 
(DMB), Dr. Franz-Georg Rips, auf ei¬ 
ner Pressekonferenz der Mieterorgani¬ 
sation in Berlin im Vorfeld des 67. Deut¬ 
schen Mietertages. Darüber sprach die 
UZ mit Siw Mammitzsch von der Mie¬ 
tergemeinschaft Essen e.V. 

UZ: Die Zahl der Sozialwohnungen 
nimmt weiterhin ab. Wie viele Sozial¬ 
wohnungen müssten denn jährlich fer¬ 
tig gestellt werden, um den Bedarf zu 
decken? 

Siw Mammitzsch: Angesichts der Tat¬ 
sache, dass jährlich zwischen 45 000 
und 50 000 Wohnungen aus der Sozi¬ 
albindung herausfallen, brauchen wir 
mindestens das Doppelte an fertig ge¬ 
stellten Wohnungen im sozialen Woh¬ 
nungsbau. Der Bedarf wird damit auch 
nicht sofort gedeckt, aber der Bestand 
zumindest langsam wieder erhöht. 

UZ: Der Deutsche Mieterbund stellt 
fest, dass die Mieten ungebremst weiter 
steigen. Wer treibt die Mieten höher? 

Siw Mammitzsch: Diese Frage könnte 
man einfach beantworten: die Eigen¬ 
tümer. Aber wer sind sie und warum 
steigen ausgerechnet jetzt die Miet¬ 
preise so stark? Bei der Frage nach den 
Eigentümern interessieren uns zuerst 
die Kapitalgesellschaften oder Invest¬ 
mentfonds, also die renditeorientier¬ 
ten Großvermieter. Deren selbst kons¬ 
truierte Funktionsweise beruht darauf, 
dass immer eine bestimmte Renditen¬ 
höhe erzielt werden muss, sonst droht 
das Konstrukt zusammenzubrechen. 
Das treibt immer neue Stilblüten, die 
die Mieter zahlen müssen. Deshalb for¬ 
dert der DMB nun einen eigenen ge¬ 
setzlichen Rahmen nur für diese Un¬ 
ternehmen. 

Wir müssen aber auch feststellen, dass 
immer mehr kommunale Wohnungs¬ 
gesellschaften und Genossenschaften 



Siw Mammitzsch ist Geschäftsführer¬ 
in der Mietergemeinschaft Essen e.V. 
und war Delegierte auf dem Mieter¬ 
tag am vergangenen Wochenende. 

die Mietpreise nach oben treiben. An¬ 
getrieben wurde diese Entwicklung seit 
dem Wegfall der Wohnungsgemeinnüt¬ 
zigkeit 1989. Seit einiger Zeit fordert 
daher nicht nur der Mieterbund eine 
Neugestaltung und -einführung einer 
Gemeinnützigen Wohnungswirtschaft. 
Insbesondere dort, wo Wohnraum 
knapp ist, schießen die Mieten durch 
die Decke. Viele Menschen wurden 


bereits verdrängt. Die Politik hat die¬ 
se Verknappung und damit Verteue¬ 
rung mit zu verantworten. Dabei ist 
die Wohnung ein ganz besonderes So¬ 
zialgut, welches besonderen Schutzes 
bedarf. 

UZ: Der Deutsche Mieterbund kommt 
zu der Auffassung, dass die Mietpreis¬ 
bremse nicht funktioniert. Ist das ver¬ 
wunderlich oder wäre nicht ein stärke¬ 
res Instrument notwendig gewesen, um 
die Mieten nicht aus dem Ruder laufen 
zu lassen? 

Siw Mammitzsch: Das Gesetz zur Miet¬ 
preisbremse war von Beginn an mit 
großen Fehlern behaftet. Selbst wenn 
es mehr Möglichkeiten hätte, gilt die 
Bremse nicht überall, sie müsste flä¬ 
chendeckend eingeführt werden. Ins¬ 
gesamt wird aber eine Verbesserung 
nicht viel bringen. Man muss das Ka¬ 
pital schon konsequenter an die Leine 
legen. 

UZ: Wie bewertet die Mietergemein¬ 
schaft Essen die Arbeit der Bundesre¬ 
gierung? 

Siw Mammitzsch: Wir sind Mitglied im 
DMB und teilen daher dessen Kritik 


an der Arbeit der Bundesregierung. 
Jedoch fokussiert der Bundesverband 
seine Kritik am ehesten auf die Union. 
Die SPD hatte jedoch keine eigenen 
Impulse in Bezug auf unsere Haupt¬ 
forderungen und auch auf kommunaler 
und auf Landesebene besticht die SPD 
nicht eben durch eine besonders sozi¬ 
ale Wohnungspolitik. Die müssen wir 
ohnehin mit unseren Mitgliedern ge¬ 
meinsam entwickeln. Wir müssen ver¬ 
stärkt in die Siedlungen vor Ort gehen 
und die Mieterinnen und Mieter orga¬ 
nisieren, wir müssen den Druck auf die 
Politik verstärken. Das wurde auf dem 
Mietertag, der vom letzten Donnerstag 
bis Samstag in Magdeburg stattfand, 
mehrfach betont. 

Knapp 400 Delegierte beschlossen 
auch, dass die größte Schwäche des 
sozialen Wohnungsbaus beendet wer¬ 
den soll: dass es überhaupt ein Ende 
der Sozialbindung gibt. Die Wohnun¬ 
gen, die mit Geldern der öffentlichen 
Hand errichtet wurden, müssen dauer¬ 
haft für die Versorgung mit bezahlba¬ 
rem Wohnraum zur Verfügung stehen. 
Sie dürfen nicht wie bisher nach Ablauf 
der Fristen privaten Profitjägern in die 
Hände fallen. 

Das Gespräch führte Werner Sarbok 
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Betriebsratsvorsitzender im Klinikum 
Brandenburg bleibt im Amt 

Arbeitsgericht wies Antrag auf Ausschluss zurück 


Mit Beschluss vom 31. Mai 2017 hat 
das Landesarbeitsgericht Berlin-Bran¬ 
denburg die Entscheidung des Arbeits¬ 
gerichtes Brandenburg an der Havel 
vom 21. September 2016 abgeändert 
und den Antrag der Städtisches Kli¬ 
nikum Brandenburg GmbH, Renato 
Steinbrink aus dem Betriebsrat auszu¬ 
schließen, zurückgewiesen (die UZ be¬ 
richtete mehrfach). Renato Steinbrink 
ist somit vollumfänglich in seinem Amt 
als Vorsitzender des Betriebsrates be¬ 
stätigt. 

Der Solidaritätskreis Renato Stein¬ 
brink gratuliert ihm herzlich zu seinem 
Erfolg und wünscht ihm eine vollständi¬ 
ge Wiederherstellung seiner Gesundheit. 

Die Geschäftsführung vermochte 
ihr Ziel, den Betriebsrat im Wege ei¬ 
nes arbeitsgerichtlichen Verfahrens 
durch Ausschluss seines Vorsitzenden 
zu enthaupten und - inspiriert durch 
die Oberbürgermeisterin - auch da¬ 
durch freie Bahn für eine schranken¬ 
lose Gewinnorientierung im Gesund¬ 
heitswesen zu schaffen, nicht zu errei¬ 
chen. Es liegt nun an ihr, den von ihr 
angerichteten Scherbenhaufen durch 
ein wenigstens am Gesetz ausgerich¬ 
tetes Verhältnis zur Interessenvertre¬ 
tung der Beschäftigten des Klinikums 
zu beseitigen. 

Der Solidaritätskreis erklärt wei¬ 
terhin: „Gleichwohl wird nicht alles 


gut. Dazu bedarf es auch künftig der 
kritischen Begleitung des Geschehens 
im Klinikum durch wache und verant¬ 
wortungsbewusste Bürgerinnen und 
Bürger. Diesen ist hier ausdrücklich 
zu danken. Hunderte haben innerhalb 
kurzer Zeit unterschriftlich ihre Soli¬ 


darität mit der engagierten und zu Un¬ 
recht diskreditierten Interessenvertre¬ 
tung der Beschäftigten des Klinikums 
bekundet.“ Renato Steinbrink, dem 
die Listen mit den insgesamt 692 Un¬ 
terschriften anlässlich des Arbeitsge¬ 
richtstermins in Berlin überreicht wur¬ 


den, zeigte sich sehr beeindruckt und 
dankbar. 

Ironischerweise ist auch der Ge¬ 
schäftsführung des Klinikums zu dan¬ 
ken. War sie es doch - nicht der Soli¬ 
daritätskreis, der ja weder Prozessbe¬ 
teiligter sein konnte noch wollte -, die 
sich schriftsätzlich bemühte, die Soli¬ 
daritätsaktion in den Prozess einzu¬ 
führen. Dies wohl, um das Gericht von 
einer gewissen Unterwanderung des 
Betriebsrates zu überzeugen. Vergeb¬ 
lich. Stattdessen hat diese Bürgerbewe¬ 
gung dadurch sogar ihren Niederschlag 
in den Prozessakten gefunden. Die Öf¬ 
fentlichkeit darf nun gespannt sein, ob 
und wie die Geschäftsführung des Kli¬ 
nikums jetzt, nach Beendigung des Ver¬ 
fahrens, die Stadtverordneten über das 
Ergebnis der gerichtlichen Auseinan¬ 
dersetzung und über ihre Vorstellungen 
zur Entwicklung einer vertrauensvol¬ 
len Zusammenarbeit mit dem Betriebs¬ 
rat und seinem Vorsitzenden informie¬ 
ren wird. Anlass hätte sie. Oder wagt sie 
es nicht mehr? Jedenfalls scheute die 
Geschäftsführerin schon die Teilnahme 
am Arbeitsgerichtstermin. 

Angesichts des Erfolges der Soli¬ 
daritätsaktion hat sich der Solidari¬ 
tätskreis aufgelöst und seine Tätigkeit 
beendet. 

Werner Becker 

Sprecher des Solidaritätskreises Renato Steinbrink 
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Arbeiten im Laufschritt 


23 Jahre Ausbeutung bei Amazon 



Akkordarbeit in einem Amazon-Logistikzentrum 


K onrad Beltz (Name von der Re¬ 
daktion geändert) ist noch immer 
aufgebracht. Er hat mehrere Mo¬ 
nate bei Amazon in Bad Hersfeld ge¬ 
arbeitet. Die Freiheit in dieser Repub¬ 
lik am Arbeitsplatz des Online-Händ- 
lers am eigenen Leibe erfahren. „Du 
kommst einfach nicht zum Luftholen. 
Ununterbrochen wird bei Amazon dei¬ 
ne Arbeitsleistung kontrolliert. In ei¬ 
ner Schicht musst du locker zwischen 
zehn und 15 Kilometer laufen.“ Selbst 
Mainstream-Medien berichten zuneh¬ 
mend über solche miserablen Arbeits¬ 
bedingungen beim weltgrößten Online- 
Versender. Doch dabei bleibt es dann 
meistens auch. 

Warum Amazon prekäre Arbeits¬ 
verhältnisse hat und Niedriglöhne 
zahlen darf, wird schon nicht mehr 
hinterfragt. Dabei wäre ein Blick in 
die gesetzliche Grundlage einfach. Die 
heißt Agenda 2010. Altkanzler Ger¬ 
hard Schröder (SPD) vollzog damit 
ab 2003 in Absprache mit den Unter¬ 
nehmerverbänden den Generalangriff 
auf das Arbeits-, Tarif- und Sozialrecht. 
Alle Arbeitsminister, ob Müntefering 
(SPD), von der Leyen (CDU) oder 
Nahles (SPD), verschafften so dem 
Kapital perfekte Voraussetzungen für 
Maximalproüte und Billigjobs. Auch 
Amazon wurde damit ermöglicht, tau¬ 
sende befristete Jobs einzuführen und 
Leiharbeiter einzustellen, die für rund 
30 Prozent weniger Lohn arbeiten. 

Der Versandriese dreht jedoch nicht 
nur an der Lohnschraube nach unten. 
Der Konzern hat auch die Überwa¬ 
chung des Personals in den neun deut¬ 
schen Niederlassungen perfektioniert. 
Jeder Arbeitsschritt ist nachvollzieh¬ 
bar und wird auf die Sekunde erfasst. 
Leistungsabfall führt in kürzester Zeit 
zu Kritikgesprächen. Zielvorgaben, die 
bei Nichteinhaltung zu Abmahnungen 
und Entlassungen führen, sind betrieb¬ 
liche Praxis. Mit Hilfe der Warenscan¬ 
ner kontrolliert der Versandhändler 
die Leistung seiner mehr als 10 000 
Beschäftigten lückenlos. 

Vor der Einstellung wird oft bis zu 
vier Wochen ohne Lohn gearbeitet. Be¬ 
kommt man den Job, muss man bereit 
sein, alles für den Konzern zu geben. 
Sonst ist man schnell wieder draußen. 
Doch die Zahl der Beschäftigten, die 
sich dagegen wehren, wird größer. In 


Als einen weiteren, massiven Angriff 
auf die Rechtsgrundlagen der gesetz¬ 
lich geschützten Sonntagsruhe insge¬ 
samt wertet die Allianz für den freien 
Sonntag die Forderung eines Bündnis¬ 
ses von Warenhaus- und Einkaufszen¬ 
trumsbetreibern nach einer grundsätzli¬ 
chen Freigabe von Sonntagsöffnungen. 

„Es ist schlichtweg unwahr, wenn 
Karstadt-Chef Stephan Fanderl be¬ 
hauptet, Einkäufen sei aktuell ein 
fundamentaler Teil der Beschäftigung 
am Sonntag für die Menschen“, erklärt 
Hannes Kreller, KAB-Sprecher in der 
bundesweiten Allianz für den freien 
Sonntag. So stellte sich vor kurzem 
die Mehrheit der Münsteraner Bür¬ 
ger gegen mehr Sonntagsöffnungen. 
„Wir haben erlebt, wie das Recht auf 
einen arbeitsfreien Sonntag und eine 
ausreichende Erholungsphase der An¬ 
gestellten im Einzelhandel mit Shop- 
ping-Nights, Sonntagsöffnungen und 
der Ausdehnung der Ladenöffnungs¬ 
zeiten bis 24 Uhr untergraben wurde. 
Mit dem Ergebnis, dass der Stress und 
die Unvereinbarkeit von Beruf und 
Familie bei den Beschäftigten immer 
mehr zunehmen“, so ver.di-Bundesvor- 
standsmitglied Stefanie Nutzenberger. 
Bereits heute würden drei Viertel al¬ 
ler Beschäftigten im Handel Samstags 
arbeiten, „das ist jetzt schon eine ex¬ 
treme Belastung für die Beschäftigten 
und ihre Familien. Eine Ausweitung 
der Sonntagsarbeit würde dies ver- 


der Erkenntnis, dass gegen den Welt¬ 
marktführer nichts im Alleingang geht, 
organisiert sich die Belegschaft ge¬ 
werkschaftlich. 

Gemeinsam mit der Vereinten 
Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) 
kämpfen die Angestellten und Arbeiter 
seit 2013 für einen Tarifvertrag. Gegen 
prekäre Arbeitsbedingungen und lange 
Arbeitszeiten und für bessere gesund¬ 
heitliche Absicherung am Arbeitsplatz. 
Denn Arbeit bei Amazon wird nicht 
nur schlecht bezahlt, sie macht auch 
krank. Rund 20 Prozent beträgt der 
Krankenstand durchschnittlich. Doch 
statt die Ursachen abzustellen, wird 
das Personal durch die Führungskräf¬ 
te gegeneinander ausgespielt. Wer sich 
trotz Krankheit zur Arbeit schleppt, be¬ 
kommt bis zu 10 Prozent mehr Brut¬ 
togehalt. Besonders hinterhältig dabei, 
selbst wenn man krank seine Arbeit 
macht, kann man leer ausgehen. Maß¬ 
geblich ist der Krankenstand im Team. 

Als Amazon 1994 nach Deutschland 
kam, besaß das Unternehmen mal ge¬ 
rade eine Handvoll Kunden. 23 Jahre 
später hat der Konzern rund 38 Millio- 


schärfen. Die Arbeitgeber schmieden 
hier ein Bündnis für schlechte Arbeit 
und gegen Familien“, sagt Nutzenber¬ 
ger. Sie verweist auf die geltende, kla¬ 
re Rechtslage, nach der es Städten und 
Kommunen erlaubt ist, nur bei einem 
hinreichenden Anlass Geschäfte Sonn¬ 
tags zu öffnen. 

„Wer den Anlassbezug zugunsten 
wirtschaftlicher Interessen aufweichen 


nen Kunden in 172 Ländern der Erde. 
Der Gründer Jeff Bezos begann im 
US-Bundesstaat Washington mit Bü¬ 
chern zu handeln. In immer kürzeren 
Abständen kamen weitere Produkte 
hinzu. Heute bekommt man bei Ama¬ 
zon nicht nur Bücher und eBooks, son¬ 
dern auch Möbel, Schuhe; nahezu alles. 
Seit 2013 gehört Bezos auch die Tages¬ 
zeitung „The Washington Post“ in den 
USA. 2016 betrug der Umsatz bei Ama¬ 
zon weltweit 136 Milliarden US-Dollar. 

Obwohl bei der Gründung 1994 in 
Deutschland dem Konzern erhebliche 
Subventionen über Wirtschaftsförde¬ 
rungsprogramme zuflossen, zahlte der 
US-Versandriese bis 2014 nur minimal 
Steuern auf Gewinne. Möglich wurde 
dies, weil er seine deutschen Proüte 
nach Luxemburg umleitete. Elf Jahre 
gelang es so, dort über zwei Milliarden 
US-Dollar steuerfrei anzusparen. 2003 
und 2004 wurden dazu die Amazon 
Europe Holding Technologies SCS, die 
Amazon Services Europe SARL sowie 
die Amazon EU SARL in der Steuer¬ 
oase gegründet. Auch dafür gab es die 
entsprechenden Gesetze. 


und somit die grundgesetzlich veran¬ 
kerten Rechte auf Erholung, soziale 
Begegnung, religiöse Erbauung und 
persönliche Entfaltung einschränken 
will, spaltet die Gesellschaft“, erklärt 
Bernhard Dausend vom Bundesver¬ 
band der Evangelischen Arbeitneh¬ 
merbewegungen (BVEA). Weder tra¬ 
ge mehr Konsum am Sonntag dazu bei, 
die Innenstadt nachhaltig zu beleben 


Um einen besseren Tarifvertrag 
durchzusetzen, ruft ver.di seit 2013 im¬ 
mer wieder zu Streiks auf. Die Gewerk¬ 
schaft will, dass die Beschäftigten nach 
dem Einzel- und Versandhandelstarif 
bezahlt werden. Amazon wendet den 
schlechteren Tarifvertrag der Logis¬ 
tik an. Im Mai wurde an den Standor¬ 
ten Bad Hersfeld, Leipzig, Rheinberg, 
Werne und Koblenz deswegen erneut 
zum Ausstand aufgerufen. Neu dabei 
ist, dass versucht wird, diesen Arbeits¬ 
kampf über die neun deutschen Stand¬ 
orte hinweg auch in Polen und Frank¬ 
reich zu führen. Ein richtiger Schritt, 
der allerdings mehr Solidarität, Druck 
und Unterstützung im Kampf gegen 
den Monopolisten erfordert. Neue For¬ 
men des Widerstandes, gemeinsam mit 
den Kunden, und breite fachbereichs- 
übergreifende ver.di Aktionen werden 
notwendig sein. Diese Orientierung 
würde die Möglichkeit einer besseren 
Durchsetzung von Beschäftigteninter- 
essen und Arbeitsbedingungen gegen¬ 
über dem Amazon-Konzern ermögli¬ 
chen. 

Herbert Schedlbauer 


noch schränke es den Internethandel 
ein. „Zudem sind die großen Waren¬ 
hausketten längst Mitspieler im On- 
linehandel. Verlierer werden einmal 
mehr die vielen kleineren Geschäf¬ 
te in den Innenstädten sein, die die 
Kosten für Sonntagsöffnungen kaum 
stemmen können. Die Folge ist gerade 
dadurch eine zunehmende Verödung 
der Innenstädte“, erklärt Stefanie Nut¬ 
zenberger. 

Die Sonntagsallianz sieht in dem 
Vokabular („Waffengleichheit“) und 
dem erneuten Versuch, den Sonntag 
zum Shopping-Tag zu degradieren, 
eine Verschärfung des Konfliktes. Soll¬ 
ten die gesetzlichen Regelungen gelo¬ 
ckert werden, wäre dies ein Damm¬ 
bruch, befürchtet die Sonntagsallianz. 
Weitere Branchen und Arbeitgeber 
würden auf Sonntagsarbeit drängen. 
Denn der Vorstoß der Warenhausbe¬ 
treiber bedeute zwangsläufig, den ar¬ 
beitsfreien Sonntag insgesamt in Fra¬ 
ge zu stellen. „Mit uns wird es keine 
Rund-um-die-Uhr-Gesellschaft geben, 
wo der Mensch zum Wirtschaftsfak¬ 
tor wird und jeder Sonntag nur noch 
ein Werktag ist“, so Erwin Helmer, 
Sprecher der Katholischen Betriebs¬ 
seelsorge. Nutzenberger kündigte an, 
auf Basis der bestehenden Rechtsla¬ 
ge weiter für das Recht auf einen ar¬ 
beitsfreien Sonntag im Einzelhandel 
zu kämpfen. 

-ler 


Arbeiterrechte stärken 

Die Industriegewerkschaft Bauen- 
Agrar-Umwelt (IG BAU) fordert vor 
der Bundestagswahl von den Partei¬ 
en, die Interessen der Arbeitnehmer 
wieder stärker in den Mittelpunkt zu 
stellen. „Die Politik muss eine Ant¬ 
wort finden auf die Zukunftsängste 
der Menschen. 

Demokratische Parteien dürfen 
nicht zulassen, dass Rechtspopu- 
listen Ängste vor sozialem Abstieg 
und Ausgrenzung ausnutzen, um auf 
Stimmenfang zu gehen. Verlässliche 
und gute soziale Absicherung gegen 
die großen Lebensrisiken und mehr 
soziale Gerechtigkeit ist die beste 
Politik für unsere Demokratie aber 
auch für unsere Wirtschaft und den 
sozialen Zusammenhalt“, erklärte der 
IG BAU-Bundesvorsitzende Robert 
Feige. 

„Rechte von Arbeitnehmern ste¬ 
hen viel zu oft nur auf dem Papier. 
Gerade dort, wo keine Betriebsräte 
über die Einhaltung der Regeln wa¬ 
chen, gibt es Wildwuchs. Wir fordern 
deshalb eine deutliche Stärkung der 
Betriebsräte.“ 

Die IG BAU fordert darüber 
hinaus massive Anstrengungen für 
den Erhalt der Infrastruktur. Allein 
in der Verkehrsinfrastruktur beträgt 
der Investitionsstau bereits 45 Milli¬ 
arden Euro. Wohnen darf nicht zum 
Luxusgut werden. Aus Sicht der IG 
BAU müssen mindestens 80 000 so¬ 
zial geförderte Wohnungen pro Jahr 
entstehen. 

Kein.e Schlupflöcher 
fürOPP 

Die Gewerkschaft Erziehung und 
Wissenschaft (GEW) lehnt Öffent- 
lich-Private-Partnerschaften (ÖPP) 
beispielsweise für den Neubau oder 
die Sanierung von Schulen strikt ab. 
Im Vorfeld der Beratungen des Bun¬ 
destages zur Reform der Bund-Län- 
der-Finanzbeziehungen forderte die 
Bildungsgewerkschaft die Abgeord¬ 
neten auf, ÖPP-Modelle im Rahmen 
des Länderfinanzausgleichs nicht 
rechtlich abzusichern. „Die Erfah¬ 
rung zeigt: ÖPPs werden unter dem 
Strich viel teurer, als Projekte in öf¬ 
fentlicher Verantwortung umzusetzen 
und zu finanzieren“, sagte GEW-Vor¬ 
sitzende Marlis Tepe. „Die öffentliche 
Hand darf sich beim Bau von Schulen 
und Kitas auch in Zeiten knapper Fi¬ 
nanzen nicht aus der Verantwortung 
stehlen.“ 

Tepe warnte davor, mit einem po¬ 
sitiven Beschluss in großem Stil neue 
ÖPP-Finanzprodukte vorzubereiten, 
grundgesetzlich abzusichern und so 
eine weitere Privatisierung im Bil¬ 
dungsbereich vorzubereiten. 

Gesetz für die 
Fleischwirtschaft 

Der Deutsche Bundestag hat das 
„Gesetz zur Sicherung von Arbeit¬ 
nehmerrechten in der Fleischwirt¬ 
schaft“ verabschiedet. Claus-Harald 
Güster, stellvertretender Vorsitzen¬ 
der der Gewerkschaft Nahrung Ge¬ 
nuss-Gaststätten (NGG) begrüßt, 
dass die Koalitionsfraktionen der 
SPD und der CDU/CSU dieses Ge¬ 
setz auf den Weg gebracht haben: 
„Diese Entscheidung ist ein wichti¬ 
ger Schritt in die richtige Richtung!“ 

„Mit der Verabschiedung des 
Gesetzes hat die Politik deutlich ge¬ 
macht, dass eine freiwillige Selbst- 
verpflichtung zur Verbesserung 
der Arbeitsbedingungen, die die 
Fleischwirtschaft vor zwei Jahren 
abgegeben hat, nicht ausreicht. Frei¬ 
willige Selbstverpflichtungen funkti¬ 
onieren eben nur, wenn alle Akteu¬ 
re der Branche sich daran halten. In 
der Fleischwirtschaft sind wir weit 
davon entfernt.“ In den vergange¬ 
nen Jahren habe sich eine Vielzahl 
von Unternehmern der Fleischwirt¬ 
schaft gerne mehr oder weniger du¬ 
bioser Anbieter von Werkverträgen 
bedient, um die eigenen Kosten zu 
senken. Nur so sei es auch möglich, 
ein hochwertiges Lebensmittel wie 
Fleisch - auf Kosten der Lohn- und 
Arbeitsbedingungen der Beschäftig¬ 
ten mit Werkverträgen - so billig an¬ 
zubieten, wie es derzeit bei den Dis¬ 
countern geschieht. 



Bereits heute arbeiten drei Viertel aller Beschäftigten im Handel auch samstags. 


Extreme Belastung der Beschäftigten 

Gegen Pläne für uneingeschränkte Sonntagsöffnungen 
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Vertrauen in die Parteiführung 

Partei „Die Linke“ verabschiedet ihr Wahlprogramm 


Erste Landeslisten vollständig 

Unterschriftenbarometer zur Bundestagswahl 

Gut vier Wochen vor dem Abgabetermin der Wahlvorschläge hat die DKP die 
Unterschriften für einige Bundesländer zusammen: In Baden-Württemberg, Bay¬ 
ern, Berlin, Bremen, Hamburg und in NRW ist voraussichtlich die Kandidatur der 
DKP abgesichert. Im folgenden die aktuellen Zahlen. 

In den großen Bundesländern Hessen und Niedersachsen ist die DKP auf der 
Zielgeraden. Aber sicherlich ist dort noch eine Menge Arbeit erforderlich, um die 
erforderliche Anzahl der Unterschriften einreichen zu können. In Brandenburg 
und Schleswig-Holstein entwickelt die DKP zahlreiche Aktivitäten zur Sammlung 
der fehlenden Unterschriften. Im folgenden die aktuellen Zahlen. 

WSK 


Bundesland 

erforderl. An¬ 
zahl 

Stand 1. Juni 
(gesammelt) 

in Prozent 

Stand i.Juni 
(beglaubigt) 

Ba-Wü 

2 OOO 

2 250 

112,50 

2 100 

Bayern 

2000 

2154 

107,70 

2037 

Berlin 

2000 

2 050 

102,50 


Brandenburg 

2 OOO 

828 

41,40 


Bremen 

484 

502 

103,72 

435 

Hamburg 

1282 

1388 

108,27 

1 OOO 

Hessen 

2 OOO 

1 650 

82,50 


Me-Vo 

1351 

593 

43,89 

11 

Niedersachsen 

2 OOO 

1 824 

91,20 

1 263 

NRW/Rheinl. 

1 OOO 

600 

60,00 


NRW/Ruhr 

1 OOO 

1396 

139,60 

1407 

Sachsen 

2 OOO 

631 

3T55 

617 

Sachsen-Anh. 

1931 

350 

18,13 


Schleswig H. 

2 OOO 

973 

48,65 


Thüringen 

1834 

781 

42,58 


gesamt 

24 882 

17970 

72,22 

8870 


Noch richtig was zu tun 

In Brandenburg fehlen noch zahlreiche Unterschriften 



Das Führungsquartett beim professionellen Posing 


Am 17. Juli ist Schicht im Schacht. Also 
gut vier Wochen noch. Es ist der letzte 
Termin für die schriftliche Einreichung 
von Landeslisten beim Landeswahllei¬ 
ter sowie von Kreiswahlvorschlägen 
beim Kreiswahlleiter, jeweils mit den 
erforderlichen beglaubigten Unterstüt¬ 
zungsunterschriften. Die Ängste und 
Befürchtungen, dass wir es nicht schaf¬ 
fen würden, alle Grundorganisationen 
für die Sammlung zu mobilisieren ha¬ 
ben sich nicht bewahrheitet, auch wenn 
dem einen oder anderen schon mal die 
Puste ausgegangen ist. 



In Brandenburg fehlen uns noch 
jede Menge Unterschriften. Aber be¬ 
reits in den vergangenen Jahren war 
der Sammelprozess vor den Bundes¬ 
tags-, Landtags- oder Kommunalwahlen 
immer ein Ritt auf heißen Kohlen. Wir 
haben wir das nie ohne die Unterstüt¬ 
zung von Genossinnen und Genossen 
aus dem ganzen Bundesgebiet geschafft. 

Die Erfahrungen der vergangenen 
Jahre, dass es vielen Menschen nicht 
reichte, nur ihre Zweitstimme der DKP 
geben zu können, hat uns bewogen, ne¬ 
ben der Landesliste auch mit Direkt¬ 
kandidaten anzutreten. Wir haben es 
geschafft, neben einer Landesliste mit 
vielen jungen Genossen auch für alle 
zehn Wahlkreise Direktkandidaten 
aufzustellen. 

Zur Zeit fehlen uns noch rund 1000 
Unter stützer unter Schriften für die Lan¬ 
desliste und noch 50 bis 200 Unter¬ 
schriften je Direktkandidat. Warum ist 
das so? Unsere Genossinnen und Ge¬ 
nossen sind zwar gestandene Sammler 
und Agitatoren, doch die Zeit und der 
Kampf hat auch bei uns seinen Zoll ge¬ 
fordert. 

Es sind auch administrative Hürden 
zu nehmen. Immer neue und anders¬ 
lautende Wahlkreiseinteilungen in ei¬ 
nem Llächenland wie Brandenburg, das 
noch ein anderes Bundesland in seiner 
Mitte hat und wenig Großstädte, ma¬ 
chen es nicht leicht, an die Unterschrif¬ 
ten zu kommen. Da sind die Menschen, 
die täglich in die Hauptstadt pendeln 
und nur schwer zu erreichen sind, aber 


da sind auch die vielen Menschen, die 
aufgegeben haben, an der Ehrlichkeit 
und Aufrichtigkeit eines vermeintlich 
demokratischen Systems zu glauben. 
Da macht es sich nicht einfach, als 
Kommunisten den Menschen - ohne 
ihnen Llausen von „Lreiheit und De- 
mocracy“ in den Kopf zu setzen - vom 
Gegenteil und der Notwendigkeit, Wi¬ 
derstand zu leisten, zu überzeugen. 
Rund 600 beglaubigte Unterschriften 
liegen schon beim Landeswahlleiter, 
weitere 500 oder mehr sind noch in 
den Ämtern unterwegs, andere müs¬ 
sen noch zum Amt getragen werden 
und viele müssen erst noch gesammelt 
werden. Doch wir geben nicht auf. Dass 
Kommunisten gemeinsam auf der Stra¬ 
ße stehen ist schon die halbe Miete. 

Daher haben wir aus den Erfahrun¬ 
gen der vergangenen Wahlgänge die 
Taktik angepasst. Nachdem wir im ei¬ 
genen Umfeld und dann im Wirkungs¬ 
kreis der Grundorganisationen an In¬ 
foständen und Kundgebungen gesam¬ 
melt haben, sind wir nun verstärkt auf 
der Straße und gehen auch von Haus 
zu Haus. Nun agieren wir mit grund- 
und landesorganisationsüberschreiten- 
den Gruppen und sammeln weiter auf 
Wochenmärkten und Volksfesten. Mit 
dieser Lorm haben wir bei vergangenen 
Wahlkämpfen viele Unterschriften er¬ 
langt, und wir kommen auch jetzt wie¬ 
der mit vielen Menschen ins Gespräch. 

Wer uns nun unterstützen möchte: 
Der schnellste und einfachste Weg ist 
es, sich die Unterstützerunterschriften 
als PDL von unserer Homepage her¬ 
unter zuladen, auszudrucken, zu un¬ 
terschreiben und gleich bei sich zum 
Amt zu tragen, dort bestätigen zu las¬ 
sen und dann an uns zu senden: DKP 
Brandenburg, Rosenanger 3, 15745 
Wildau. Doch Achtung: Wir brauchen 
Unterschriften für die Landesliste und 
die jeweiligen Kreiswahlvorschläge. 

Wer die Zeit und Kraft findet, in 
Brandenburg mit zu sammeln, ist gern 
gesehen. 

Lür Rückfragen info@dkpbranden- 
burg.de, Aktionsorte der DKP seht 
ihr auf http://www.dkpbrandenburg. 
de/was-tun-im-juni-2017/oder http:// 
www.dkpbrandenburg.de/was-tun-im- 
juli-2017/. An alle Genossinnen und 
Genossen, aber auch die zahlreichen 
Unterstützer, ein herzliches Danke¬ 
schön im Voraus für ihren unermüdli¬ 
chen Einsatz. 

Mario Berrios Miranda 
Landesvorsitzender der DKP Brandenburg 


W ahlparteitage sind eine müh¬ 
same Veranstaltung, die De¬ 
legierten des Parteitages der 
Partei „Die Linke“ mussten sich durch 
ein über 200 Seiten starkes Abstim¬ 
mungsheft bemühen. Garniert wurde 
der Marathon mit hervorgehobenen 
Reden der Parteiführung, die zeitlich 
fein verteilt über die Zeit von Lrei- 
tagnachmittag bis Sonntagnachmittag 
gehalten wurden. Diese Reden hatten 
eher weniger mit den konkreten Pro¬ 
grammpunkten zu tun, sondern waren 
gedacht als grundsätzliche Bemerkun¬ 
gen zur Situation in der Republik und 
in Europa. Wichtig schien allen, von 
Sahra Wagenknecht über Katja Kip- 
ping, von Bernd Riexinger bis Dietmar 
Bartsch, die Betonung, dass auf „die 
Linke Verlass sei“ dass nicht die Trage 
anstehe Regierungs- oder Oppositions¬ 
partei zu sein, sondern eine „Erfolgs¬ 
partei“ zu sein, im Vordergrund stehe 
eine notwendige „Gerechtigkeitswen¬ 
de“ bis hin zu der Behauptung, dieses 
Land sei nicht das Land von Merkel 
und Schäuble, sondern es sei „unser 
Land?Die professionelle Rhetorik ver¬ 
halt zwar allen zu zustimmendem Zwi¬ 
schenbeifall, gerne wenn es gegen die 
AfD gerichtet war, wenn die „Seuche 
der prekären Arbeit“ gegeißelt wurde, 
wenn gegen VW-Manager oder Milli¬ 
ardäre wie Susanne Klatten gewettert 
wurde. Da ja nicht nur von den bür¬ 
gerlichen Medien immer wieder nach 
den „Haltelinien“ gefragt wurde, auch 
in der Partei selbst diese immer wie¬ 
der Gesprächsstoff liefern, gab Gregor 
Gysi, der als Vorsitzender der Europä¬ 
ischen Linken in der EU sprach, fol¬ 
gendes Bemerkenswerte von sich, ohne 
Widerspruch zu bekommen: „Ich weiß, 
dass wir dazu tendieren, 50 rote Halte¬ 
linien zu verabschieden, aber ich habe 
Vertrauen zu unserer Parteiführung 
und weiß, dass sie diese nicht benötigt. 
Wer nicht kompromissfähig ist, ist auch 
nicht demokratiefähig ...“ 

Bekannt ist, dass die Partei mit ins¬ 
gesamt 49 Arbeitsgemeinschaften mit 
z.T. eigenen Satzungen, Regeln und 
sogar Linanzmitteln agiert, dies wurde 
deutlich bei Sichtung der Anträge, die 
in weit mehr als der Hälfte von einzel¬ 
nen AG‘s, heißen sie nun Lorum, Platt¬ 
form, Liste o.ä. stammten. Das über 
den ganzen Zeitraum zu beobachten¬ 
de Abstimmungsverhalten war oft da¬ 
von geprägt, aus welcher AG der An¬ 
trag kam und dementsprechend gab es 
Zustimmung oder Ablehnung. 


Der Wahlkampf der SPD läuft „subop¬ 
timal“, d.h. schlecht. Die Umfragewer¬ 
te sind im Keller, die Glaubwürdigkeit 
der Partei auch. Die Präsentation ihrer 
Rentenpläne in der vergangenen Wo¬ 
che - übrigens unter Verantwortung 
des neuen SPD-Generalsekretärs Hu¬ 
bertus Heil - hat daran nichts geändert. 
Die, umgesetzt, würden sowieso nicht 
nur die schon bestehende Altersarmut 
verfestigen, sondern bieten auch den 
nachfolgenden Generationen nicht viel 
Hoffnung. Die Vorschläge zur Steuer 
sollen eh erst zum Wahlparteitag vor¬ 
liegen. 

Zudem ist die SPD nach wie vor in 
der prekären Lage, als Teil der Großen 
Koalition den Wählerinnen und Wäh¬ 
lern erklären zu müssen, was sie denn, 
sollte sie nach dem Wahltag tatsächlich 
stärkste Partei werden, besser machen 
will. Und warum sie das denn bislang 
nicht getan hat. Auch, warum sie sich 
nicht von der Großen Koalition ver¬ 
abschiedet oder sich zumindest für ei¬ 
nen Wahlkampf als Oppositionspartei 
entschieden hat. Und da kommt dann 
jetzt auch noch der Corbyn mit seiner 
Labour-Partei in Großbritannien und 
ist mit dem „linkesten Programm in 
der Labour-Geschichte“ recht erfolg¬ 
reich. Das findet man in der SPD gut, 
zieht aber keine Schlussfolgerungen. 


Auffällig blass waren nicht nur diese 
Reden, sondern auch in den laufenden 
Debatten die Beschreibungen der ge¬ 
sellschaftlichen Realität, das Wort von 
der „Arbeiterklasse“ fiel nicht einmal, 
vom „Klassenkampf“ war in zwei bis 
drei Debattenbeiträgen jeweils kurz 
die Rede. Obwohl mehrere führende 
Gewerkschaftsvertreterinnen aus ver¬ 
schiedenen DGB-Gewerkschaften als 
Gäste freundlich begrüßt wurden, war 
von einer Zusammenarbeit der Partei 
mit und in den Gewerkschaften nichts 
zu hören, die unklare Rede vom „glei¬ 
chen Lohn für Trauen und Männer für 
gleichwertige Arbeit“ ließ völlig außen 
vor, ob dieser Lohn überhaupt zum Le¬ 
ben reicht und die „Kampfansage an 
mächtige Teile des Kapitals, die alles in 
Waren und Profit verwandeln wollen“ 
tut so, als sei dies nicht seit Beginn der 
kapitalistischen Wirtschaftsweise Sinn 
und Zweck. 

Die Parteitagsregie, besonders die 
Podiumsleitung von Matthias Höhn 
(Bundes-Geschäftsführer der Partei) 
bei strittigen politischen Tragen, war 
bemerkenswert und soll an einem Bei¬ 
spiel demonstriert werden: Im Entwurf 
des Programms, vorgelegt vom Partei¬ 
vorstand, war das so wichtige Kapitel 
„Nein zum Krieg“ erst an 14. Stelle, 
Wünsche von Delegierten, dieses Kapi¬ 
tel ganz weit vorne zu platzieren, wur¬ 
den mit verfahrenstechnischen Grün¬ 
den abgelehnt. Im Text selbst stand 
die Lormulierung von den „Kampfein¬ 
sätzen“ der Bundeswehr im Ausland. 


Wer also soll der Lührung der Partei 
abnehmen, dass man ernsthaft einen 
Wechsel will und nicht wieder in eine 
neue Große Koalition? Derzeit hat 
man zudem den Eindruck, dass da, bis 
auf Gabriel, der als Außenminister fast 
täglich in den Medien ist, sowieso alle 
Leute im Urlaub sind. 

Dabei wollte man sich doch noch 
einmal - nach den Ergebnissen der 
letzten Landtagswahlen - einen Ruck 
geben. Der Wahlkampf sollte neu 
Lahrt aufnehmen. Dem sollte wohl 
die Auswechslung der bisherigen Ge¬ 
neralsekretärin der Partei, Katarina 
Barley, dienen, der zuletzt auch das 
Terminchaos bei der Vorstellung des 
Wahlprogramms zur Last gelegt wur¬ 
de. Hatte sie daran Schuld oder woll¬ 
te man sie einfach los werden? Letz¬ 
teres ist wahrscheinlich, denn sie soll 
sich mit Sigmar Gabriel, der noch gro¬ 
ßen Einfluss im Willi-Brandt-Haus, der 
Zentrale der SPD hat, nicht so gut ver¬ 
standen haben. 

Nach dem krankheitsbedingten 
Rücktritt von Erwin Seilering (SPD) 
als Ministerpräsident in Mecklenburg- 
Vorpommern übernahm die bisherige 
Lamilienministerin Manuela Schwesig 
seinen Posten. Barley folgte Schwesig 
als Ministerin für die letzten Mona¬ 
te. Ihr Nachfolger auf dem Posten des 


Nicht wenige Kreis verbände und Ar¬ 
beitsgemeinschaften der Partei wollten 
eine Änderung mit der Lormulierung 
„Auslandseinsätze“ durchbringen. Hier 
wie an anderen Stellen schaffte es die 
Parteiführung, mit GO-Anträgen, mit 
Zusammenfassung von Anträgen und 
mit der Unterstellung, man wolle wohl 
das gültige Erfurter Parteiprogramm 
aushebeln, dass es bei der blassen Aus¬ 
sage blieb. Ellen Brombacher von der 
Kommunistischen Plattform (KPL) 
sah sich zu einer persönlichen Erklä¬ 
rung veranlasst, sie nannte die Situa¬ 
tion „manipulativ“, es sollte um jeden 
Preis keine Änderung des Textes geben. 
Wolfgang Gehrcke (MdB) sprang ihr 
bei und betonte, dass der Begriff „Aus¬ 
landseinsätze“ der richtige sei und es 
bedauerlich wäre, dass das Programm 
an dieser Stelle so geschmeidig bliebe. 

Deutliche Kritik am Verhalten von 
Landesregierungen, in denen die Par¬ 
tei in der Regierungsverantwortung 
ist, gab es bei der Debatte über das 
Grundgesetzänderungspaket vor zwei 
Wochen und die - so wird befürchtet - 
Welle neuer ÖPP‘s, die demnächst 
überall im Lande auf Bundesländer wie 
Kommunen angerollt kommen. Lässig 
heißt es, sicherlich wären Enthaltun¬ 
gen im Bundesrat besser gewesen, an 
den Mehrheiten hätte dies eh nichts ge¬ 
ändert, die Zustimmung war nicht so 
„glücklich“, aber damit war dann der 
Druck aus dem Kessel und weiter im 
Programm. 

Herbert Becker 


Generalsekretärs der Partei wurde 
Hubertus Heil, Wirtschaftsexperte der 
Bundestagsfraktion. Sein Vorteil ist, 
dass er Chaos und Parteikrisen kennt, 
denn Heil hatte den Posten des Ge¬ 
neralsekretärs der Partei bereits von 
2005 bis 2009 inne. Wahlerfolge kann 
er nicht vorweisen - doch 2009 sollen 
angeblich vor allem Lranz Müntefering 
und Kajo Wasserhövel den Wahlkampf 
organisiert haben. 23 Prozent lautete 
damals das Wahlergebnis. Wasserhövel 
verschwand von der Bildfläche, Münte¬ 
fering trat zurück und Heil, der dem 
rechten Llügel der SPD zugerechnet 
wird, machte Karriere im Parlament. 

Jetzt soll Heil wohl „Lreiraum“ für 
Schulz schaffen - so der „Spiegel“ am 
30. Mai - und den Wahlkampf frischer 
sowie offensiver angehen. Kurz nach 
seiner Nominierung äußerte er sich zu 
seiner neuen Punktion und kündigte 
an, den Bundestagswahlkampf ohne 
Koalitionsdebatten führen zu wollen. 
„Die SPD hat einen hervorragenden 
Kanzlerkandidaten und ein ordentli¬ 
ches Programm“, nun müsse die Par¬ 
tei dafür kämpfen, dass daraus „gute 
Wahlergebnisse werden“. Alles wei¬ 
tere werde er in den nächsten Tagen 
mitteilen. Das war vor mehr als zwei 
Wochen ... 

nh 


Die SPD tut sich schwer 

Der alt-neue SPD-Generalsekretär Heil wird keine neuen Akzente setzen 
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Förderung für die Starken 

Stärkung der Benachteiligten durch Inklusion droht zu scheitern 


S chulen sollen für alle Kinder ge¬ 
eignet und folglich in umfassen¬ 
dem Sinn barrierefrei sein. Die¬ 
sen Anspruch bezeichnet der Begriff 
Inklusion. Der UN-Behindertenrechts- 
konvention zufolge soll die Einzigar¬ 
tigkeit jedes Menschen auch 
nach der Schulzeit gefördert, 
jede/r soll in die Lage ver¬ 
setzt werden, eigene Interes¬ 
sen selbst zu vertreten. Ziel 
von Bildung ist daher „Em- 
powerment“ Selbstermäch¬ 
tigung. 

Obwohl die Inklusion in 
sehr unterschiedlichem Tem¬ 
po vorangetrieben wird, gilt 
für alle Bundesländer, dass 
die sachlichen und personel¬ 
len Ressourcen nicht ausrei¬ 
chen, weil die Bildungsaus¬ 
gaben der Kostenreduktion 
zugunsten des gesellschaft¬ 
lichen Gesamtprofits un¬ 
terliegen. Eine von der Ge¬ 
werkschaft Erziehung und 
Wissenschaft (GEW) für die 
Lehrkräfte in Niedersachsen 
in Auftrag gegebene Belas¬ 
tungsstudie ergab 2017, dass 
es 80 Prozent der Lehrkräfte 
an Schulen als (eher) starke 
Belastung erleben, ihre An¬ 
sprüche an die Qualität der eigenen 
Arbeit aus Zeitmangel nicht umsetzen 
zu können. Inklusion erfordert im sel¬ 
ben Klassenraum gleichzeitig Unter¬ 
richt auf mehreren Niveaustufen, was 
bei einer bezahlten Gesamtvorberei¬ 
tungszeit von etwa 20 Minuten pro 
Unterrichtsstunde einschließlich aller 
Korrekturen kaum gut geplant werden 
kann. Ein jüngst pensionierter Grund¬ 
schulleiter aus Hessen in der Maiaus¬ 
gabe der GEW-Zeitung Erziehung und 
Wissenschaft: „Wir gaukeln allen vor, 
dass kein Kind zu kurz kommt, aber 
das stimmt nicht.“ 

Schulische Inklusion im Sinne der 
UN wurde bisher auch politisch ver¬ 
hindert und keine Landesregierung 
plant, die Auslese der leistungsstär¬ 
keren Kinder am Ende der gemein¬ 


samen Grundschulzeit aufzugeben. 
Oberschulen ohne Ausrichtung auf 
das Abitur, die von kaum noch 50 Pro¬ 
zent der Kinder besucht werden, sind 
von vornherein für benachteiligte Kin¬ 
der vorgesehen, die ihre Arbeitskraft 


später zu besonders schlechten Be¬ 
dingungen werden verkaufen müssen. 
Eine inklusive Regelschule in Form 
der Gemeinschaftsschule bis zur 10. 
oder 13. Klasse müsste in der politi¬ 
schen Auseinandersetzung erstritten 
werden und solange die Kräfteverhält¬ 
nisse das nicht gestatten, verlangt der 
Weg zur Inklusion allen Beteiligten 
einen hohen Aufwand an nicht eben 
aussichtsreicher Arbeit ab. 

Im Unterschied zu jenen EU-Län¬ 
dern, in denen die Sonderbildungsein¬ 
richtungen konzeptlos aufgelöst wor¬ 
den sind, ist der Weg zur Inklusion 
hierzulande von einer gewissen Plan¬ 
mäßigkeit geprägt, auch, weil eine all¬ 
gemeinbildende Schule zurzeit nicht 
für jedes Kind die beste ist. So ver¬ 
bleibt in Bremen, das mit großem Ab¬ 


stand als Spitzenreiter bei der Inklusi¬ 
on gilt, noch jedes einhundertste Kind 
in einer Sondereinrichtung; 2008 war 
es eines von 22 Kindern gewesen. Auch 
die Dimension der Herausforderungen 
wächst, da der GEW zufolge schon je¬ 


des vierte Kind in Gefahr ist, die schuli¬ 
schen Mindestanforderungen nicht er¬ 
füllen zu können. Daher ist es im Sinne 
aller Kinder, dass inzwischen ein nicht 
exklusiver - sozusagen inklusiver - An¬ 
spruch an Inklusion vorherrscht, der 
statt eines auf behinderte Kinder ein¬ 
geschränkten Fokus nun auch besonde¬ 
re Bedürfnisse etwa von finanziell be¬ 
nachteiligten, multikulturell geprägten 
oder sozial-medial geschädigten Kin¬ 
dern berücksichtigt. 

Noch auf ihrem Gewerkschaftstag 
2013 hatte die Bildungsgewerkschaft 
für die Schulen neben einer Absen¬ 
kung der Pflichtstundenzahl der Lehr¬ 
kräfte und der Klassenfrequenzen den 
Ausbau der Schulsozialarbeit, der psy¬ 
chologischen Beratung, der sonderpä¬ 
dagogischen Betreuung sowie eine Es¬ 


sensversorgung und umfassende Lern¬ 
mittelfreiheit verlangt. Hintergrund 
war damals die Erfahrung, dass ein 
wertschätzender Umgang mit Vielfalt 
in einer Beschränkung auf den Unter¬ 
richt nur scheitern kann und darüber hi¬ 
naus alle Aspekte des Schul¬ 
lebens, der Pausengestaltung 
und des Nachmittagsange¬ 
bots inklusiv geplant werden 
müssten. Von der Frühför¬ 
derung bis zur Berufsschule 
müsse auch die Gebäudeaus¬ 
stattung denjenigen Kindern 
entsprechen, die Therapie-, 
Rhythmik- und Teilungsräu¬ 
me benötigen. Vier Jahre spä¬ 
ter lautet das Fazit der GEW- 
Bundesvorsitzenden Marlis 
Tepe, dass der politische Wil¬ 
le dazu fehlt. 

Ein ganz großes Hinder¬ 
nis auf dem eingeschlagenen 
Weg sind auch Privatschulen. 
Dass sie laut einer Studie des 
Wissenschaftszentrums Ber¬ 
lin (2016) überall grundge¬ 
setzwidrig betrieben werden, 
weil das Verbot der Auswahl 
von Schülern und Schüle¬ 
rinnen nach dem Elternein¬ 
kommen (Artikel 7 GG) in 
keinem einzigen Bundesland 
eingehalten wird, hindert eine wach¬ 
sende Anzahl von Eltern nicht daran, 
ihre Kinder freiwillig dort anzumelden; 
hier wäre ein umfassenderes Verständ¬ 
nis von Verantwortung und Solidarität 
wünschenswert, also gerade solche so¬ 
zialen Kompetenzen, die beim inklusi¬ 
ven Lernen besonders geschult werden. 
Die dafür geeigneten Arbeitsbedingun¬ 
gen und Lernumstände müssten GEW 
und ver.di (die auch einen Teil der Bil¬ 
dungsarbeiter organisiert) auf einem 
Gebiet durchsetzen, das dem Arbeits¬ 
kampf zugänglich ist, dem der Arbeits¬ 
entlastung bei vollem Lohn- und Per¬ 
sonalausgleich. Falls nicht, wird der 
„emotionale(n) Rollback“, von dem 
ein Hamburger Kollege der Erziehung 
und Wissenschaft berichtete, das schon 
Erreichte gefährden. Uli Scholz 


Die Kernbrennstoffsteuer war vom 
Bund 2011 eingeführt worden, als die 
damalige schwarz-gelbe Koalition die 
Laufzeiten für Atomkraftwerke verlän¬ 
gerte. Die Steuer auf Kernbrennstoffe 
in Atomkraftwerken gab es sechs Jahre 
lang von 2011 bis 2016. Das Geld sollte 
den Haushalt konsolidieren helfen und 
in die Sanierung des maroden Atom¬ 
lagers Asse fließen. Durch die Abgabe 
sahen sich die Konzerne im Nachteil 
gegenüber anderen Stromerzeugern. 
Zu zahlen waren 145 Euro je Gramm 
auf alle Brennelemente, die erstmals 
in einem Reaktor zum Einsatz kamen. 
Die Bundesregierung erhob allerdings 
auch nach der Reaktorkatastrophe im 
japanischen Fukushima 2011 die Steuer 
weiter, als der beschleunigte Atomaus¬ 
stieg bis 2022 beschlossen wurde. 

Die Atomkonzerne klagten seit Jah¬ 
ren vor den zuständigen Finanzgerich¬ 
ten auf Rückzahlung. Sie bezweifeln, 
dass der Bund befugt war, diese Steuer 
zu erheben. Der Europäische Gerichts¬ 
hof (EuGH) billigte im Juni 2015 die 
Steuer. Das Finanzgericht in Hamburg 
hielt sie dagegen für verfassungswidrig. 
Letztere Einschätzung teilte nun das 
Bundesverfassungsgericht. „Da sich 
die Kernbrennstoffsteuer nicht dem 
Typus der Verbrauchsteuer im Sinne 
des Art. 106 GG zuordnen lässt, fehl¬ 
te dem Bundesgesetzgeber die Gesetz¬ 
gebungskompetenz für den Erlass des 
Kernbrennstoffsteuergesetzes“, ent¬ 
schieden die Richter. 

Die Richter hätten trotz Bedenken 
darauf verzichten können, das Gesetz 
rückwirkend für verfassungswidrig 
zu erklären. Bei Steuern kommt das 
durchaus vor, denn das eingenomme¬ 
ne Geld ist in solchen Fällen mit gro¬ 
ßer Wahrscheinlichkeit bereits ausge¬ 
geben. Die Brennelementesteuer aber 
sei „von Anfang an mit erheblichen fi¬ 
nanzverfassungsrechtlichen Unsicher¬ 
heiten“ belastet gewesen, heißt es in 
der Entscheidung. Darauf hätte man 
sich niemals verlassen dürfen. 

Die Konzerne sollen nun Geld zu¬ 
rückerhalten. Insgesamt soll der Bund 
rund 6 Milliarden Euro an die Strom¬ 
riesen zurücküberweisen. 

Herbert Becker 
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So sollte es in unseren Klassen sein 


Zocken mit Renten 

Die neue Betriebsrente ist reiner Beitragsklau 


Kampf gegen Rechts 

Noch viel politische Arbeit in Karlsruhe nötig 


Drei Rentengesetze wurden knapp 
vier Monate vor der Bundestagswahl 
von Schwarz-Rosarot verabschiedet. 
Bis 2025 soll die Ost- an die West- 
Rente angeglichen werden, die Men¬ 
schen müssen also weitere acht Jahre 
warten. Zudem soll die Hochwertung 
bzw. Umrechnung der Ost-Löhne er¬ 
satzlos gestrichen werden, was zu einer 
Verschlechterung für Ostrentnerlnnen 
führen wird. Leistungen für Menschen, 
die künftig eine Erwerbsminderungs¬ 
rente beziehen, wurden zwar ausge¬ 
baut, aber viel zu gering. Und mit dem 
Ausbau der Betriebsrenten sollen an¬ 
geblich Geringverdiener besser vor Al¬ 
tersarmut geschützt sein. 

Ziel des unsolidarischen Renten¬ 
paketes ist es, den Menschen Sand in 
die Augen zu streuen und das Thema 
Rente aus dem Wahlkampf heraus zu 
halten. Das darf auf keinen Fall gesche¬ 
hen. Insbesondere der Beitragsraub bei 
der gesetzlichen Rentenversicherung 
durch das „Betriebsrentenstärkungs¬ 
gesetz“ soll die Stabilität der gesetzli¬ 
chen Rente weiter zerstören. 

Über die sogenannte Entgeltum¬ 
wandlung sollen Beschäftigte gelockt 
werden, Beiträge an einen privaten 
Rentenversicherungskonzern zu zah¬ 
len statt in die gesetzliche Rentenkas¬ 
se. Damit kürzen sie ihre eigene ge¬ 
setzliche Rente und indirekt auch die 
aller anderen. Das zweite Lockmittel 
sind die 15 Prozent, die die Unterneh¬ 
mer auf die vom Beschäftigten an den 
Versicherungskonzern gezahlte Sum¬ 
me drauflegen müssen. Trotzdem aber 
sparen die Chefs über 20 Prozent, weil 
nämlich der Beitrag der Beschäftigten 


für die private Betriebsrente vom Brut¬ 
tolohn abgeht, für diesen Beitrag müs¬ 
sen die Arbeitgeber keine Zahlungen 
für die Sozialversicherung leisten und 
erhalten zusätzlich noch Förderungen 
aus unseren Steuergeldern für die 15 
Prozent Rentenzuschüsse. 

Mit dieser schwer durchschaubaren 
Konstruktion werden individuell und 
kollektiv der gesetzlichen Rentenversi¬ 
cherung Beiträge entzogen.Teile davon 
landen bei den privaten Versicherungs¬ 
konzernen, die damit auf dem Kapital¬ 
markt zocken. 

Was bekommt der oder die Rent¬ 
ner/in dafür? Eine sogenannte „Ziel¬ 
rente“ - keinerlei Garantie über die 
Höhe. „Auf Garantien und Mindest¬ 
leistungen durch die Versorgungsein¬ 
richtungen wird verzichtet“, freut sich 
Frau Nahles ganz offen für die Aktio¬ 
näre der Finanzinstitute. Das Zocker¬ 
risiko lag bei den traditionellen Be¬ 
triebsrenten eher bei den Unterneh¬ 
men. Jetzt wird es auf die Beschäftigten 
und zukünftigen Rentnerlnnen über¬ 
tragen. Das böse Erwachen kommt in 
der Auszahlungsphase: volle Besteue¬ 
rung, doppelte Sozialabgaben (Arbeit¬ 
nehmer- und Arbeitgeberbeitrag!) und 
eine niedrigere gesetzliche Rente. 

Denkt man den gesamten Prozess 
zu Ende, wird zynischerweise die Rente 
höher, wenn die Finanzanlagen steigen. 
Und die steigen, wenn die Konzerne 
„erfolgreich“ rationalisieren - also die 
Arbeitszeit verlängern, die Realeinkom¬ 
men kürzen, Jobs vernichten. Höhere 
Renten auf Kosten von Beschäftigten! 

Um aber steigende Sozialabgaben 
und das hohe Renteneintrittsalter zu 


verhindern - denn mit dieser Angstkeu¬ 
le sollen die Menschen den Versiche¬ 
rungskonzernen in die Arme getrieben 
werden - brauchen wir das Gegenteil: 
Mehr Beschäftigung, höhere Realein¬ 
kommen, die paritätische Einzahlung 
der Unternehmer in die gesetzliche 
Rentenversicherung und selbstver¬ 
ständlich auch Beiträge der Bundes¬ 
tagsabgeordneten in die gesetzliche 
Rentenversicherung, denn sie beschlie¬ 
ßen ständig die Rentenkürzungen. 

Nicht mehr Ältere sind das Prob¬ 
lem einer solidarischen Rente, son¬ 
dern dass von der von uns erarbeiteten, 
ständig wachsenden Produktivität sich 
die Herrschenden ein immer größeres 
Stück aneignen. Da hilft auch kein 
Schulz-Versprechen, das Rentenniveau 
auf 48 Prozent zu stabilisieren, wenn 
wir wissen, dass es von 57 Prozent im 
Jahre 1985 von den verschiedenen Re¬ 
gierungen abgesenkt und gleichzeitig 
das Renteneintrittsalter erhöht wurde. 

Niemand sollte seine schwer ver¬ 
dienten „Groschen“ den Aktionären 
der Versicherungskonzerne in den Ra¬ 
chen werfen. Denn Nahles’ neue „Be¬ 
triebsrente“ ist Beitragsklau an der 
gesetzlichen Rentenversicherung und 
verringert die persönliche gesetzliche 
Rentenhöhe. Sollten die Gewerkschaf¬ 
ten darüber Tarifverträge abschließen 
wollen, kann man sie und die Beschäf¬ 
tigten nur davor warnen. Denn zusätz¬ 
lich zum hier Beschriebenen besteht 
die Gefahr, dass die Unternehmer sich 
einen solchen Tarifvertrag mit Abstri¬ 
chen bei möglichen Lohn- und Ge¬ 
haltssteigerungen bezahlen lassen. 

Anne Rieger 


Für den 3. Juni 2017 mobilisierte die 
Partei „Die Rechte“ zum „Tag der 
deutschen Zukunft“ (TddZ) nach 
Karlsruhe. Angekündigt waren 1 000 
Teilnehmer, tatsächlich nahmen je¬ 
doch lediglich 300 an dem faschisti¬ 
schen Aufmarsch teil. 

Das Gegenbündnis zählte 154 Or¬ 
ganisationen und brachte 3000 bis 
4000 Menschen auf die Straßen. Vor 
dem Hintergrund einer politischen 
Spaltung des antifaschistischen Pro¬ 
tests wurde das im Bündnisaufruf for¬ 
mulierte Ziel, den Naziaufmarsch zu 
verhindern, nicht realisiert. 

Spaltung des Protestes 

Das Kräfteverhältnis ist hier entschei¬ 
dend, und dieses war nicht auf Seiten 
derjenigen, die den Naziaufmarsch 
verhindern wollten. 

Die Spaltung war vor Ort unmit¬ 
telbar sichtbar. Während auf der einen 
Seite der Absperrungen entlang der 
Aufmarschroute bis zu 3 000 in dem 
Demozug des DGB unter dem Mot¬ 
to „Unsere Zukunft ist bunt“ parallel 
zum Naziaufmarsch und in Sicherheit 
durch Durlach zogen, wurden die Pro¬ 
teste der jugendlichen Antifaschistin¬ 
nen auf der anderen Seite des Aufzugs 
der Rechten von der Polizei mit über 
hundert Zusammenstößen und zahl¬ 
reichen Verletzten und Festnahmen 
beantwortet. 

Während IG Metall und ver.di-Ju¬ 
gend auf der „sicheren“ Seite mit dem 
DGB unterwegs waren, waren die ju¬ 
gendlichen Antifaschisten auf der an¬ 
deren Seite den Attacken der Polizei 
ausgesetzt. 


Die DKP war hier an vorderster 
Front aktiv und verantwortete eine 
Mahnwache, mit der sie einen Orien¬ 
tierungspunkt für die antifaschistischen 
Aktionen absicherte. 

Von der Kundgebungsbühne von 
Stadt und DGB kamen dagegen verba¬ 
le Distanzierungen von mutmaßlichen 
linken „Gewalttätern“. Diese Spaltung 
des Protests verlief entlang der soge¬ 
nannten „Extremismustheorie“. Damit 
sollten allen Anstrengungen, das von 
154 Organisationen nachdrücklich er¬ 
klärte Ziel des Verhinderns, der Bo¬ 
den entzogen und mit Verweis auf eine 
mutmaßliche „Gewaltbereitschaft“ kri¬ 
minalisiert werden. 

DKP orientiert 

Es kommt politisch für uns darauf an, 
die „Sozialpartnerschaft“ des DGB mit 
der Stadt deutlich zu kritisieren und an 
der Überzeugung auch im DGB zu ar¬ 
beiten, dass für die Gewerkschaften Fa¬ 
schisten eine Bedrohung und eine Ge¬ 
fahr darstellen. Es kommt aber auch 
darauf an, mit den jugendlichen Anti¬ 
faschistinnen politisch zu arbeiten, um 
ihnen zu vermitteln, dass nicht die Po¬ 
lizei, sondern die Faschisten die Geg¬ 
ner sind.Wird nur die Polizei als der 
eigentliche Gegner wahrgenommen, 
mit dem man sich anlegt und dabei 
doch wenig erreicht, bleiben die Fa¬ 
schisten und die bürgerlichen Struk¬ 
turen, die den Aufmarsch erst er¬ 
möglichten, außen vor. Faschistische 
Aufmärsche, Rechtspopulismus und 
Rechtsentwicklung werden dadurch 
nicht verhindert, sondern nehmen zu. 

Helmut Woda + kaj 
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Der Feind ist ein Freund 
meines Freundes 

Katar und Saudi-Arabien haben beste Beziehungen zu den USA- 
regional verfolgen sie unterschiedliche Interessen 



Präsident Donald Trump und der König Salman bin Abdulaziz Al Saud beim gemeinsamen Säbelrasseln in Riad (20. Mai 2017). 


Gegen Russland 

In Litauen haben am Montag mehr 
als 5 000 NATO-Soldaten eine Mi¬ 
litärgroßübung begonnen. Mit dem 
unter deutschem Kommando ste¬ 
henden Manöver „Iron Wolf“ sol¬ 
le die Einsatzbereitschaft des zur 
„Abschreckung Russlands“ in Li¬ 
tauen stationierten NATO-Batail- 
lons überprüft werden. 

Noch mehr Risse 

Wie im belgischen Atomreaktor 
Tihange 2 sind auch am Meiler 
Doel im Norden des Landes wei¬ 
tere Mikrorisse entdeckt worden. 
Zusätzlich zu den rund 13 000 be¬ 
kannten Stellen wurden nun 300 
weitere sogenannte Wasserstoff¬ 
mikrobläschen im Stahl des Re¬ 
aktordruckbehälters festgestellt, 
bestätigte der Betreiberkonzern 
Engie Electrabel am Montag. An¬ 
geblich sei die Sicherheit der Men¬ 
schen aber nicht in Gefahr, so die 
Betreiber, Belgiens Innenminis¬ 
ter Jan Jambon und die belgische 
Atomaufsichtsbehörde. Atom¬ 
kraftgegner forderten dagegen er¬ 
neut einen Stopp der Uraltmeiler. 
Am Wochenende zuvor war be¬ 
reits bestätigt worden, dass im Re¬ 
aktor 2 in Tihange 70 weitere Mi¬ 
krobläschen gefunden wurden, zu¬ 
sätzlich zu den bereits bekannten 
über 3 200. Dabei handelt es sich 
um winzige Einschlüsse von Was¬ 
serstoff im Stahl. 

Premier will 
Koalition beenden 

Der finnische Premier Juha Sipi- 
lä hat angekündigt, die Koalition 
mit der nationalistischen „Partei 
der Wahren Finnen“ aufzukündi¬ 
gen. Eine Zusammenarbeit mit der 
Partei unter ihrem neuen Vorsit¬ 
zenden sei nicht möglich, teilte er 
am Montag mit. Die fremdenfeind¬ 
liche Partei hatte am vergangenen 
Sonntag den Rechtsaußen-Politiker 
Jussi Halla-aho zum neuen Chef ge¬ 
wählt. Der Chef der dritten Koaliti¬ 
onspartei, Petteri Orpo, äußerte sich 
ähnlich wie Sipilä. Halla-aho wurde 
2012 höchstrichterlich wegen islam¬ 
feindlicher Äußerungen der Aufsta¬ 
chelung zum Rassenhass für schul¬ 
dig befunden. 


S audi-Arabien, Ägypten, Bahrain 
und andere Staaten haben buch¬ 
stäblich über Nacht alle wirtschaft¬ 
lichen und diplomatischen Beziehungen 
zu Katar abgebrochen. Fluglinien wur¬ 
den eingestellt, Grenzen geschlossen. 
Damit soll Katar dazu gebracht werden, 
seine Unterstützung für Terroristen ein¬ 
zustellen. 

Es fällt schwer zu entscheiden, wel¬ 
cher der Golfstaaten die Dschihadisten 
mehr unterstützt, ob Katar oder Saudi- 
Arabien - oder ob doch die Türkei oder 
die USA die größten Unterstützer dieser 
Gruppen sind. So hat der Vorwurf Saudi- 
Arabiens, Katar würde den Terrorismus 
unterstützen, etwas Bizarres. Er ist nicht 
falsch, trifft aber auf Saudi-Arabien und 
die anderen genannten Länder selbst zu. 

Terroristen gibt es in unterschied¬ 
licher Couleur: Katar versucht, seine 
Interessen über die Organisation der 
Moslembrüder durchzusetzen, während 
Saudi-Arabien diejenigen Kräfte stärkt, 
die sich auf die wahhabitische Ideolo¬ 
gie beziehen. Das ist seit Jahren so und 
hat schon in der Vergangenheit die Be¬ 
ziehungen zwischen Saudi-Arabien und 
Katar belastet. Katar wie Saudi-Arabien 
sind „beste Freunde“ der USA. Die ei¬ 
nen haben den größten Waffendeal mit 
den USA abgeschlossen, die anderen ha¬ 
ben die größte US-Militärbasis in ihrem 
Land, doch beide Staaten haben unter¬ 
schiedliche Interessen. 

Differenzen zeigten sich bereits vor 
einigen Wochen im Krieg gegen den Je¬ 
men. Katar gehört dem saudischen Mili¬ 
tärbündnis an, doch gegen die saudischen 
Interessen unterstützt Katar die Unab¬ 
hängigkeitsbewegung im Süden des Lan¬ 
des. Und man muss nicht lange suchen, 
um hinter dem Streit zwischen Katar und 
Saudi-Arabien den großen Konflikt um 
den Iran auszumachen, der wieder im Fo¬ 
kus der US-Regierung steht. 

Bei allem Auf und Ab der politi¬ 
schen Konjunktur bewahrten Katar und 


der Iran über die Jahre verhältnismä¬ 
ßig positive Beziehungen. Schließlich 
ist die Wirtschaft beider Staaten auf die 
gemeinsame Ausbeutung eines großen 
Erdgasfeldes im Persischen Golf ange¬ 
wiesen: Das „South-Pars“ und „North 
Dome“-Gasfeld. Es enthält mehr ge¬ 
winnbare Reserven an Erdgas als alle 
anderen bekannten Felder zusammen. 
Die beiden Staaten müssen Zusammen¬ 
arbeiten - eine Misswirtschaft auf der ei¬ 
nen Seite würde sich negativ auch auf die 
andere Seite auswirken. Doch diese Zu¬ 
sammenarbeit widerspricht fundamental 
den Vereinbarungen, die auf der Konfe¬ 
renz von Riad getroffen wurden. 

Als US-Präsident Trump im Mai mit 
den führenden Politikern der arabischen 
und islamischen Welt in Riad zusammen¬ 
traf, wurden nicht nur Waffengeschäfte 
vereinbart. In einer gemeinsamen Erklä¬ 
rung sprachen sich die Vertreter der Staa¬ 


ten - darunter die Hauptsponsoren des 
Terrorismus - für Partnerschaft, Entwick¬ 
lung, eine bessere Zukunft für die Jugend 
und eben auch den Kampf gegen den Ter¬ 
rorismus aus. Was aber wirklich gemeint 
war, stand im „Kleingedruckten“: Die an¬ 
wesenden Staaten wiesen die Politik des 
Iran, die die Stabilität und Sicherheit der 
Region und der Welt untergrabe und den 
Terrorismus fördere, zurück. 

Diese Erklärung entsprach den Vor¬ 
stellungen Saudi-Arabiens und der USA, 
die beide versuchen, den Einfluss des 
Iran zu verringern. Von hier war es nur 
noch ein Schritt zur Maßregelung Katars. 
Zum Anlass diente eine Meldung der ka¬ 
tarischen Nachrichtenagentur, wonach 
der Emir von Katar sich gegen eine Po¬ 
litik der Konfrontation gegenüber dem 
Iran ausgesprochen habe. Die Meldung 
wurde schnell zurückgezogen und wird 
offiziell als Folge eines Hacker-Angriffs 


dargestellt. Aber die Nachricht ist nicht 
aus der Luft gegriffen: Mittlerweile ver¬ 
bessern sich die Beziehungen zwischen 
dem Iran und Katar weiter, Iran stellt 
Häfen zur Verfügung und fliegt Waren 
nach Katar, um die Folgen der wirtschaft¬ 
lichen Sanktionen abzuschwächen. Der 
türkische Präsident Erdogan - ein Partei¬ 
gänger der Moslembrüder - unterstützt 
Katar und lässt sogar Truppen schicken. 
So bildet sich eine seltsame Zusammen¬ 
arbeit zwischen Iran, der Türkei und Ka¬ 
tar heraus - die an eine frühere Zusam¬ 
menarbeit anknüpfen kann. 

Der Konflikt sendet Schockwellen 
nach Europa und insbesondere nach 
Deutschland. Schließlich ist Katar nach 
eigenen Angaben größter arabischer In¬ 
vestor in Deutschland. Und so geht es 
in der Region auch um deutsche Inte¬ 
ressen, wie Kanzlerin Merkel erklärte. 

Manfred Ziegler 


Gegen die Verträge mit der EU 

Schweizer Kommunisten hielten ihren 23. Parteitag ab 


Bildung, Klassenkampf, 
Sozialismus 

37. Parteitag der KP Schwedens 


Am 10. und 11. Juni traf sich die Par¬ 
tei der Arbeit der Schweiz in Neuchätel 
(Neuenburg) zu ihrem 23. Ordentlichen 
Parteitag. 32 Delegierte aus acht Kan¬ 
tonen, in der Mehrzahl aus der franzö¬ 
sischsprachigen Westschweiz sowie aus 
Bern, dem Tessin, St. Gallen und Zürich, 
diskutierten zwei zentrale Dokumente 
und wählten eine neue Parteileitung. 

Die PdAS (frz: PST/POP, it: PSdL) 
ist de facto die Kommunistische Partei 
in der Schweiz. Im italienischsprachigen 
Tessin hat sich nach einem Streit, der 
zum Ausschluss einiger Parteimitglie¬ 
der geführt hatte, vor Jahren allerdings 
in strikter Abgrenzung auch eine „Par- 
tito Comunista“ (PC) gegründet. Die 
Tessiner Struktur der Partei der Arbeit 
(PSdL) hat sich inzwischen wieder sta¬ 
bilisiert. 

Das föderale System der Schweiz 
macht es der Leitung einer Klassen¬ 
partei, die den selbstverständlichen An¬ 
spruch hat, in allen Teilen des Landes 
aktiv zu sein, nicht leicht. Die drei Spra¬ 
chen, verbunden mit der unterschied¬ 
lichen Sozialstruktur in den Regionen, 
können zu differenzierten Ansätzen 
der Politik führen. Die PdAS verfügt in 
sechs Kantonen über Abgeordnete; im 
gastgebenden Kanton Neuchätel, der 
die höchste Arbeitslosigkeit des Lan¬ 
des aufweist und wo sieben Prozent 
der Bevölkerung von Sozialhilfe leben 
müssen, hat die Partei als PST/POP ihre 
stärksten Bastionen. 

Parteipräsident Gavriel Pinson 
konnte als internationale Gäste Vertre¬ 
ter der 4-Parteien-Konferenz begrüßen, 
an denen die PdAS seit 2015 beobach¬ 
tend teilnimmt: Von der Partei der Ar¬ 


beit Belgiens sowie von der DKP. Die 
KP Kubas sandte ein Grußschreiben 
des Zentralkomitees. 

Hauptthema des ersten Konferenz¬ 
tags waren die Standpunkte der Par¬ 
tei zu den bilateralen Verträgen der 
Schweiz mit der EU. Nach einer Volks¬ 
abstimmung, die sich gegen die Perso¬ 
nenfreizügigkeit ausgesprochen hatte, 
sind die nach dem „Nein“ der Schwei¬ 
zer Bevölkerung zur Mitgliedschaft in 
der EU (1992) ersatzweise umgesetz¬ 
ten bilateralen Abkommen jetzt wie¬ 
der in Frage gestellt. Zumeist muss die 



PdAS/ PST-POP/ PSdL 


Schweiz Normen der EU anerkennen, 
selbst wenn diese nicht den Schweizer 
Normen entsprechen, so auch im emp¬ 
findlichen Lebensmittelbereich. Die 
PdAS war zunächst in der Haltung zur 
EU gespalten, hat sich bei einem Partei¬ 
tag 2008 dann aber mehrheitlich gegen 
die Europäische Union entschieden; 
das gilt noch deutlicher für heute. 

Länger wurde über die Frage der 
Grenzgänger diskutiert. Zehntau¬ 
sende reisen täglich aus Deutschland 
oder Frankreich ein, was vor allem in 
der Westschweiz negative Auswirkun¬ 
gen auf den Arbeitsmarkt hat. In den 
grenznahen Orten Frankreichs wieder¬ 


um führen die höheren Löhne bei Men¬ 
schen, die in der Schweiz besser verdie¬ 
nen, zu Druck und höheren Kosten im 
Wohnungsmarkt. Mit wenigen Ände¬ 
rungen wurde der Antrag zu bilateralen 
Verträgen, die die PdAS als gescheitert 
ablehnt, unter anderem weil sie „darauf 
abzielen, die Schweiz in den europäi¬ 
schen Markt zu integrieren“ einstimmig 
angenommen. Ein weiteres Dokument, 
das die Delegierten beschlossen, befasst 
sich mit der internationalen Lage. 

Im Rahmen einiger Statutenände¬ 
rungen, bei denen unter anderem be¬ 
schlossen wurde, dass Parteitage künftig 
nicht alle zwei, sondern alle vier Jahre 
abgehalten werden, kam es zu einer län¬ 
geren Debatte über das Abstimmungs¬ 
verhalten des einzigen Vertreters der 
Partei der Arbeit im Nationalrat, Denis 
de la Reussille. Er hatte im Nationalrat 
mit seiner Stimme gegen die Haltung 
seiner Partei eine Erhöhung des Ren¬ 
teneintrittsalters für Frauen von 64 auf 
65 Jahre ermöglicht. Der Antrag der 
Züricher Sektion der Partei, dass „eid¬ 
genössische Parlamentarier/innen“, die 
nicht Mitglied des ZK sind, zu dessen 
und den Sitzungen der Parteileitung 
nicht einfach eingeladen, sondern ver¬ 
pflichtend zur Teilnahme aufgefordert 
werden, scheiterte hauchdünn an der 
notwendigen Zweidrittelmehrheit. Ziel 
war eine engere Anbindung der Abge¬ 
ordneten an die Strukturen der Partei. 

Die Anwesenden wählten im Block 
ein neues Zentralkomitee und eine Par¬ 
teileitung aus neun Mitgliedern. Par¬ 
teipräsident Gavriel Pinson wurde ein¬ 
stimmig wiedergewählt. 

Günter Pohl 


Vom 26. bis 28. Mai - 100 Jahre nach der 
Gründung der Partei - fand in Stockholm 
der 37. Parteitag der KP Schwedens (SKP) 
statt. Es gab 30 Grußworte von kommu¬ 
nistischen Parteien aus der ganzen Welt, 
Vertreter der KP in Dänemark, der KP 
Norwegens und der KKE aus Griechen¬ 
land nahmen am Parteitag teil. Zentrale 
Themen waren die Bildungs- und die Ge¬ 
werkschaftspolitik. 

Zur Bildungspolitik hat die Partei ein Pro¬ 
gramm verabschiedet, das sich gegen die 
immer schlechtere Ausstattung des schwe¬ 
dischen Bildungssystems richtet - Schwe¬ 
den hat weltweit einen der höchsten An¬ 
teile von Privatschulen. Gleichzeitig wer¬ 
den dort Überlegungen für die Rolle des 
Bildungssystems im Sozialismus angestellt. 

Auch der Entwurf für ein politisches 
Programm zur Arbeit in den Gewerk¬ 
schaften wurde mit wenigen Änderungen 
beschlossen. Ziel ist es, die Gewerkschaf¬ 
ten wieder zu Kampforganisationen der 
Arbeiterklasse zu machen und die Rolle 
der KP in diesen zu stärken. 

Der Parteitag verabschiedete zudem 
Änderungen am Parteiprogramm der 
SKP, dies betrifft unter anderem die Pers¬ 
pektive einer sozialistischen Gesellschaft: 
„Das neue Programm zieht den Schluss, 
dass die imperialistischen Gegensätze, 
die in der Welt herrschen und die auch 
zu neuen Weltkriegen führen können, 
nur dadurch bekämpft werden können, 
dass die treibende Kraft hinter den im¬ 
perialistischen Kriegen, namentlich das 
Profitstreben, und das System, das dieses 
voraussetzt, beseitigt werden. (...) Auch 
das frühere Konzept eines schrittweisen 


Wegs zum Sozialismus wurde auf dem 
Parteitag diskutiert. Die Produktivkräf¬ 
te sind in unserer Zeit so gereift und in 
einem solchen Ausmaß entwickelt, dass 
ein direkter Übergang zum Sozialismus 
objektiv möglich ist. Das Programm wur¬ 
de daher darin deutlich, dass es von kri¬ 
tischer Wichtigkeit ist, dass die Arbeiter¬ 
bewegung in jedem Land die Frage des 
Sozialismus aufgreift“, heißt es in einer 
Zusammenfassung der SKP zu den Er¬ 
gebnissen des Parteitags. 

Weitere Themen waren die Entwick¬ 
lung der Partei und der Parteipresse, der 
Parteibildungsarbeit, Gleichberechtigung 
der Geschlechter, ökologische Fragen. Zu 
Letzteren soll bis zum nächsten Parteitag 
ein ausführliches politisches Programm 
erarbeitet werden. 

Der bisherige Vorsitzende der SKP, 
Victor Diaz De Filippi, kandidierte nicht 
mehr für den Vorsitz. An seiner Stelle 
wurde Andreas Sörensen gewählt. In sei¬ 
nem Schlusswort ging er auf den wach¬ 
senden Nationalismus und auf die wach¬ 
sende Hetze gegen Flüchtlinge und Ar¬ 
beiter aus anderen Ländern, vor allem 
aus Polen und dem Baltikum ein. Dies sei 
ein Mittel, die Arbeiterklasse zu spalten, 
während das schwedische Finanzkapital 
sich nach außen eng an den US-ameri¬ 
kanischen und deutschen Imperialismus 
binde und imperialistische Kriege unter¬ 
stütze. Auch auf die Rolle der EU wurde 
in diesem Zusammenhang hingewiesen. 

Die SKP sei, so Sörensen, zwar immer 
noch eine kleine Partei, aber sie wachse, 
verjünge sich und werde ideologisch stär¬ 
ker. Renate Koppe 
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Gauner am Ruder 

Auf den parlamentarischen Putsch in Brasilien folgt ein erbitterter Machtkampf 



Brasiliens Gewerkschaften mobilisieren massiv gegen Temers „Reforms-Pläne. 


S eit mehr als einem Jahr mobili¬ 
siert Brasiliens linke Opposition 
unter der Losung „Fora Temer!“ 
(Weg mit Temer!) ihre Anhänger ge¬ 
gen den Staatschef. Am 12. Mai 2016 
hatte Michel Temer von der rechtsop¬ 
portunistischen Partei der Demokra¬ 
tischen Bewegung (PMDB) das Amt 
zunächst provisorisch übernommen, 
nachdem eine Mehrheit der Abge¬ 
ordneten des konservativ beherrsch¬ 
ten Unterhauses die erst im Okto¬ 
ber 2014 gewählte Präsidentin Dilma 
Rousseff von der Arbeiterpartei (PT) 
suspendiert hatte. Am 31. August wur¬ 
de Rousseffs Absetzung nach einem - 
wegen angeblicher Haushaltstricks 
durchgeführten - Amtsenthebungs¬ 
verfahren durch eine Abstimmung des 
Senats dann endgültig. Der vormalige 
Vizepräsident Temer - von Rousseff 
politisch abgemeldet - war am Ziel 
seiner Vendetta. Dank eines kalten 
Putsches unter Mitwirkung hoher 
Kreise der Justiz, der das Ergebnis ei¬ 
ner Intrige rechter Parlamentarier war, 
konnte er sich das Präsidentenamt er¬ 
gaunern. Für den Anschlag auf die De¬ 
mokratie floss Geld aus den schwar¬ 
zen Kassen großer Kapitalgeber, um 
damit etliche Abgeordnetenstimmen 
kaufen zu können. Am Drehbuch zu 
diesem Coup hatten - wie bereits bei 
der Errichtung der zivil-militärischen 
Diktatur 1964 - die US-Dienste mit¬ 
geschrieben. Wie unter anderem aus 
Veröffentlichungen der Enthüllungs¬ 
plattform Wikileaks hervorgeht, steht 
das ressourcenreiche Brasilien seit 
Jahren wie kaum ein anderes Land in 
deren Fokus. 

Temers Kabinett reicher alter wei¬ 
ßer Männer drehte Brasiliens Politik 
sofort auf Gegenkurs zu dem Pro¬ 
gramm, das 2014 ein Wählervotum er¬ 
halten hatte. Sie folgt nun wieder aso¬ 
zialen neoliberalen Grundsätzen, au¬ 
ßenpolitisch kehrte das größte Land 
Südamerikas in das Fahrwasser der 
US-Administration zurück, bildet mit 
weiteren in dieser Richtung orientier¬ 
ten Staaten - wie Argentinien, Mexi¬ 
ko und Paraguay - einen neuen rech¬ 
ten Block in der Region. Gefördert 
wurde die Wende in Brasilia, die eine 
mehr als 13 Jahre währende Ära von 
PT-geführten Regierungen beendete, 
verstärkt seit 2013 durch eine massive, 
die Bevölkerung scharf polarisierende 
Kampagne der mächtigen Konzernme¬ 


dien, allen voran des Globo-Konzerns. 
Temer und die seinen wurden nun als 
Retter des Vaterlandes ausgegeben. 
Trotz etlicher Skandale um tief im Kor¬ 
ruptionssumpf watende Mitglieder sei¬ 
ner Regierung - ein Minister nach dem 
anderen musste wegen Anklagen zu 
kriminellen Machenschaften die erste 
Reihe wieder räumen - konnte diese 
zunächst auf das Wohlwollen der von 
der Oligarchie bestellten Meinungs¬ 
macher zählen. Die Temer-Regierung 
würde das umsetzen, was „die Märk¬ 
te“ wünschten und die in einer tiefen 
Rezession steckende Wirtschaft zum 
Wohle aller wieder ankurbeln, so wur¬ 
de propagiert. 

Trotz der medialen Schützenhil¬ 
fe verfiel Temers ohnehin niedriger 
Kurs bei der Bevölkerung stetig. Vom 
versprochenen Aufschwung ist für die 
meisten Brasilianer nichts zu spüren. 
Im Gegenteil: Das Leben verteuert 
sich weiter, die offiziellen Arbeitslo¬ 
senzahlen erreichen immer neue Re¬ 
kordwerte. Landesweit wird der Pro¬ 
test auf der Straße gegen die „Refor¬ 


men“ stärker. Die Menschen empören 
sich über die Änderung der Verfassung, 
mit der die Staatsausgaben zu Lasten 
von Bildung, Sozialem und Gesundheit 
für Jahre im voraus gedeckelt wurden. 
Temers Pläne zur Beschneidung der 
Renten und Eliminierung von Arbeits¬ 
rechten treffen auf den Widerstand der 
Gewerkschaften, linken Parteien und 
sozialen Bewegungen. Immer brutaler 
wird die Repression der Staatsmacht 
gegen die Demonstranten. 

Am 28. April erlebte Brasilien den 
größten Generalstreik seit Jahrzehn¬ 
ten. Rousseffs Vorgänger als Präsi¬ 
dent, Lula da Silva von der PT, dessen 
Regierungen große Sozialprogramme 
ins Leben gerufen und Millionen Bra¬ 
silianer aus der Armut geholt hatten, 
legt indessen in Umfragen immer wei¬ 
ter zu. Bei regulär 2018 wieder anste¬ 
henden Präsidentschaftswahlen wäre 
Lula haushoher Favorit. Für die Eli¬ 
ten, die den Putsch förderten, ist seine 
Rückkehr an die Spitze des Staates ein 
Schreckensszenario. Ein rechter Rich¬ 
ter mit engen FBI-Kontakten über¬ 


zieht Lula seit Monaten mit Phanta¬ 
sieklagen, die darauf abzielen, ihn po¬ 
litisch auszuschalten. 

Seit Mitte Mai hat das „Weg-mit- 
Temer“-Lager Zuwachs besonderer 
Art. Die Globo-Medien schießen nun 
aus allen Rohren auf den von ihnen 
selbst mit ins Amt gehobenen Präsi¬ 
denten. Anlass boten der kompromit¬ 
tierende Mitschnitt eines Gesprächs 
Temers mit dem Boss des JBS-Fleisch- 
konzerns und eine von der Polizei mit¬ 
gefilmte Schmiergeldübergabe an ei¬ 
nen Gewährsmann des Präsidenten. 
Tag für Tag wird mit neuen Enthüllun¬ 
gen nachgelegt. 

Temers Bananenrepublik ist 
schlecht fürs Geschäft, stärkt die Op¬ 
position. Bei einem Rücktritt muss der 
Präsident den Knast fürchten. Mit al¬ 
len Mitteln zögert er deshalb sein Ende 
hinaus, verspricht Steuersenkungen für 
die Reichsten und sabotiert die Justiz. 
Ein kurzes und dunkles Kapitel in Bra¬ 
siliens Geschichtsbüchern ist ihm be¬ 
reits sicher. 

Peter Steiniger 


Gewalt in Venezuela 

Venezolanische Oppositionelle ha¬ 
ben Anfang der Woche in Caracas 
ein Gebäude des Obersten Ge¬ 
richtshofs in Brand gesetzt. Über 
dem Gebäude, in dem sich der Sitz 
des Direktoriums befindet, waren 
Flammen und dichter Rauch zu se¬ 
hen. Ersten Berichten zufolge gab 
es drei Verletzte. 

Zuvor hatte der Oberste Ge¬ 
richtshof eine Beschwerde gegen 
die von Präsident Maduro einbe- 
rufene Verfassungsgebende Ver¬ 
sammlung zurückgewiesen. Die 
Opposition fürchtet, dass Maduro 
über die Wahlen zur Verfassungs¬ 
gebenden Versammlung - die am 
30. Juli stattfinden sollen - die poli¬ 
tische Lage stabilisieren könnte. Re¬ 
gierungsgegner haben angekündigt, 
die Wahlen zu boykottieren. 

Der wegen Anstachelung zur 
Gewalt verurteilte und inhaftier¬ 
te Oppositionspolitiker Leopoldo 
Lopez hat derweil das venezolani¬ 
sche Militär zur „Rebellion“ aufge¬ 
rufen. Die Soldaten sollten sich der 
Regierung widersetzen, forderte er 
in einem Video, das über Twitter 
verbreitet wurde. Auch die Armee 
wolle „Freiheit und Demokratie“, so 
Lopez weiter. 

Seit Monaten versucht die Op¬ 
position über gewaltsame Zuspit¬ 
zung einen Sturz Maduros zu er¬ 
zwingen, fast 70 Menschen sind 
bereits bei Auseinandersetzungen 
zwischen Demonstranten, mit der 
Polizei oder durch politischen Mord 
zu Tode gekommen. 

In Chacao, einem zum Bundes¬ 
staat Miranda gehörenden Mittel¬ 
schichtsviertel der venezolanischen 
Hauptstadt Caracas, griffen Regie¬ 
rungsgegner ein Gebäude des Woh¬ 
nungsbauministeriums an und ge¬ 
fährdeten dabei auch Kinder, die 
sich in einer dort untergebrachten 
Vorschule aufhielten. 45 Kinder 
und 900 Angestellte mussten we¬ 
gen der Attacke evakuiert werden. 

FARC übergeben Waffen 

Die Revolutionären Streitkräfte 
Kolumbiens (FARC) haben nach 
eigenen Angaben 30 Prozent ihrer 
Waffen an Vertreter der UNO über¬ 
geben. „Das ist der Anfang vom 
Ende unserer Entwaffnung“, sagte 
ihr Kommandeur Rodrigo Londono 
„Timoschenko“. 

Die entwaffneten Kämpfer sol¬ 
len gemäß dem Friedensabkommen 
mit der Regierung in das zivile Le¬ 
ben zurückkehren. 


Was will Macron? 

Notstands- und Ermächtigungsgesetze in Frankreich 


Am 5. und 6. Juni, nach ersten Gesprä¬ 
chen mit der Regierung, erhielten Ge¬ 
werkschaften und Wirtschaftsbosse ein 
Arbeitspapier der Regierung, die 18 
kommenden Monate betreffend. Es 
nimmt Bezug auf Globalisierung und 
Wandel in der Wirtschaft, und die Ge¬ 
werkschaft CGT merkte an, dass es in 
einem Geist verfasst sei, der die Haupt¬ 
ursachen der Massenarbeitslosigkeit in 
den Kosten der Arbeit und in den kol¬ 
lektiven Garantien für die Lohnabhän¬ 
gigen sieht. Die Stärkung der Macht 
des Kapitals und mehr Flexibilität von 
Seiten der Beschäftigten, solle Quelle 
einer besseren Wettbewerbsfähigkeit 
und der Schaffung von Arbeitsplätzen 
sein. Außerdem ist die Schwächung der 
Branchengewerkschaften sowie der 
Gewerkschafts- und Personalvertre¬ 
tungen vorgesehen. 

Am 6. Juni wurde in der Tageszei¬ 
tung „Le Parisien“ das bereits vom 
12. Mai datierte Projekt Macrons zur 
Arbeitsreform veröffentlicht. Dies muss 
als Warnung verstanden werden, erfolg¬ 
te die Veröffentlichung doch kurz vor 
der Parlamentswahl, die am vergange¬ 
nen Sonntag stattfand. Unabhängig da¬ 
von, ob seine Partei im Parlament die 
Mehrheit haben werde, heißt es, werde 
Macron ein Ermächtigungsgesetz per 
Verfügung erlassen, um ein neues Ar¬ 
beitsgesetz durchzudrücken. Das sei ge¬ 


mäß Verfassung, Art. 38 von 1958, auch 
ohne Zustimmung des Parlaments über 
drei Monate möglich. 

Selbst ein Dialog mit den Gewerk¬ 
schaften, so führt „Le Parisien“ aus, sei 
nicht nötig, wenn „ein offenkundiger 
Notfall“ vorliege. Zu diesen Notfällen 
zählt das Projekt acht Punkte zur prak¬ 
tischen Alleinbestimmung der Unter¬ 
nehmen über die Lohnabhängigen. Die 
Französische Kommunistische Partei 
(PCF) erklärte: „Wenn ein solcher Text 
in Kraft gesetzt wird, erzielen (der Un¬ 
ternehmerverband) MEDEF und die re¬ 
aktionären Kräfte den Tod des Arbeits¬ 
vertrages, der nur noch den Unterneh¬ 
men obliegt und begleitet wird von alten 
Forderungen der Bosse zur Arbeitszeit, 
Gesundheit und Arbeitssicherheit.“ 

Premier- und Arbeitsminister de¬ 
mentierten gleich einen Tag später, dies 
sei nicht das Projekt ihrer Regierung, 
Gespräche mit den großen Gewerk¬ 
schaften würden weiterhin geführt. 
Vom Premierminister Edouard Philip¬ 
pe ist bekannt, dass er das Parlament für 
„Zirkus“ hält. Die CGT zog nunmehr 
Parallelen zu der von Macron ange¬ 
kündigten beabsichtigten Verlängerung 
des Notstands über den 15. Juli hinaus: 
„Der Notstand dient definitiv mehr der 
sozialen Kontrolle der Bürger als dem 
Bekämpfen des Terrorismus.“ Es wer¬ 
de laut Amnesty International bisher 


von 639 Aufenthaltsbeschränkungen 
für aktive Demonstranten gegen das 
Arbeitsgesetz El Khomri ausgegangen. 
Der weitere Notstand diene der Lega¬ 
lisierung der Beschränkungen, der Ein¬ 
schränkung individueller Freiheitsrech¬ 
te und des Demonstrationsrechts. 

Macrons Bewegung „En Marche!“ 
wurde am 7/8. Mai mit etwa 80 000 
Mitgliedern als Partei „Republique auf 
dem Vormarsch“ (LREM) eingetragen. 
Finanzier der Partei ist ein ehemaliger 
Generaldirektor von PNP Paribas As- 
set Management. PNB Paribas gehört 
zu den weltweit größten Banken. Die 
Gründung von LREM setzte der großen 
parteienunabhängigen Sammlung von 
„En marche!“ ein Ende und verlangt 
von ihren Mitgliedern eine Treueerklä¬ 
rung. Macrons Bewegung sammelte bis¬ 
her alles, was rechts von Melenchon und 
der Kommunistischen Partei war, teils 
mit traditionellen sozialdemokratischen 
Vorschlägen. Sie schickte die großen Par¬ 
teien in die Bedeutungslosigkeit, ausge¬ 
nommen „Modem“, deren Chef Francois 
Bayrou Macron sehr zeitig unterstützte. 

Im Wege stehen noch Gewerkschaften 
und progressive Bewegungen wie „France 
insoumise“ um Jean-Luc Melenchon. 
Nach der „Gleichschaltung“ der rechtslas¬ 
tigen Parteien soll nun die Zerschlagung 
der renitenten Gewerkschaften erfolgen. 
Letztlich wird es aber alle treffen. 


Das Finanzkapital Frankreichs, arg 
angestachelt durch das deutsche Kapi¬ 
tal und vom Wunsch, gleichzuziehen, 
wählte vorerst einen indirekten Weg zur 
Stärkung der Diktatur des Kapitals. Die 
französische Bevölkerung war nicht be¬ 
reit, dem FN und Marine Le Pen nach¬ 
zulaufen und damit einem grenzenlosen 


Rassismus und Chauvinismus Tür und 
Tor zu öffnen. Macron versprach den 
Rechten und den Linken das Blaue 
vom Himmel, als er sie in seiner Bewe¬ 
gung „En marche“ sammelte. Die Re¬ 
publik ist in Bewegung, es deutet alles 
auf Rückschritt hin. 

Alexandra Liebig 


Wahlergebnisse Parlamentswahl Frankreich,!. Wahlgang 


Im ersten Wahlgang ist gewählt, wer 
mehr als die Hälfte der Stimmen be¬ 
kommen hat (Stimmenzahl mindes¬ 
tens 25 Prozent der Wahlberechtig¬ 
ten des Wahlkreises). Im zweiten 
Wahlgang, der am 18. Juni stattfindet, 
reicht die relative Mehrheit im Wahl¬ 
kreis. Antreten kann, wer im ersten 
Wahlgang mindestens 12,5 Prozent 
der Stimmen der eingeschriebenen 
Wähler erhielt. 

Marine Le Pen kommt mit 46 Prozent 
der Stimmen gegen Macrons LREM 
(18,4 Prozent) in die zweite Runde. 
Der PS-Premier Valls trat ohne LREM- 
Gegner an - sie hatten verzichtet. Das 
gleiche gilt für die Arbeitsministerin El 
Khomri in Paris. 

Pierre Laurent (PCF) bedauert das 
nicht zustande gekommene Abkom¬ 
men mit „France insoumise“. 
Melenchon (Fl) hat in Marseille (Bou- 
che du Rhone) 34,3 Prozent der Stim¬ 


men erhalten, Versini von der LREM 
22,7. 

Ergebnis des ersten Wahlgangs (Wahl¬ 
beteiligung 48,7 Prozent): 


LREM/Modem 

LR/UDI/DVD 

FN 

La France Insoumise 
PS/PRG/DVG 
EELV (Grüne) 

PCF 


32.3 Prozent 
21,6 Prozent 

13.5 Prozent 
11 Proent 

9.5 Prozent 

4.3 Prozent 
2,7 Prozent 


ISOPS schätzt Sitzverteilung nach 
zweiter Runde ein: 

Fl und PCF 8 bis 18 Sitze 

Vereinigte PS, Radikale u. Grüne 

20 bis 30 Sitze 
LREM und Modem 415 bis 455 Sitze 
Vereinigte Rechte 70 bis 110 Sitze 
Extreme Rechte (FN) 1 bis 5 Sitze 
Andere 7 bis 12 Sitze 
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Die Brücke 


Vom 24. März bis zum 10. Juni 1999 dauerte der völkerrechtswidrige Angriffskrieg 
der NATO gegen die Bundesrepublik Jugoslawien. Dabei flog die NATO 38 004 An¬ 
griffsflüge, tötete über 1 500 Menschen und verletzte mehr als doppelt so viele schwer. 
Es war der erste Angriffskrieg unter der Beteiligung der Bundesrepublik Deutschland nach dem 
zweiten Weltkrieg: Ohne UN-Mandat und außerhalb des Verteidigungsfalls griffen die 19 NATO- 
Staaten einen souveränen Staat an. 

Am 30. Mai, dem Pfingstsonntag, flogen Kampfflugzeuge der NATO bei sommerlich klarem 
Wetter kurz nach 13 Uhr einen Angriff auf die Brücke über die Morava in Varvarin, bei dem zehn 
Zivilisten den Tod fanden und mehr als 30 schwer verletzt wurden. Die Brücke war für schwere Mi¬ 
litärfahrzeuge nicht geeignet und militärisch unbedeutend in dem damals schon seit zwei Monaten 
andauernden Angriffskrieg. Sie war jedoch ein gut ausgewähltes Ziel, um Angst und Schrecken zu 
verbreiten unter den Einwohnern der Stadt und den sich dort aufhaltenden Menschen, die aus den 
Dörfern zum Sonntagsmarkt gekommen waren und deren Heimweg nun über diese Brücke führte. 

Auch drei Schulmädchen wollten über die Moravabrücke nach Hause, als diese bombardiert 
wurde. Marijana, Sanja und Marina waren miteinander aufgewachsen und unzertrennlich, alle drei 
wurden schwer verletzt, Sanja Milenkovic tödlich. Vor der Schule in Varvarin blickt das Mädchen in 
Bronze ernst auf Schulfreundinnen von heute. Sicher würde Sara, Marijanas Tochter, liebevoll Tan¬ 
te zu Sanja sagen, vor deren Porträtbüste sie ihre beiden besten Freundinnen für ein Foto umarmt. 

Gegen dieses Kriegsverbrechen versuchten Angehörige der Getöteten und weitere NATO- 
Kriegsopfer die verantwortliche Regierung der BRD auf Schadenersatz zu verklagen und führten 
zehn Jahre lang einen langwierigen, letztlich erfolglosen Prozess durch alle Instanzen. Ein Erfolg 
hätte das Führen von Angriffskriegen schwerer gemacht. 

Eine neue Brücke hat die Ufer noch im selben Jahr verbunden und wurde neben einem Mahn¬ 
mal zum einem Ort des Gedenkens an die Opfer dieser Bombardierung. In jedem Jahr, eben zur 
Mittagszeit wie damals, kommen Angehörige, Vertreter der Regierung und alle, die dieses Ge¬ 
schehen als Mahnung im Bewusstsein der Menschen bewahren möchten. 

Es gibt aber auch andere Aktivitäten des Gedenkens. Der Direktor und Grafiker des Hauses 
der Kultur in Varvarin, Goran Celicanin, erzählte, dass schon zum zweiten Mal an sechs Schu¬ 
len der Region einen Zeichenwettbewerb zum Thema „Brücken’’ auch im übertragenen Sinn als 
Brücken der Verständigung und der Liebe zueinander, durchgeführt wurde. Am Vorabend des 
Jahrestages wurden die Preisträger in den einzelnen Klassenstufen geehrt. GS 

Buchtipp: Gabriele Senft, Target. Die Brücke von Varvarin, Dokumentation eines NATO-Kriegsver- 
brechens und seiner Folgen,Text-Bildband, 224 Seiten, 144 Fotos, Verlag Wiljo Heinen, 16,80 Euro 




Sara (M.) und ihre Freundinnen vor dem Schulhaus in Varvarin 



Traditionelles Gedenken der Fischer auf der Brücke. 

Alle Fotos von Gabriele Senft (Mai 2017) 
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Herbert Becker zum Parteitag der „Linken u 

Vermiedener Spagat 


D er Wahlparteitag der Partei „Die 
Linke“ am letzten Wochenende 
hat ein bescheidenes Medienecho 
gefunden. Verständlich, denn die Debat¬ 
ten um strittige Fragen fanden zwar statt, 
führten aber zumeist zu Mehrheiten, die 
den Wünschen der Parteiführung ent¬ 
sprachen. Der überwiegende Tenor der 
Berichte im Blätterwald geht in die Rich¬ 
tung „Die Partei zeigte sich willig wie sel¬ 
ten“ oder „diejenigen bei der Linken, die 
auf Opposition pur setzen, sind nur noch 
eine kleine Minderheit 4 . 4 

Viel Verständnis wird für Forde¬ 
rungen der Partei gezeigt, die soziale 
„Schieflage“ zu korrigieren oder den ge¬ 
setzlichen Mindestlohn zu erhöhen. Das 
Rentenkonzept wird von manchen als 
beachtenswert gelobt. Die Debatte über 
ein bedingungsloses Grundeinkommen 
kennt man mittlerweile von überall her, 
selbst in Kapitalkreisen finden sich wohl¬ 
wollende Bemerkungen dazu. 

Viel weniger Zustimmung findet man 
in den Blättern zu den Formulierungen 


im Programm über Rolle und Aufgaben 
der Bundeswehr, man bemängelt die EU¬ 
kritische Haltung und wirft der Partei 
eine idealistische Position in der Flücht¬ 
lingspolitik vor. 

Wenn Sahra Wagenknecht zum Ab¬ 
schluss des Parteitages fordert „dann wol¬ 
len wir auch regieren“, ist dies die poli¬ 
tische Haltung, die allen Anstrengungen 
zu Grunde liegt. Neue Bedingungen für 
Regierungsbeteiligungen in Bund und 
Ländern wurden nicht gestellt, alte wur¬ 
den zwar bekräftigt, aber bloß nicht mehr 
als „rote Haltelinien“ deklariert. Dies ist 
reine Rhetorik, entspricht dem üblichen 
Gebaren aller anderen Parteien, keine 
Koalitionsaussagen zu machen und auf 
einen Wahlausgang zu hoffen, der dann 


vieles offen lässt. Ob diese Ausrichtung, 
die zwar einen Politikwechsel fordert, 
sich aber bei Gelegenheit auch als Regie¬ 
rungswechsel darstellt, von den Mitglie¬ 
dern der Partei, aber auch bei den Wäh¬ 
lerinnen und Wählern Anklang findet, 
kann mit einem Fragezeichen versehen 
werden. Die Politik von SPD und Grü¬ 
nen wird zwar kritisiert, man will diese 
Parteien „nicht aus der Verantwortung 
entlassen“, aber Verlauf und Ergebnis 
des Parteitages waren offensichtlich dar¬ 
auf aus, möglichen Koalitionssondierun¬ 
gen nicht den Weg zu verbauen. Da die 
SPD immer und überall deutlich macht, 
dass linke Programmatik mit ihr nicht zu 
verwirklichen ist, und deshalb jegliche 
Aussage vermeidet, mit den Linken gin¬ 


ge was, musste der Konflikt um eine Re¬ 
gierungsbeteiligung oder nicht auf dem 
Parteitag der Linken nicht ausgetragen 
werden. Die eigentlich zu führenden stra¬ 
tegischen Debatten und Klarstellungen 
wurden nicht einmal begonnen. 

Unverändert bemühen sich viele in 
der Partei darum, den Teil der deutschen 
Geschichte, der sich mit dem Wort DDR 
verbindet, entweder zu ignorieren oder 
im Paket von „extremistisch“, „diktato¬ 
risch“, „totalitär“ zu diffamieren und da¬ 
bei Verrenkungen und Anbiederungen zu 
produzieren. So einer ist der Alt-Grande 
Gregor Gysi, der sich hinstellt und dar¬ 
über jammert, dass es nicht leicht gewe¬ 
sen sei, aus der SED die PDS und aus der 
PDS und der WASG die Partei „Die Lin¬ 


ke“ zu machen, abgewertete Lebensbe¬ 
dingungen im Osten nicht hinzunehmen, 
sondern gegen die Politik „im Westen“ zu 
vertreten. Die realen Verhältnisse mehr 
als 25 Jahre später blendet er aus, schlägt 
ein von allen europäischen Linken zu ver¬ 
tretendes soziales und demokratisches 
Leitbild vor und macht damit genau das, 
was auch die anderen bürgerlichen Par¬ 
teien gebetsmühlenartig vortragen: Eine 
Vision von Europa muss her, Reformen 
sind nötig (sagen auch Merkel, Juncker 
und Macron) und die europäischen Lin¬ 
ken sollen zum Gestalter einer zukunfts¬ 
fähigen EU werden. 

Es ist kaum vorstellbar, dass diese 
Partei den schmerzhaften Spagat zwi¬ 
schen Mitregieren und Widerstand er¬ 
trägt. Sie wird ihn wahrscheinlich auch 
im Herbst nicht ausprobieren müssen. 
Selbst dann nicht, wenn das Wahlergebnis 
bei der Bundestagswahl rechnerisch wie 
schon seit 2013 ein Mitregieren erlauben 
würde. Die Unklarheit in strategischen 
Fragen bleibt damit ihr Markenzeichen. 


Guntram Hasselkamp zur nichtigen Brennelementesteuer 

Aus der Kasse des Volkes 



Dieses Land hat wieder Anlass 
zum Jubel. In Deutschland ist die 
Freiheit der Presse in „gutem“ 
Zustand. Das ist, wie wir bereits 
ahnen, nicht überall so.Man sehe 
sich nebenstehende Europakarte 
an: Nur die Länder in weiß sind 
„gut“. Schon in Frankreich und 
Britannien ist der Freiheitsgrad 
der Presse „weniger gut“ und 
in Italien gar „problematisch“. 
Die NGO „Reporter ohne Gren¬ 
zen“ stellt sogar eine Weltkarte 
zur Verfügung, wo China, Iran, 
Syrien und als einziges Land 
des amerikanischen Kontinents 
Kuba schwarz eingefärbt sind. 
Dort muss der Freiheitszustand 
der Presse also „sehr schlecht“ 
sein. Gut dass es in Deutschland 
nicht den Hauch einer Einschrän¬ 
kung der Pressefreiheit durch 
Medienmonopole, keine Spur 
von unterwürfiger Regierungs¬ 
propaganda und neoliberalem 
Mainstream-Gewäsch gibt. 


Die aktuelle soziale Frage 

Nur Schulz und die SPD ignorieren sie • Kolumne von Arnold Schölzel 


Was bedeutet es, wenn Hunderttausen¬ 
de vor allem junger Leute Politikern 
wie Bernie Sanders, Jean-Luc Melen- 
chon oder Jeremy Corbyn zujubeln und 
sie wählen? Was erklärt die Euphorie, 
die Martin „100 Prozent Gerechtigkeit“ 
Schulz zunächst auslöste, und die her¬ 
be Enttäuschung, die ihn in den Umfra¬ 
gen gerade abstürzen lässt? Die „heute 
show“ witzelt, mit Schulz kämpften die 
Sozialdemokraten demnächst um die 
Fünf-Prozent-Hürde. 

Die Antwort scheint ziemlich klar: 
Die drei Erstgenannten haben die so¬ 
ziale Frage auf den Tisch gepackt, bei 
Schulz wurde das vermutet, war aber 
ein Irrtum. Sein Pech: Sie lag schon lan¬ 
ge vor seinem Auftauchen als Messias 
auf dem Tisch. Als er nach den Wahl¬ 
debakeln von Schleswig-Holstein und 
Nordrhein-Westfalen „demnächst kon¬ 
krete Vorschläge“ versprach, war klar, 
dass sich an einigen deutschen „Kenn¬ 
ziffern“ - ein Fünftel aller Beschäftig¬ 
ten im Niedriglohnsektor, 6,4 Millionen 
„Hartz IV“-Empfänger und 2,4 Millio¬ 
nen Rentner, die in Altersarmut leben 
oder von ihr bedroht sind, grassieren¬ 
de Kinderarmut, Obdachlosigkeit und 
Wohnungsverlust in einem nie gesehe¬ 
nen Ausmaß, Stromsperren für 300 000 
Haushalte jährlich usw. - mit ihm nichts 
ändern soll. Im Gegenteil: Bevor er sein 
Programm allgemein vorstellte, ver¬ 
sprach er in einer Grundsatzrede am 
8. Mai in der Berliner Industrie- und 
Handelskammer den Repräsentanten 
des deutschen Kapitals, dass er die Kri¬ 
tik an der deutschen Exportquote (2,2 
Billionen Überschuss seit 2005) igno¬ 
rieren wird und diese selbst mit ihm das 
Mantra der Regierungspolitik bleiben 
wird. Das Dumpingmodell hat obers¬ 
te Priorität, Soziales bleibt marginal. 



Arnold Schölzel ist stellvertretender 
Chefredakteur der Zeitung junge Welt 


Seitdem stürzen die Umfragewerte der 
SPD ab. 

Schulz und seine Strategen überse¬ 
hen: Relative Armut und absolute Ver¬ 
elendung als Resultat breiten sich in 
den großen Industrieländern seit länge¬ 
rem wieder aus. Ähnlich wie beim The¬ 
ma Krieg-Frieden resultieren daraus 
bislang zwar keine starken außerparla¬ 
mentarischen Bewegungen. Die Wahl¬ 
ergebnisse für Sanders, Melenchon und 
vor allem für Corbyn, aber auch umge¬ 
kehrt der Absturz der Schulz-SPD sind 
Anzeichen dafür, dass sich das rasch än¬ 
dern kann. Das sollte nicht als Beginn 
eines neuen Aufschwungs linker Kräfte 
überschätzt, als Symptom für eine mög¬ 
liche Wiederkehr von Klassenkampf 
von unten aber auch nicht unterschätzt 
werden. 

Großen Teilen der Arbeiterklas¬ 
se in den entwickelten Industriestaa¬ 
ten brennen andere Probleme als der 
„Cyberrusse“, die „Sicherheit“ oder die 


„Abschaffung des Westens durch den 
Islam“ auf den Nägeln. Sicher, viele 
lassen sich verführen, rechten Parolen 
zu folgen. Aber auch das hat seine un¬ 
mittelbare Ursache in einer Politik, die 
„neoliberal“ zu nennen an Verharmlo¬ 
sung grenzt. 

Dazu zwei aktuelle Belege: Im Heft 
6/2017 der „Blätter für deutsche und in¬ 
ternationale Politik“ hat Rudolf Hickel 
für die Beschäftigten in den USA „ei¬ 
nen massiven ökonomischen Abstieg“ 
festgehalten: Bis 1973 entwickelten sich 
demnach die Reallöhne im Einklang 
mit der Arbeitsproduktivität und ver¬ 
doppelten sich zwischen 1947 und 1973. 
Danach betrug der Zuwachs bis 2007 
nur noch 22 Prozent, während die Pro¬ 
duktivität zwischen 1979 und 2001 dop¬ 
pelt so schnell wie die Reallöhne stieg. 
Die Weltwirtschaftskrise ab 2007, so Hi¬ 
ckel, habe ein Übriges getan. 

Der Internationale Währungsfonds 
hielt im April fest, dass die Lohnquote 
in allen entwickelten kapitalistischen 
Ländern seit Ende der 70er Jahre von 
55 Prozent auf 50 Prozent bis zum Jahr 
2008 gefallen ist. Die Stellung der arbei¬ 
tenden Menschen habe sich verschlech¬ 
tert. 

Das ist schönfärberisch ausgedrückt, 
weil es die Wiederkehr von Massenar¬ 
mut und Verelendung, die sich hinter 
solchen Ziffern verbirgt, nicht nennt. 
Die Bundesrepublik ist im Hinblick 
auf langfristige Reallohnsenkung oder 
-Stagnation und Senkung der Lohnquo¬ 
te ein Brennpunkt. 

Weil das so ist, sollte niemand Über¬ 
raschungen im Bundestagswahlkampf 
ausschließen. Die SPD hat sich für den 
Schröder-Blair-Kurs entschieden. Das 
eröffnet Möglichkeiten für tatsächlich 
linke Parteien. 


Das Bundesverfassungsgericht 
(BVerfG) stand vor einer schwierigen 
Aufgabe. Es ging darum, eine Steuer 
für „nichtig“ zu erklären. Steuern zu 
erheben, ist das souveräne Recht eines 
jeden Staatswesens und seiner Natur 
nach Willkür. Der Sinn einer Biersteu¬ 
er z.B. erschließt sich dem Westfalen 
eher weniger, dem Blaukreuzler viel¬ 
leicht schon. Die Behauptung des Zwei¬ 
ten Senats, der „einfache Gesetzgeber“ 
dürfe keine Steuern „erfinden“, verwun¬ 
dert daher erst einmal. Es sei denn, 
man schaut sich an, um welche Steu¬ 
er es sich handelt und wen sie betrifft. 
Und schon wird alles klar. Es geht um 
die „Brennelementesteuer“. Sie wur¬ 
de mit dem Kernbrennstoffsteuerge¬ 
setz (KernbrStG) 2010 von der CDU/ 
CSU-FDP-Regierung eingeführt. Nicht 
verfassungskonform, meint Karlsruhe. 
Schäuble müsse die bislang gezahlten 
gut 6 Mrd. Euro plus Zinsen (angeneh¬ 
me 6 Prozent) wieder herausrücken. 

Seit dem Ausstieg der Kanzlerin 
aus ihrem Ausstieg aus dem rosa-oliv- 
grünen Atom¬ 
ausstieg präsen¬ 
tieren sich die 
Energiemonopo¬ 
le als die armen 
Schweine der Na¬ 
tion, denen die 
ungeteilte Für¬ 
sorge des Staates 
zu gelten habe. 

So beispielsweise bei ihrer Verantwor¬ 
tung für die Atommüll-Endlagerung, 
deren bislang völlig unkalkulierbare 
Kosten die Große Koalition, im Gegen¬ 
zug für eine Art Almosen von 23 Mrd. 
Euro, großzügig übernommen hat. Ge¬ 
nauer gesagt, uns allen aufgebrummt 
hat. Nachdem die Stromkonzerne allein 
von 2002 bis 2008 laut „Handelsblatt“ 
Gewinne von rund 100 Mrd. Euro ein¬ 
gefahren hatten. 

Keine Steuer „erfinden“ hört sich 
nach Kampf gegen staatliche Willkür 
und Ausplünderung an. Wenn man 
nicht wüsste, wem die Fürsorge gilt. 
Nun, jenseits der Eigenwerbung, ver¬ 
sucht das BVerfG so etwas wie eine 
zweistufige „Begründung“. Erster 
Schritt: Die nicht-verfassungskonforme 
Steuer. In Art 105IIGG ist die Zustän¬ 
digkeit des Bundes über die „übrigen 
Steuern“ festgeschrieben. In Art 106 
GG werden dazu erläuternd Steuerar¬ 
ten aufgelistet. Und nun kommt es: Al¬ 
les was da nicht aufgeführt sei, sei eben 
nicht verfassungskonform. 

Das steht da nicht. Daher bemüht 
das BVerfG eine Menge Rechtsdogma¬ 
tismus zur fundamentalen Bedeutung 
der Systematik der Finanzverfassung 
etc.pp. Nun j a, kann man so sehen, muss 
man nicht. Nun aber Schritt Zwei. 

Wenn es die verfassungswidrige 
Steuer gibt, ist die Kernbrennstoff¬ 
steuer eine solche? Gemeinhin galt die 
Kernbrennstoffsteuer als Verbrauch¬ 
steuer. War also OK. Verbrauchsteu¬ 
ern heißen Verbrauchssteuern, weil sie 
vom Verbraucher, genauer vom End¬ 


verbraucher bezahlt werden sollen, 
meint Karlsruhe. Also die Mineralöl¬ 
steuer vom Autofahrer, auch wenn der 
nicht selber veranlagt wird. Genau da 
liege bei der Kernbrennstoffsteuer der 
Hase im Pfeffer, so der Zweite Senat. 
Die hätten die Falschen bezahlt. Die 
Multis. Und so etwas geht gar nicht. 

Begründung? Die Bundesregierung 
habe vor der Beschlussfassung die Ver¬ 
mutung geäußert, dass den Konzernen 
eine Kostenüberwälzung nicht mög¬ 
lich sein werde. Die Basis der 6-Mrd.- 
Entscheidung des BVerfG ist nicht die 
Faktenlage, sondern Äußerungen der 
Bundesregierung im politischen Raum, 
der geprägt war vom Unmut über oben 
genannte Rekordgewinne und der Sor¬ 
ge um noch höhere Strompreise. Hier 
hat also nicht die „normative Kraft des 
Faktischen 44 das Zepter geschwungen, 
sondern die faktenschaffende Kraft der 
normsetzenden Unterstellung. 

Eon, EnBW, RWE und Vattenfall 
hätten realiter erst dann die Brennele¬ 
mentesteuer aus eigener Tasche bezahlt, 
wenn eine dem 
zuzuordnende 
Gewinnschmäle¬ 
rung eingetreten 
wäre. Davon war 
natürlich nicht 
die Rede. Auch 
der triviale Um¬ 
stand, dass die 
Möglichkeit zur 
Steuerüberwälzung ganz generell von 
der Geschäfts- und Konkurrenzsitua¬ 
tion abhängt, Verbrauchsteuern, so be¬ 
trachtet, per se unter das Verdikt der 
möglichen Grundgesetzwidrigkeit fal¬ 
len würden, spielte in Karlsruhe eben¬ 
so wenig eine Rolle wie die nun konse¬ 
quenterweise an die Multis zu stellende 
Forderung, die also zu Unrecht an ihre 
Stromkunden tatsächlich überwälzten 
Steuer-Milliarden ebenso wieder her¬ 
auszurücken. 

Brillant. Die Stromkunden haben 
zuerst zu hohe Preise bezahlt und müs¬ 
sen nun, zum Zweiten, über ihre Steu¬ 
ern den Konzernen einen nicht entstan¬ 
denen Verlust ersetzen. Das muss man 
erst einmal hinbekommen. 

Anders als im Falle Griechenlands 
wird der Finanzminister ein offenes 
Ohr und eine ebenso offene Kasse ha¬ 
ben. Schon der „Kronjurist des Dritten 
Reiches“, Carl Schmitt, wusste zwischen 
Freund und Feind zu unterscheiden. So 
sind denn die erklärten Verteidiger der 
Verfassung von 1949, die Kommunis¬ 
ten, verboten, die amtlich verfassungs¬ 
feindliche NPD dagegen ist erlaubt. 
Die Vorbereitung eines Angriffskriegs 
ist, trotz Art 261 GG, erlaubt, wenn ihn 
die Hassprediger im Parlament und den 
Medien betreiben. „Hassprediger“, die 
den Krieg hassen, „Spinner“, „Ver¬ 
schwörungstheoretiker“ o.ä, müssen im 
bösen, bösen Internet verboten werden. 
Das BVerfG kann so etwas rechtsdog¬ 
matisch korrekt erklären. Für irgendet¬ 
was müssen die zahllosen Semester Jura 
ja gut gewesen sein. 


Die Stromkunden haben 
zuerst zu hohe Preise bezahlt 
und müssen nun über ihre 
Steuern den Konzernen 
einen nicht entstandenen 
Verlust ersetzen. 
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Zum Juniheft von „Z.“ 

Ein Überblick über die Lohnarbeit von Frauen 



D ie Lohnarbeit von Frauen ist ein 
altes kapitalistisches und zugleich 
brandaktuelles Thema. Die aktu¬ 
elle Ausgabe 110 der „Z. - Zeitschrift 
Marxistische Erneuerung“ hat dieses 
Thema zum Schwerpunkt. Wie immer 
handeln die Autoren der Zeitschrift 
auch dieses Thema sorgfältig und be¬ 
hutsam ab. Besonders informativ ist ein 
geschichtlicher Überblick über die lang¬ 
fristige Entwicklung der Frauenlohnar¬ 
beit in Deutschland. Andre Leisewitz 
stellt dabei ein wenig überrascht fest, 
dass die Beschäftigtenquote der Frau¬ 
en vom späten Kaiserreich bis in die 
70er Jahre des vorigen Jahrhunderts 
kaum gestiegen ist. Erst danach nimmt 
die Lohnarbeit der Frau in Deutschland 
deutlicher zu. Leisewitz nimmt an, dass 
eine Ausweitung der Lohnarbeit von 
Frauen vor allem dadurch behindert 
worden war, weil die für die Reproduk¬ 
tion erforderliche Arbeit, die unverän¬ 
dert vor allem den Frauen auferlegt ist, 
keine Ausweitung zugelassen hatte. Die 
Mechanisierung der Privathaushalte 
dürfte die entscheidende Rolle gespielt 
haben. Nützlich sind auch die Beiträge 
von Ursula Schümm-Garling zur un¬ 
gleichen Bezahlung von Frauen und 


von Nelli Tügel , die einige Aspekte der 
aktuellen Streikkämpfe um mehr Per¬ 
sonal in den Krankenhäusern schildert. 
Diese Streikkämpfe würden Geschichte 
schreiben, meint Tügel und begründet 
das schlüssig. Schümm-Garlings Aufsatz 


konstatiert unverändert große Lohndis¬ 
kriminierung zwischen Männern und 
Frauen. Sie berichtet von den verschie¬ 
denen anderen Benachteiligungen der 
Frau. Sie weist auf die Rentenlücke hin, 
die Frauen erdulden. Sie erklärt, warum 


Maßnahmen der Regierung wie „Müt¬ 
terrente“ und „Flexi-Rente“ die Sache 
nicht besser machen und spricht von der 
Teilzeitfalle in die Altersarmut. 

An einer Stelle zitiert sie zustim¬ 
mend ein Autorenteam, das die „pro¬ 
vozierende Frage“ stelle, „ob Diskrimi¬ 
nierung womöglich gesellschaftlich er¬ 
wünscht“ sei. Gespielte oder wirkliche 
Naivität? Wahrscheinlich ersteres, denn 
anderswo zitiert sie Michael Hüther, 
den Chef des arbeitgebereigenen Ins¬ 
tituts der Deutschen Wirtschaft (IW), 
der eine gezielte Diskriminierung der 
Frau durch die Unternehmer empört 
zurückweist. Leider wird der Schwer¬ 
punkt des Heftes von einem Beitrag 
{Christa Wichterich: „Neoliberale Er¬ 
werbsmärkte, ,Womenomics‘ und Ge¬ 
schlechterverhältnisse “) eingeleitet, 
der eher verwirrt als erhellt. Der Text 
kommt ein wenig als Polemik daher, 
indem er „Erzählungen“ (statt The¬ 
sen) widerspricht, die - so muss man 
vermuten - von manchen Feministin- 
nen vertreten werden. Der kurze Auf¬ 
satz mündet in der Erkenntnis: „Doch 
Marktinklusion und Lohnarbeit von 
Frauen entwickeln sich nicht eindeu¬ 
tig, linear und global in Richtung auf 


Zwei Beiträge zur Oktoberrevolution 


„1917-2017“ hieß das Hauptthema des 
Märzhefts von Z. Im Zentrum der Bei¬ 
träge standen die Oktoberrevolution 
und ihre Wirkungen. Dabei ging es auch 
um die Frage „inwieweit dieses histori¬ 
sche Ereignis von Bedeutung (...) für 
die sozialen und politischen Auseinan¬ 
dersetzungen der Gegenwart“ ist. Die 
Oktoberrevolution wird im Editorial 
„als ein ebenso zentrales Ereignis“ für 
das 20. Jahrhundert beurteilt, „wie es 
die Französische Revolution von 1789 
für das 19. Jahrhundert gewesen war“ 
(Hobsbawm). Im Heft ünden sich Bei¬ 
träge von Frank Deppe, Stefan Bollin- 
ger, Wladislaw Hedeler, Andre Tosel, 
Ulla Plener und Gerhard Engel zum 
Thema. 

Raimund Ernst hat diesen Heft¬ 
schwerpunkt in Heft 3_2 017 der Mar¬ 
xistischen Blätter besprochen. Im Ju¬ 
niheft von Z. folgen nun zwei weitere 
Beiträge zum Thema von Sabine Ke- 
bir und Wladislaw Hedeler. Während 
sich Hedeler mit dem Thema „Ok¬ 
toberrevolution - periphere Revo¬ 
lution? Leitrevolution?“ beschäftigt, 
schreibt Sabine Kebir zu Gramscis 
Haltung zur Oktoberrevolution und 
der Politik der Sozialisten und - nach 


der Spaltung - der Kommunisten in 
Italien unter den neuen Bedingun¬ 
gen und angesichts der wachsenden 
faschistischen Gefahr („Antonio 
Gramsci - Die Revolution im Osten, 
im Süden und im Westen“). 

Kebir erinnert einleitend daran, dass 
wesentliche Teile von Gramscis theore¬ 
tischem Denken „auf seiner praktischen 
Verarbeitung der Oktoberrevolution“ 
vor seiner Gefängnishaft fußten, „die 
in den Gefängnisheften natürlich nicht 
mehr offen erwähnt werden konnte“. 
(S. 83) Sie verweist auf die Rätebewe¬ 
gung in Italien und die Ereignisse in 
Turin - den Generalstreik 1920 und die 
Besetzung der Fiat-Werke durch die Ar¬ 
beiter, die über ein Jahr anhielt. „Die 
Turiner Räte müssen aber schließlich 
aufgeben: Mangels Unterstützung der 
Parteiführung {der Sozialistischen Par¬ 
tei - NH) bleiben sie regional begrenzt. 
Zunehmend sind sie konfrontiert so¬ 
wohl mit physischer Gewalt von staatli¬ 
chen Ordnungskräften als auch mit zu¬ 
nehmendem Terror der faschistischen 
Milizen Mussolinis. Dieser konnte schon 
1922 die Regierungsgewalt an sich rei¬ 
ßen und stellte die ,zwei Roten Jahre’ 
1919-1920 dann als eine Zeit des Cha¬ 


os dar. Für Gramsci blieb die Epoche 
der Turiner Rätebewegung der Beweis, 
dass die Arbeiterklasse fähig war, eine 
produzierende solidarische Gesellschaft 
hervorzubringen.“ {S. 83/84) Zur Bedeu¬ 
tung der Oktoberrevolution gehörte für 
Gramsci, dass sie eine Epoche antikolo¬ 
nialer Bewegungen und nationaler Be¬ 
freiung einleitete: Das betraf Russland 
selbst wie auch das ganze imerialisti- 
sche Weltsystem. (S. 86) Doch Gramsci, 
der seit Herbst 1922 bis zum November 
1923 Repräsentant der 1921 entstande¬ 
nen Kommunistischen Partei Italiens 
(man hatte sich von der Sozialistischen 
Partei getrennt) bei der Komintern in 
Moskau war, „erkannte bald, dass die 
Epoche sozialistischer Revolutions¬ 
versuche in Mittel- und Westeuropa zu 
Ende war. Hier hatten sie nur zeitweise 
einzelne Regionen erfasst. Für Mittel¬ 
und Westeuropa ist eine andere, länger¬ 
fristige Strategie nötig.“ {S. 87) Gramsci 
verwies auf die anderen Bedingungen in 
den Ländern Mittel- und Westeuropas, 
in denen die kapitalistische Entwicklung 
natürlich weitaus fortgeschrittener war 
als in Russland vor der Revolution und 
die Arbeiterklasse es vor allem auch mit 
einem entsprechenden, anderen „Über¬ 


bau“ als in Russland zu tun hatte. 1926, 
kurz vor seiner Verhaftung, so Sabine 
Kebir, schrieb er: „In den Ländern des 
fortgeschrittenen Kapitalismus besitzt 
die herrschende Klasse politische und 
organisatorische Reserven, die sie bei¬ 
spielsweise in Russland nicht besaß. Das 
bedeutet, dass die schwersten ökonomi¬ 
schen Krisen keine sofortigen Rückwir¬ 
kungen auf politischem Gebiet haben. 
(...) Der Staatsapparat ist sehr viel resis¬ 
tenter, als man oft glauben könnte, und 
es gelingt ihm, in Krisenmomenten viel 
mehr regimetreue Kräfte zu organisie¬ 
ren, als es die Tiefe der Krise ahnen las¬ 
sen würde.“ (S. 90) Die Machtergreifung 
der italienischen Faschisten setzte neue 
Aufgaben auch für die revolutionäre 
Arbeiterbewegung des Landes. 

Schade, beide Artikel hätten gut zu¬ 
sammengepasst, doch Hedelers Aufsatz 
behandelt m.E. leider die Frage nach 
der peripheren Revolution unter Be¬ 
rufung auf den marxistischen Revo¬ 
lutionsforscher Manfred Kossock nur 
teilweise. Die objektiven Bedingungen 
dafür, warum sie eine Revolution im eu¬ 
ropäischen Hinterland, in den „Randre¬ 
gionen“ blieb, bleiben unerwähnt. Das 
Thema wird vor allem „mit Blick auf 
die Debatten innerhalb der russischen 
Linken von Februar bis Oktober skiz¬ 
ziert und diskutiert“ (S. 93). 


Wer zählt zur Arbeiterklasse? 

Ein Autor beklagt aus falschen Gründen ihr Schrumpfen 


Hier hat sich jemand daran gemacht, 
mit viel Aufwand eine Aussage empi¬ 
risch zu belegen, die aus theoretischen 
Gründen falsch ist. „Die traditionelle 
Arbeiterklasse wird kleiner. Nicht nur 
relativ, sondern auch absolut. In der 
BRD wie in allen Industriestaaten.“ 
So steht die These des Buches, präzi¬ 
se zusammengefasst auf der Rücksei¬ 
te. Es ist nicht so, dass der Autor über 
dieses Schrumpfen der Arbeiterklasse 
in Jubel ausbräche. Im Gegenteil, Mie- 
he ist Genosse der DKP und zeigt sich 
im Buch einigermaßen ratlos, welche 
Schlussfolgerungen aus seiner These 
gezogen werden können: „Eine erste 
Schlussfolgerung liegt auf der Hand“, 
schreibt er: „Mit 4,7 Millionen Ange¬ 
hörigen einer orthodox verstandenen 
Arbeiterklasse in der engeren mate¬ 
riellen Produktion oder auch 6,7 Mil¬ 
lionen in einer erweiterten, ist es sehr 
unwahrscheinlich, dass sie eine politi¬ 
sche Hegemonie innerhalb der rund 
36 Millionen Lohnabhängigen errei¬ 
chen könnte.“ Eine solche Hegemo¬ 
nie sei aber unverzichtbar, um „die 


kapitalistischen Produktionsverhält¬ 
nisse abzuschaffen und sozialistische 
an ihre Stelle zu setzen.“ {S. 29) 

Die Arbeiterklasse, oder wie Mie- 
he sie nennt, die „traditionelle“ oder 
„orthodox gefasste“ Arbeiterklasse, ist 
bei ihm nicht die Klasse der Lohnab¬ 
hängigen, also jene Gruppe von Men¬ 
schen, die darauf angewiesen sind, 
ihre Arbeitskraft zu verkaufen. „Die 
Gemeinsamkeit der Lohnabhängigen 
konstituiert“ nach Miehe „keine ge¬ 
meinsamen Gegensätze gegen eine 
andere Klasse“. Das gerade scheint 
der wesentliche Irrtum des Autors. 
Die „Arbeitgeber“ seien sozialöko¬ 
nomisch ganz verschieden: Miehe 
unterscheidet „Großkapital, mittle¬ 
res Kapital und Gewerbe, Staat oder 
andere Organisationen“. Er besteht 
darauf, dass diese „Arbeitgeber“ die 
Arbeitskraft zu völlig unterschiedli¬ 
chen Zwecken in Gang setzen würden. 
Beim Industriekapital zur Mehrwert¬ 
produktion und zur Profitaneignung, 
beim „kommerziellen Kapital“ nur 
zur „Profitaneignung“, bei der „Ver¬ 


sorgung und Betreuung von Kranken, 
Kindern und Alten“ für „gesellschaft¬ 
lich nützliche Dienste“. Man ahnt, 
weshalb Miehe die Differenzierung 
der Arbeitgeber so interessant findet. 
Wer seine Arbeitskraft an Institutio¬ 
nen der Versorgung und Betreuung 
verkauft, fällt nach Miehes Auffassung 
eben nicht unter Arbeiterklasse. Auch 
wenn es sich dabei um ein privatisier¬ 
tes Krankenhaus handelt? 

Jedenfalls steuert Miehe diesen 
Kurs. Wer beim Staat beschäftigt ist, 
gehört nach ihm ohnehin nicht zur 
Arbeiterklasse. Wer bei kommerziel¬ 
len Dienstleistern, Banken und Ver¬ 
sicherungen etwa, beschäftigt ist, ge¬ 
hört nicht zur Arbeiterklasse. Wer im 
Gewerbe beschäftigt ist, Dienstleis¬ 
tungen an Bürger zu verkaufen, wie 
zum Beispiel die Bahn, gehört nicht 
dazu. All diese Personen sind nicht in 
der materiellen Produktion tätig und 
schaffen deshalb keinen Mehrwert, 
der von „ihrem Arbeitgeber“, ihrem 
Kapitalisten, direkt angeeignet wer¬ 
den kann. 


In der Tat sind die Kapitalisten un¬ 
terschiedlich. Und in der Tat ist es ein 
großer Unterschied, ob ich beim Staat, 
bei einem kümmerlichen Kleinkapita- 
listen, bei einer Bank oder bei einem 
der dominierenden Industriemonopo¬ 
le beschäftigt bin. Dennoch kommt es 
auf das gemeinsame Ausbeutungsver¬ 
hältnis im Kapitalismus an. Deswegen 
nennen wir die Gesellschaft, in der wir 
leben, Kapitalismus. Diese Produkti¬ 
onsweise ist dadurch bestimmt, dass 
Arbeitskraft zur Ware wird, dass der 
Lohnabhängige gezwungen ist, diese 
Arbeitskraft auf dem Arbeitsmarkt 
feilzubieten und zu verkaufen. Das 
bestimmt den Interessengegensatz 
zwischen Arbeit und Kapital. Vom 
Schwinden der Arbeiterklasse kann 
in modernen Industriegesellschaften 
nicht die Rede sein. Zwar nimmt die 
Fabrikarbeit ab, die Lohnarbeit aber 
nimmt zu. Das, so scheint mir, ist die 
richtige „orthodoxe“ Auffassung von 
der Arbeiterklasse. Man kann Mie¬ 
he dankbar sein, dass er die falsche, 
in seiner Terminologie, „orthodoxe“ 
Auffassung in seinem Buch auf den 
Punkt bringt und ganz nebenbei an¬ 
hand der verfügbaren Statistiken de¬ 
tailliert darstellt. 

Lucas Zeise 


mehr Gleichheit und Geschlechterge¬ 
rechtigkeit.“ Da hat die Autorin leider 
wahrhaft recht. Ob es nicht aktuell eher 
in die umgekehrte Richtung geht, hätte 
der Leser von den Aufsätzen zu diesem 
wichtigen Thema gern erfahren. 

Zu den besonders hervorzuheben¬ 
den Aufsätzen außerhalb des Schwer¬ 
punktes zählen der „Steikmonitor: Ar¬ 
beitskonflikte im Jahr 2016“ von einem 
Autorenteam an der Universität Jena. 
Der Monitor ist eine halbjährlich er¬ 
scheinende Übersicht. Er ist als Rück¬ 
blick über die Arbeitskämpfe im Lan¬ 
de sehr nützlich, zumal er auch eine 
politische Einordnung der Klassen¬ 
kämpfe bietet. Sehr lesenswert ist auch 
ein Beitrag von Ralf Krämer, „Wert¬ 
schöpfung und Mehrwertaneignung 
in der digitalen Ökonomie“. Dort wird 
eine These zurechtgerückt, dass näm¬ 
lich die digitalen Konzerne (also die 
klassischen „Google“, „Facebook“ etc.) 
sich die unbezahlte Arbeitsleistung der 
Konsumenten von Internetnutzern als 
Mehrwert aneignen würden. Über die 
geheimnisvollen Gewinnquellen der 
Konzerne ist viel Unsinn im Umlauf. 
Verdienstvoll ist es allemal, solches zu¬ 
rechtzurücken. LZ 


Ist das wirklich der Schlüssel zum 
Verständnis des Problems? Oder meint 
der Autor damit nur einen Aspekt eines 
komplexen Zusammenhangs, dessen Be¬ 
trachtung gleichfalls nötig ist? Das wird 
bei der Lektüre des Beitrags nicht ganz 
klar. Und auch nicht, warum ein ganzer 
Abschnitt den programmatischen Posi¬ 
tionen der PDS und der Partei „Die Lin¬ 
ke“ gewidmet ist. In der Rede von Mi¬ 
chael Schumann auf dem außerordent¬ 
lichen SED-Parteitag am 16. Dezember 
1989 über den „Bruch mit dem Stalinis- 
mus als System“ wurde der Sieg der Gro¬ 
ßen Sozialistischen Oktoberrevolution 
noch als eine Tatsache von historischer 
Bedeutung bezeichnet, die vor der Ge¬ 
schichte Bestand hat {S. 95). Danach 
verschwand der Bezug aus den program¬ 
matischen Dokumenten der PDS. Und 
auch im aktuellen Programm der Partei 
„Die Linke“ findet man lediglich einen 
Verweis auf die Niederlage der Revolu¬ 
tion 1918/19 in Deutschland. Doch was 
soll uns das im Zusammenhang mit dem 
gewählten Thema sagen? 

Nina Hager 
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Eine „andere“ Geschichte 

Zu Christoph Heins neuem Roman „Trutz“ 


Kultursplitter 


Schleimspur 

Die Theater und Orchester wollen die 
Gesellschaft nach Vorstellungen des 
Deutschen Bühnenvereins ermutigen, 
sich für Demokratie und eine offene 
Gesellschaft einzusetzen. Sie leisten ih¬ 
ren Beitrag durch ihre künstlerischen 
Projekte, aber auch mit Podiumsdiskus¬ 
sionen. Der Bühnenverein mit Sitz in 
Köln wolle sich zudem mit anderen kul¬ 
turpolitischen Institutionen vernetzen, 
um Begriffe wie Volk, Identität oder 
Nation in der öffentlichen Diskussion 
wieder positiv zu besetzen. „Wir müs¬ 
sen diese Worte wieder neu erobern, 
sie mit Hoffnung und kultureller Viel¬ 
falt besetzen statt mit Aggression und 
Ausgrenzung“, heißt es in einer Erklä¬ 
rung. Solche Sprüche gehen immer, die 
Anbiederung an die Kräfte, die damit 
jonglieren, ist beschämend. Der Büh¬ 
nenverein, Interessen- und Arbeitge¬ 
berverband der Theater und Orches¬ 
ter, zeigt seine eigentlichen Interessen 
dabei, wie Schauspieler, Bühnenbild¬ 
ner, das technische Personal bei ihren 
Lohnforderungen gedeckelt werden 
und mit Zeit- und Werkverträgen in 
Unsicherheit gelassen werden. 

Weltliteratur 

Die Tagung der Goethe-Gesellschaft 
in Weimar hat sich des Themas, das 
immer gerne in Zusammenhang mit 
Goethe gebracht wird, angenommen. 
Das wichtigste Merkmal ist das in der 
Zeit der Aufklärung entwickelte Völ¬ 
kerrecht, das erst den praktischen 
Kontext für den internationalen Ver¬ 
kehr schafft, der eine Weltliteratur er¬ 
möglicht. Goethes Bekanntschaft mit 
manchen der maßgeblichen Ideen lässt 
sich leicht nachweisen. Weltrecht und 
Weltliteratur sind kosmopolitisch und 
wollen gleichermaßen Frieden stiften. 
Erst der übergreifende Begriff eines 
alle Nationen verbindenden Völker¬ 
rechts schafft die Basis für die spätere 
literarische Umgangsform. So versteht 
sich die Weltliteratur als eine Literatur 
des Friedens „Die nationale Einseitig¬ 
keit und Beschränktheit wird mehr und 
mehr unmöglich, aus den vielen nati¬ 
onalen und lokalen Literaturen bildet 
sich eine Weltliteratur“ heißt es im 
„Manifest“. 

Kunst und Macht 

Am Abend des ersten Gipfeltages, dem 
7. Juli, lädt Bundeskanzlerin Angela 
Merkel die Delegationen des G20-Gip- 
fels in die Hamburger Elbphilharmonie 
ein. Außer einem Abendessen erwartet 
die Regierungschefs auch ein Konzert 
mit dem Philharmonischen Staatsor¬ 
chester Hamburg unter Kent Nagano. 
Das Programm ist noch nicht bekannt. 
Wobei das spannend sein mag: Trak¬ 
tiert die Wagner-Freundin ihre Gäste 
mit Overtüren ihres Lieblingskompo¬ 
nisten, muss es schon wieder die Neun¬ 
te von Beethoven sein, doch lieber 
was Leichtes, damit Trump und ande¬ 
re nicht sofort twittern? Streit im Vor¬ 
feld: Muss ein Konzerthaus zur Bühne 
für eitle Selbstdarstellungen benutzt 
werden oder kann ein solches Konzert 
ein kleines, vielleicht nicht unwichtiges 
Zeichen sein, dass Kunst sich dagegen 
sträubt, nach der Melodie der Mächti¬ 
gen zu spielen? Test für das Haus: Wie 
viel Lärm wird es draußen geben, krie¬ 
gen die das drinnen mit? 

Fleißarbeit 

Die Germanistin Anne Sokoll hat für 
ihre 600-seitige Doktorarbeit über die 
Zirkel schreibender Arbeiter in der 
DDR von der Messe Düsseldorf den 
mit 6 000 Euro dotierten Drupa-Preis 
erhalten. Mit ihm werden seit 39 Jah¬ 
ren Geisteswissenschaftler ausgezeich¬ 
net, die die Philosophische Fakultät der 
Heine-Universität vorschlägt. Vorsicht 
ist angebracht, denn sowohl ihr Ver¬ 
ständnis wie das der Gutachter, die die 
Arbeit für den Industriepreis vorschlu¬ 
gen, ist von der Idee getragen, dass die¬ 
se Zirkel eine „neue Nationalliteratur“ 
produzieren sollten. Beruhigend ist 
dann, dass die Dankesrede von Sokoll 
und ihrer Gutachterin an die Vertreter 
der Messe Düsseldorf geprägt war von 
der „Weitsicht“, die Wissenschaft zu 
fördern, denn auch sie sei letztlich ein 
„Verkaufsgeschäft“. 


Z u Beginn des Romans gerät 
der Erzähler „aus Versehen“ in 
eine Veranstaltung „Feindliche 
Freunde? in der es „im Gebäude der 
Bundesstiftung zur Aufarbeitung der 
SED-Diktatur“ um deutsch-russische 
Verhältnisse geht. Der Erzähler ist als 
Christoph Hein zu erkennen, denn er 
recherchiert für seinen Roman „In sei¬ 
ner frühen Kindheit ein Garten (2005)“ 
und ist unterwegs, um einen Zugang 
zu Akten des Terroristen Wolfgang 
Grams auf dem kleinen Dienstweg zu 
bekommen. Die Veranstaltung selbst 
enttäuscht ihn, denn „eine Neube¬ 
wertung der geschichtswissenschaftli¬ 
chen Sicht auf das letzte Jahrhundert“ 
der deutsch-russischen Beziehungen 
bleibt aus, die „neuen Dokumente“ 
sind belanglos. Dafür erfährt der Er¬ 
zähler durch einen Zuhörer, der über 
ein unfassbar genaues Gedächtnis ver¬ 
fügt, von ungenügender oder beabsich¬ 
tigt ungenauer Aufarbeitung der Ge¬ 
schichte. Als der Zuhörer die Fehler 
korrigieren möchte, muss er sich als 
„Ewiggestrigen“ beschimpfen lassen, 
der sich gegen die ihm „unangenehme 
Wahrheit“ sperre, eines der häufigsten 
aktuellen Argumente, wenn es um his¬ 
torische Wahrheiten geht. 

Das vom Erzähler erlebte „Verse¬ 
hen“ erweist sich als großartiger Ein¬ 
stieg in eine Betrachtung einschnei¬ 
dender Geschichtsereignisse im 20. 
Jahrhundert. Von seinen beabsichtig¬ 
ten Recherchen hört man nichts mehr, 
dafür entwickelt sich nun ein umfang¬ 
reicher Roman über einhundert Jah¬ 
re deutsch-russische Beziehungen. 
An die Stelle der versagenden Archi¬ 
varin tritt der Erzähler. Ihm geht es 
nicht um große Weltgeschichte, son¬ 
dern um fast beiläufige, wenn auch 
erschütternde Familiengeschichten, 
kaum dokumentierte Randereignisse 
weltbewegender Vorgänge. Bekannte 
Daten - Kriegserklärungen, Schlach¬ 
ten, KZ, Vernichtung, Befreiung vom 
Faschismus - werden beim Leser vo¬ 
rausgesetzt. Zeiträume werden mit 
einem Satz überbrückt („Innerhalb 
von dreißig Jahren durfte Maykl Trutz 
dreimal zu internationalen Konferen¬ 
zen ins westliche Europa reisen“) oder 
mit einem Wort -“Turbulenzen“ für die 
Ereignisse von 1989/90 - abgetan. Die 
Orte, in denen der Roman spielt, ent¬ 
sprechen diesem Verfahren: „Trutz“ 
beginnt in dem Dorf Busow an der 
Bahnstrecke von Ducherow nach Swi¬ 
nemünde in der Provinz, führt nach 
Anklam und endet in Wittenberge in 
der Provinz. Dazwischen liegen Berlin, 
Moskau, Workuta, Deportationsorte, 
Leipzig, Potsdam, Weimar. Von An¬ 
fang an wird darauf hingewiesen, dass 
jedes Detail, jeder Erinnerungsfetzen 
Bedeutung hat für das Verständnis von 
Geschichte, für „die Wahrheit“, „nichts 
als die Wahrheit“. Mit dieser Methode 
des Blicks vom Rande - zeitlich und 
räumlich - entsteht ein „anderes“ Ge¬ 
schichtsbild. 


Am 17. Juni veranstaltet der Deutsche 
Freidenker-Verband (DFV) auf dem 
Messegelände in Fulda ein Kulturfes¬ 
tival mit internationaler Beteiligung. 
Neben dem chilenischen Liederma¬ 
cher Nicolas Miquea und dem Rapper 
Zynik sowie anderen Musikern ist auch 
die türkische Grup Yorum angekündigt. 

Ende Mai erklärte die Stadt Fulda, 
den Auftritt der türkischen Gruppe ver¬ 
hindern zu wollen. Oberbürgermeister 
Dr. Heiko Wingenfeld (CDU) fühlt sich 
Medienberichten zufolge „getäuscht“, 
weil in der Anmeldung durch den DFV 
die Teilnahme von Grup Yorum nicht 
ausdrücklich angekündigt worden sei. 

Wera Richter, Stellvertretende Vor¬ 
sitzende der DKP, fordert den CDU-Po- 
litiker Wingenfeld auf, sich nicht zum 
Zensor aufzuschwingen: „Seit wann 
entscheidet die Stadtverwaltung darü- 


Bis 2013 hat der Erzähler in den Ar¬ 
chiven dreier Ländern nach der Wahr¬ 
heit gesucht und recherchiert. Er hat 
dabei eine Geschichte von „Feindli¬ 
chen Freunden“ kennengelernt, die an¬ 
ders ist als die im Gebäude der Bun¬ 
desstiftung zur Aufarbeitung der SED- 
Diktatur verkündete. Der Unterschied 
besteht darin, dass in der offiziellen 
Veranstaltung bereits vor Beginn die 
Prämissen feststanden und Korrektu¬ 
ren oder Differenzierungen abgelehnt 
wurden; in der wahrhaftigen Geschich¬ 
te dagegen bestimmt nicht die Vernach¬ 
lässigung unbequemer historischer Vor¬ 
gänge das Konzept, sondern die untrüg¬ 
liche und vollkommene Erinnerung an 
die Ereignisse. Das „Versehen“ löst den 
Versuch einer objektiven Geschichts¬ 
betrachtung aus. Das könnte überall 
und jeden Vorgang betreffen, wenn das 
„menschliche Gedächtnis komplex ..., 
vollständig“ zur Verfügung stünde, wie 
der Erzähler durch die Bekanntschaft 
mit Maykl Trutz erkennt. Einer solchen 
Vollständigkeit nähert sich ein Erzäh¬ 
ler, wenn er zu bekannten Beschrei¬ 
bungen nach der „anderen“ Beschrei¬ 
bung suchte. Das legt der Titel „Trutz“ 
nahe, der nicht nur Familienname im 
Roman ist, sondern auch methodischer 
Hinweis für den Leser. Hein gibt solche 
präzisen Hinweise stets mit, damit der 
Leser auch übergreifende historische 
Zusammenhänge vergleichend einbe¬ 
ziehen kann. 

Der Name „Trutz“ erinnert an 
Grimmelshausens simplizianischen Ro¬ 
man „Trutz Simplex oder Ausführliche 
und wunderseltsame Lebensbeschrei¬ 
bung der Erzbetrügerin und Landstör¬ 
zerin Courage“. Darin wird die „ande¬ 
re Biografie“ der Courage erzählt, die 
dem Simplizissimus zum Trutz (Trotz) 
mitgeteilt wird, weil der ihre Lebensbe¬ 
schreibung so geschrieben habe, dass sie 
einseitig und falsch geworden sei. Trutz 
ist also nicht nur Titel und Familienna¬ 
me, sondern kann als Hinweis auf die 
erzählerische Absicht verstanden wer¬ 
den: Es ist die andere Biografie eines 
vom Verbrechen geprägten Jahrhun¬ 
derts wie Grimmelshausens Romane 
ein Weltbild des dreißigjährigen Krie¬ 
ges bieten, die chronikalische Literatur 
über Kriege und Verbrechen. Wahrheit 
ohne Beschönigungen und ohne ideolo¬ 
gische Erklärungen oder Verdächtigun¬ 
gen sollen geschaffen werden. 

Hein gestaltet nicht nur die Ver¬ 
brechen Stalins, „Gewaltexzesse im 
Namen der Revolution“, und „dekla¬ 
rierten gesellschaftlichen Fortschritt“ 
in der DDR (Frank Quilitzsch in der 
„Thüringer Allgemeinen“), sondern 
einhundert Jahre deutsch-russische Be¬ 
ziehungen. Dabei handelt der l.Teil des 
Romans bis zum Mai 1933 ausschließ¬ 
lich in Deutschland, folgt der alle Be¬ 
reiche erfassenden faschistischen Ent¬ 
wicklung und beschreibt die beginnen¬ 
de Vernichtung der „als feindlich und 
dem Deutschtum zuwider“ bezeichne- 
ten Menschen. Mit Verbrechen in Grö¬ 


ber, welche Musiker eingeladen werden 
dürfen? Fulda folgt mit diesem Vorge¬ 
hen gegen eine türkische Musikgruppe 
dem Beispiel des Regimes von Recep 
Tayyip Erdogan. In der Türkei werden 
Mitglieder von Grup Yorum verhaftet, 
in Deutschland werden ihre Auftritte 
verboten. Das ist 
ein Skandal.“ 

Die von der 
Stadt Fulda als 
Rechtfertigung 
für das Konzert¬ 
verbot herangezo¬ 
gene angebliche 
Nähe von Grup 
Yorum zu einer in 
Deutschland ver¬ 
botenen Organi¬ 
sation weist Rich¬ 
ter zurück: „Grup 


ßenordnungen und der Vertreibung 
des kritischen Geistes, auch der nur 
„schlicht und genau“ beschreibenden 
Autoren, schufen Deutsche die Voraus¬ 
setzungen für andere Verbrechen des 
Jahrhunderts, die in dem Roman auch 
als Reaktion auf dieses deutsche Ver¬ 
halten erscheinen und nicht verselbst¬ 
ständigt werden dürfen. 

Die scheinbar nebensächliche Er¬ 
öffnung des Romans weist auf eine we¬ 
sentliche Mitteilung des Buches: Nicht¬ 
wissen oder verkürztes Wissen wird zu 
falschem Wissen, in dessen Folge ein 
falsches Geschichtsbild entsteht. Der 
Erzähler kann am Ende seiner auf¬ 
wendigen Recherchen, indem er statt 
frisierter Geschichte die Wahrheit ohne 
Fehler zu dokumentieren versucht, den 
Leser zu einem neuen anderen Ge¬ 
schichtsbild führen. Dazu dienen ihm 
die Schicksale der deutschen Familie 
Trutz - Maykl Trutz hat den Erzäh¬ 
ler aus „Versehen“ auf das Thema ge¬ 
bracht - und der sowjetisch-russischen 
Familie deutscher Herkunft Gejm, ver¬ 
folgt über einhundert Jahre. Die Wis¬ 
senschaftlernamen des Romans sind 
einerseits authentisch - Geim ist eine 
ursprünglich russlanddeutsch-j üdische 
Wissenschaftlerfamilie, deren aktueller 
Vertreter Physiknobelpreisträger ist -, 
andererseits sind sie nicht identisch mit 
Protagonisten des Romans. Auf diese 
Weise entsteht ein historiografisch viel¬ 
schichtiges Gebilde menschheitlichen 
Wissens von der Antike (die Mnemo¬ 
nik oder Mnemotechnik des Simonides 
von Keos) bis in die Gegenwart. 

Die Vernichtungsfeldzüge des Fa¬ 
schismus sind eine Ursache der histori¬ 
schen Entwicklungen, der historischen 
Fehler, Kämpfe, Verbrechen, Verirrun¬ 
gen und des Kalten Krieges. Daran er¬ 
innert der Roman. Der 2. Teil handelt 
im zweiten Drittel des 20. Jahrhunderts. 
Er schildert Leben und Arbeit von Rai¬ 
ner und GudrunTrutz in der Sowjetuni¬ 
on, die später während Stalins Säube¬ 
rungen umkommen. Der Sohn Maykl 
wird am 28. Januar 1934 geboren - er 
stirbt 2007. Sie lernen Waldemar Gejm 
kennen, Mathematiker und Sprachwis¬ 
senschaftler an der Moskauer Univer¬ 
sität. Dessen Sohn Rem wird Maykls 
Freund. Sie beteiligen sich an wissen¬ 
schaftlichen Forschungen zum vollstän¬ 
digen Erinnern, einer Gedächtniskunst, 
die in Sprachwissenschaft und Psycho¬ 
logie ihren Platz hat. Es geht darum, 
das „menschliche Gedächtnis komplex 
zu machen, vollständig“ und dadurch 
ein objektiv erinnertes Geschichtsbild 
zu sichern. Waldemar Gejm verun¬ 
glückt in einem Arbeitslager tödlich. 

Im 3.Teil kommt Maykl 1952 als ein 
Fremder in die DDR, legt ein deutsches 
Abitur zusätzlich zum Moskauer ab, 
studiert Geschichte, Englisch und Päda¬ 
gogik, wechselt zur Archivwissenschaft, 
weil er politischen Wünschen nicht ent¬ 
sprechen kann und will. Auf einer Stel¬ 
le im Deutschen Zentralarchiv in Pots¬ 
dam hofft er seit 1958, sein geschultes 


Yorum ist eine Stimme der linken Op¬ 
position in der Türkei - da ist es nur lo¬ 
gisch, dass einige ihrer Positionen mit 
deren politischer Gruppierungen über¬ 
einstimmen. Das ist nicht anders als 
im Fall von Oberbürgermeister Win¬ 
genfeld, dessen Haltung in diesem Fall 


komplexes Gedächtnis einsetzen zu 
können, auch um „Auffälligkeiten“ in 
den historischen Akten zu erklären. 
Als darunter ein Mitglied des ZK der 
SED ist, wird Maykl ins Goethe-und- 
Schiller-Archiv versetzt; nicht Folge ei¬ 
nes Fehlverhaltens, sondern des Kalten 
Krieges, denn die Wahrheit wird in die¬ 
sem Falle zur Waffe im Kampf politi¬ 
scher Gegner. Maykl heiratet, lebt sich 
in Weimar ein und führt dreißig Jahre 
ein erfülltes Leben, die befriedigendste 
und schönste Zeit seines Lebens. Ver¬ 
blüfft ist er, als er nach der Wende mit 
der Wiedergründung eines Archivs in 
Meiningen beauftragt wird, weil ihm 
„Wiedergutmachung“ für „widerliche 
Denunziationen“ zustehe, für die kein 
anderer als der neue Chef verantwort¬ 
lich zeichnete, wie Maykl weiß. Als er 
ablehnt und eine neue „Auffälligkeit“, 
den alten Denunzianten und neuen 
Chef betreffend, aufzuklären versucht, 
wird er im geeinten Deutschland, der 
Bundesrepublik, gemaßregelt. Verset¬ 
zung und Arbeitslosigkeit drohen, sei¬ 
ne Ehe wird dadurch nach 28 Jahren 
geschieden. Grundsätzlich, so stellt er 
fest, ist seit der Verfolgung seines Va¬ 
ters 1933 bis in die Gegenwart vieles 
vergleichbar und ähnlich geblieben. 

Es gibt nach 48 Jahren ein Wieder¬ 
sehen mit Rem in Wittenberge, wohin 
Maykl strafversetzt worden ist. Bei¬ 
de verabreden sich zu einem Treffen 
in Moskau, aber es findet nicht statt, 
weil Rem 2001 erschlagen wird. Alle 
Unterlagen aus sowjetischer Zeit wur¬ 
den geraubt, Schuldige werden nicht 
gefunden. Die Zeit der Verbrechen, 
mit der der Roman begann, ist nicht 
zu Ende. Der hier andeutungswei¬ 
se erschlossene Roman endet mit der 
Operettensentenz „Glücklich ist, wer 
vergisst, was doch nicht zu ändern ist“ 
aus der „Fledermaus“, die die Schopen- 
hauersche Ablehnung der Erkenntnis 
der Welt bedient. Maykl hauchte die 
Worte, „während ihm Tränen über die 
Wangen liefen“. Das erlebt er, aber es 
ist nicht seine Überzeugung: Es bleibt 
der Anspruch auf eine vollständig erin¬ 
nerte Geschichte, es bleibt Heins Auf¬ 
forderung (Interview mit der „Freien 
Presse“ vom 24. März 2017): „Das Er¬ 
innern war und bleibt aktuell, und es 
stört, denn das genau, nicht zu beein¬ 
flussende Gedächtnis war und bleibt 
ein Ärgernis.“ Rüdiger Bernhardt 


Christoph Hein: Trutz. Roman. Berlin. 
Suhrkamp Verlag 2017,477 S., 25.- Euro 


identisch ist mit der Position Erdogans.“ 
Richter erinnert daran, dass im vergan¬ 
genen Jahr bereits die Stadt Gladbeck 
versucht hatte, einen Auftritt von Grup 
Yorum zu verhindern - der dann jedoch 
im Rahmen einer Kundgebung durch¬ 
gesetzt wurde. Im gleichen Jahr trat 
Grup Yorum zudem beim UZ-Presse- 
fest, dem Volksfest der DKP in Dort¬ 
mund, auf. „Die Stadt Fulda und ihr 
Oberbürgermeister sollten sich genau 
überlegen, ob sie ihren vorauseilenden 
Gehorsam gegenüber dem türkischen 
Staatschef so weit treiben wollen, dass 
die Menschen gegen die Zensur de¬ 
monstrieren müssen“, so Richter. 

Die DKP fordert die Stadt Fulda 
auf, das Auftrittsverbot für Grup Yorum 
zurückzunehmen und ruft dazu auf, das 
Konzert und den Auftritt von Grup Yo¬ 
rum zu unterstützen. 



Grup Yorum soll nicht auftreten dürfen 

Fuldaer CDU-Oberbürgermeister unterwirft sich Erdogan 
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Gegenmachtstrategie oder Mitregieren 

Zehn Jahre Linkspartei • Von Ekkehard Lieberam 


A m 16. Juni 2017 jährt sich die 
Gründung der Partei „„Die 
Linke“ zum zehnten Mal. Dem 
Fusionsparteitag waren nach zweijäh¬ 
rigen Verhandlungen von Funktions¬ 
trägern beider Parteien getrennte Par¬ 
teitage der im Dezember 1989 aus der 
SED hervorgegangenen PDS (zunächst 
SED - PDS) und der am 7/8. April 
2005 gegründeten Wahlalternative für 
soziale Gerechtigkeit (WASG) vor¬ 
ausgegangen. Beide hatten bereits am 
18. September 2005 unter den Namen 
Linkspartei.PDS und den Spitzenkan¬ 
didaten Gregor Gysi und Oskar La¬ 
fontaine an den vorgezogenen Bun¬ 
destagswahlen teilgenommen und 8,7 
Prozent der Zweitstimmen erhalten. 
Die politische Bedeutung der WASG 
wie auch die Chance einer großen Par¬ 
tei links von der SPD auch in West¬ 
deutschland war nach den Landtags¬ 
wahlen am 22. Mai 2005 in Nordrhein- 
Westfalen deutlich geworden: Die 
PDS hatte 0,9 Prozent der Stimmen 
und die WASG 2,3 Prozent erhalten. 

Geburtshelfer: Protestbewe¬ 
gung gegen die Agenda 2010 

In den Jahren 2002 ff. gab es auf neue 
Weise und aus unterschiedlichen 
Gründen ein gesellschaftliches Bedürf¬ 
nis nach einer kämpferischen Linkspar¬ 
tei. Es war die Zeit, da die neoliberale 
Kapitaloffensive gegen die abhängig 
Arbeitenden heftige Formen annahm. 
Unter Bundeskanzler Gerhard Schrö¬ 
der kam es nach dessen Wiederwahl am 
22. Oktober 2002 mit der Agenda 2010 
zum massivsten Angriff auf den in den 
fünfziger und sechziger Jahren in der 
Bundesrepublik geschaffenen sozial¬ 
staatlichen Klassenkompromiss. 

Nach der Regierungserklärung vom 
14. März 2003 brachte die Bundesre¬ 
gierung zügig eine Reihe von Konter¬ 
reformen in den Bundestag ein. Der 
Kündigungsschutz wurde gelockert, 
die Sozialausgaben der abhängig Ar¬ 
beitenden erhöht, die Zumutbarkeits¬ 
regungen bei der Ablehnung von Ar¬ 
beitsangeboten verschärft. Es kam zur 
Beschränkung des Arbeitslosengeldes 
auf grundsätzlich 12 Monate, zur Bin¬ 
dung des Arbeitslosengeldes II an die 
Bedürftigkeit und dessen Absenkung 
auf Sozialhilfeniveau. 

Dagegen protestierten viele Men¬ 
schen, in den Gewerkschaften und in 
der SPD selbst. Das öffentliche Be¬ 
wusstsein veränderte sich. Bei Millio¬ 
nen kam es zu einer spontanen Politi¬ 
sierung und Erbitterung von links. Die 
Konstituierung einer neuen „linken“ 
Partei, der Wahlalternative für soziale 
Gerechtigkeit (WASG), am 2. Januar 
2004 geschah im Ergebnis dieser Poli¬ 
tisierung. 

Im Sommer 2004 entwickelte sich 
die größte gesellschaftliche Protestbe¬ 
wegung im vereinigten Deutschland. 
Bis zu 400 000 Teilnehmer in 140 Städ¬ 
ten nahmen über viele Wochen hin¬ 
weg an den Montagsdemonstrationen 
teil. Nicht PDS-Oppositionelle, son¬ 
dern die gesellschaftlichen Bewegung 
gegen Hartz IV erzwang eine Revita¬ 
lisierung der „Linken“ als Partei „Die 
Linke“. Die Gründung der „Linken“ 
war nicht schlechthin eine Sache von 
Absprachen zwischen den Führungen 
von PDS und WASG, sondern das Er¬ 
gebnis eines großen, wenn auch letzt¬ 
lich erfolglosen Klassenkampfes von 
unten gegen die Agenda 2010. 

Gesamtdeutsche Partei 
mit linkem Profil 

Mit der Konstituierung der „Linken“ 
war nicht nur eine größere Partei, son¬ 
dern eine Partei mit einem recht klaren 
„linken“ Profil entstanden. 

Erstens: „Die Linke“ wurde mit der 
Vereinigung von PDS und WASG zu 
einer gesamtdeutschen Partei, wobei 
diese Entwicklung bereits vorher im 
Ergebnis der Bundestagswahl 2005 
erkennbar war. Sie erhielt in West¬ 
deutschland (auch in Westberlin) bei 
Bundestagswahlen und bei zahlreichen 
Landtagswahlen mehr als fünf Prozent 
der Stimmen. Sie vereinigte in ihren 


Reihen in Westdeutschland deutlich 
mehr linke Gewerkschafter, Sozialde¬ 
mokraten und Bewegungsaktivisten als 
die PDS. Sie wurde dort zu einem be¬ 
achtenswerten, zum Teil auch zu einem 
einflussreichen politischen Faktor. 

Zweitens: „Die Linke“ vollzog ge¬ 
genüber der PDS politisch und pro¬ 
grammatisch einen Kurswechsel nach 
links. Sie korrigierte die von der in der 
PDS dominierenden Mehrheitsfrakti¬ 
on der „Reform“Linken“„ auf dem 
Chemnitzer Parteitag im 
Oktober 2003 im 


Chem¬ 

nitzer 

Grundsatzpro- 


ter Programm von Dezember 2011 
legte sie eine taugliche Lageanalyse des 
gegenwärtigen Kapitalismus vor und 
bekannte sich zu einer Reihe von mar¬ 
xistischen Grundsätzen. Sie bezeich- 
nete sich als Partei, die „für einen Sys¬ 
temwechsel“ kämpft. Sie grenzte sich 
von den anderen Bundestagsparteien 
ab, „die sich devot den Wünschen der 
Wirtschaftsmächtigen unterwerfen“. 
(Präambel) 

Drittens: Der ehemalige Mehr¬ 
heitsflügel der „Reform“-Linken“ in 
der PDS, der seit Mitte der neunziger 
Jahre die PDS kontrollierte und auf sei¬ 
ne Fahne die „Überwindung der Kapi¬ 
taldominanz“ (statt die Überwindung 
der Dominanz des kapitalistischen Ei¬ 
gentums) schrieb, verlor an Einfluss. 
Im Unterschied zur PDS setzte sich 
in der „Linken“ auf Bundesebene bis 
hin zum Geschäftsführenden Bundes¬ 
vorstand ein institutionell abgesicher¬ 
tes Arrangement der drei Lager in der 
Partei („Reformlinke“ um das „forum 
demokratischer Sozialismus“, eine par¬ 
teiintern als Zwischengruppe „Mittel¬ 
erde“ apostrophierte Zwischengruppe 
um die „Emanzipatorische Linke“, eine 
klassenkämpferisch orientierte Linke 
um die „Antikapitalistische Linke“, die 
„Kommunistische Plattform“ und wei¬ 
tere linke Zusammenschlüsse) durch. 

Viertens: „Die Linke“ verstand es, 
mit ihrer Programmatik, mit ihrem Per¬ 
sonalangebot (bis 2009 gab es in der 
Bundestagsfraktion eine Doppelspit¬ 
ze Gregor Gysi/Oskar Lafontaine und 
bis 2010 in der Partei die Doppelspitze 
Lothar Bisky/Oskar Lafontaine) sowie 
mit ihren an den Interessen der abhän¬ 
gig Arbeitenden ausgerichteten sozia¬ 
len und politischen Forderungen sich 
als glaubhafte linke Wahlalternative 
gegen das neoliberale Parteienkartell 
zu etablieren. Sie fand Anerkennung 
als Friedenspartei, als Protestpartei, als 
Partei der Prekarisierten, als antikapi¬ 
talistische und systemverändernde Par¬ 
tei sowie als Antiprivatisierungspartei. 
Sie verlor überall dort an politischer 
Glaubwürdigkeit und politischer Stär¬ 
ke, wo sie ihre Grundsätze zu Dispositi¬ 
on stellte und sich als Regierungspartei 
an der neoliberalen Politik beteiligte. 


Aufstieg im Westen, 

Rückgang im Osten 

Nicht nur die Mitgliederentwicklung, 
auch die Wahlerfolge der „Linken“ er¬ 
reichten 2009 ihren Höhepunkt. Bei 
der Bundestagswahl 2009 votierten 
6,3 Millionen für „Die Linke“. 2,2 Mil¬ 
lionen mehr als 2005 und 4,4 Millionen 
mehr als 2002. Bei der Bundestagswahl 
2013 fiel sie dann auf 3,8 Millionen 
Zweitstimmen und 8,6 Prozent zurück. 
Ihr Stimmenanteil bei den Arbeitern 
und Angestellten verrin- 
gerte sich auf 12 
bzw. 7 Pro¬ 
zent. 


Die 

große Erfolgsstory der „Linken“ währ¬ 
te so nur wenige Jahre. Es war vor allem 
eine westdeutsche Erfolgsgeschichte. 
Im Osten ging der Stimmenanteil der 
„Linken“ bei Landtagswahlen (außer 
in Thüringen 2009 und 2014 und in 
Berlin 2016) bei Landtagswahlen kon¬ 
tinuierlich zurück. Im Westen zog sie 
dauerhaft in Bremen, Hamburg und 
im Saarland, aber auch in die Landta¬ 
ge der Flächenstaaten Niedersachsen 
(2008), Schleswig-Holstein (2009), Hes¬ 
sen (2009) und NRW (2010) ein. Nur 
in Hessen gelang ihr 2012 ein erneu¬ 
ter Einzug in den Landtag. In Schles¬ 
wig-Holstein und NRW verlor „Die 
Linke“ 2012 ihre Landtagsmandate, 
in Niedersachsen 2013. 2017 verfehlte 
„Die Linke“ bei den Landtagswahlen in 
Schleswig-Holstein und NRW trotz be¬ 
achtlicher Stimmengewinne erneut die 
5-Prozent-Sperre, erhöhte aber merk¬ 
lich ihre Stimmen gegenüber 2012. 

Mitregieren: Krise der 
Glaubwürdigkeit 

In der „Linken“ wird regelrecht ver¬ 
drängt, dass es einen Zusammenhang 
zwischen der Regierungsfixiertheit und 
der Krise der „Linken“ gibt, zwischen 
dem Kurs des Mitregierens in den ost¬ 
deutschen Bundesländern, dem Ver¬ 
lust an linkem politischen Profil und 
den anhaltenden Stimmenverlusten 
bei Landtagswahlen. 

Im Jahre 2009 trat „Die Linke“ in 
die Brandenburgische Landesregie¬ 
rung ein. In den Jahren 2014 bis 2016 
orientierte sie dann im Vorfeld aller 
ostdeutschen Landtagswahlen überall 
auf „die Übernahme von Regierungs¬ 
verantwortung“ zusammen mit SPD 
und Bündnisgrünen zwecks Erreichung 
eines „politischen Richtungswechsels“ 
gegen die neoliberale Politik. Regie¬ 
rungen unter Einschluss der „Linken“ 
kamen in Thüringen und Berlin zu¬ 
stande. Den in den Wahlkämpfen ver¬ 
sprochenen Richtungswechsel gegen 
die neoliberale Politik gab es nirgends. 
Die Glaubwürdigkeit der Regierungs¬ 
politik der „Linken“ wurde sowohl zu 


einem Problem vieler Wähler der „Lin¬ 
ken“ als auch der Partei selbst. 

In der „Linken“ ist es im Zusam¬ 
menhang mit den praktischen Erfah¬ 
rungen als Regierungspartei und ihren 
damit zusammenhängenden Wahlnie¬ 
derlagen zu keiner ernsthaften kriti¬ 
schen Debatte gekommen. Auf keinem 
Bundesparteitag und keinem Landes¬ 
parteitag legten Vorstände eine Bilanz 
der Erfahrungen, der Erfolge und Miss¬ 
erfolge mit dem Regieren vor. Die skiz¬ 
zierten Wählerverluste wurden ohne 
große Diskussionen hingenommen. 
Auch der Bundesvorstand legte keine 
Bilanz der Regierungstätigkeiten vor. 
Allein der linke Zusammenschluss 
„Antikapitalistische Linke“ in der „Lin¬ 
ken“ publizierte 2016 einen kritischen 
Sammelband zu diesem Thema, in dem 
es auch Beiträge von Sahra Wagen¬ 
knecht und Bernd Riexinger gibt. 

k Thüringer „Linke“- 
^ Regierung setzt 
A neoliberale Politik fort 

Die Landesvorsitzende der 
„Linken“ in Thüringen ver¬ 
sprach, dass die seit dem 
5. Dezember 2014 amtie¬ 
rende Thüringer Landes¬ 
regierung unter Bodo Ra¬ 
melow ein „Meilenstein 
linker Politik“ wird. 

Die Thüringer Lan¬ 
desregierung unter Bodo 
Ramelow hat zeitweilig 
einen Abschiebestopp 
für Asylsuchende verfügt 
und öffentlich Trauer bei 
Bootsunglücken im Mit¬ 
telmeer bekundet. Zu ihren 
positiven Leistungen gehört, 
dass sie öffentlich geförderte 
Arbeitsplätze in der Größen¬ 
ordnung von 500 bis 1 000 für 
Langzeitarbeitslose geschaffen 
hat. Das im Wahlprogramm 
der „Linken“ angekündigte 
m kostenlose Kita-Jahr soll 
im Jahre 2018 kommen. 

Ansonsten aber un- 
v terscheidet sich die 
Art des Regierens 
wenig von der 
üblichen Re¬ 
gierungs¬ 
praxis. Trotz 

Bedenken hat Ministerpräsident Bodo 
Ramelow der Schuldenbremse als Eck¬ 
pfeiler der neoliberalen Haushaltspoli¬ 
tik einer eng begrenzten Kreditaufnah¬ 
me zugestimmt. Gegen massiven Wi¬ 
derstand ist die Landesregierung dabei, 
eine Funktional- und Gebietsreform 
durchzusetzen, die Bürgernähe verrin¬ 
gert. Bereits in der Koalitionsvereinba¬ 
rung bekannte sich „Die Linke“ zu „So¬ 
zialpartnerschaft und verantwortlichem 
Unternehmertum.“ Hinsichtlich der ins¬ 
titutionellen Abrechnung mit der DDR 
im Geiste des Kalten Krieges hat die 
Regierung Bodo Ramelow alle ande¬ 
ren ostdeutschen Landesregierungen 
übertroffen. 

Sozialschicht mit Integrations¬ 
potential weitete sich aus 

Die widersprüchliche Entwicklung 
der „Linken“ ist nur zu verstehen, 
wenn man sie auf dem Hintergrund 
der Funktionsweise des in Deutsch¬ 
land bestehenden parlamentarischen 
Regierungssystems betrachtet, das im 
besonderen Maße erfolgreiche Par¬ 
teien durch finanzielle Zuwendungen 
belohnt. Die Parlamentsparteien sind 
in diesem System zum einen politi¬ 
sche Organisationen der Gesellschaft 
mit einem bescheidenen Organisati¬ 
onsgrad von 2 Prozent der Bürgerin¬ 
nen und Bürger. Sie konkurrieren in 
Wahlen um den „Wählermarkt“, erwer¬ 
ben entsprechend ihrem Anteil daran 
Mandate im Bundestag, in den Land¬ 
tagen und den kommunalen Vertretun¬ 
gen. Sie haben dadurch zum anderen 
Zugang zum Staat. Sie können (müssen 
aber nicht) im Falle einer parlamenta¬ 
rischen Vertretung sich an der Bundes¬ 
regierung und den Landesregierungen 
beteiligen, so die Rechtssetzung und 


Staatspolitik mitbestimmen und zu¬ 
gleich den Staat als „Beute“ für sich 
und ihre Mitglieder nutzen. Zu Recht 
wird in diesem Zusammenhang vom 
Parteienstaat gesprochen. 

Das parlamentarische Parteien- und 
Regierungssystem der Bundesrepublik 
versorgt die Parteien reichlich mit staat¬ 
lichen Geldern und Ämtern und zwingt 
die Parteien, „Wahlkampfmaschinen“ 
in einem permanenten Wahlkampf zu 
werden. Vor allem dies bedingt neben 
politisch-psychologischen Faktoren (wie 
ein häufig sich entwickelndes elitäres 
Selbstwertgefühl von Abgeordneten 
und das Unbehagen über Liebesentzug 
im Fall konsequenter Opposition) seine 
enorme Integrationskraft, systemoppo¬ 
sitionelle Parteien und Abgeordnete zu 
„mäßigen“ und schließlich einzubinden. 
Die staatliche Parteienfinanzierung, die 
Finanzierung der Parlamentsarbeit der 
Parteien und die staatlichen Gelder für 
ihre sechs Stiftungen summieren sich 
auf deutlich mehr als eine Milliarde 
Euro. 

Die Integrationskraft des parlamen¬ 
tarischen Regierungssystems wirkt in 
der Tendenz und nicht absolut. Beson¬ 
ders in der Bundestagsfraktion und im 
Bundesvorstand der „Linken“ gibt es 
(mehr als um die Jahrtausendwende 
in der PDS) zahlreiche Abgeordneten 
bzw. Mitglieder mit klaren antimilita¬ 
ristischen und antikapitalistischen Posi¬ 
tionen, die sich nicht einbinden lassen, 
sondern diese Positionen unbeirrt ver¬ 
treten und danach handeln. 

Machtpolitische Gegeben¬ 
heiten werden ignoriert 

Es gibt in der „Linken“ zum einen eine 
Praxis des Mitregierens in den Bundes¬ 
ländern, die die Partei in den bürgerli¬ 
chen Politikbetrieb einordnet. Sie wird 
dabei unweigerlich zur Vollstreckerin 
neoliberaler Politik. Die Interessen der 
beteiligten Politiker verbinden sich mit 
den Interessen der ökonomisch Herr¬ 
schenden. Zum anderen gibt es nach wie 
vor einen von der „Linken“ getragenen 
Widerstand gegen die neoliberale Poli¬ 
tik, gegen NATO und Auslandseinsätze 
der Bundeswehr. Diese Sowohl-als-auch- 
Politik, flankiert von einem Verständnis 
des „sozialistischen Pluralismus“ als poli¬ 
tische Beliebigkeit, unterminiert Glaub¬ 
würdigkeit und den Anspruch der Par¬ 
tei, eine sozialistische Prinzipienpartei zu 
sein. Grundsatzfragen linker Politik und 
Strategie wie die Regierungsfrage und 
in ihrem Zusammenhang die Machtfra¬ 
ge bleiben unklar und ungeklärt. 

Weder die Diskussion über rote 
Haltelinien, die bei Regierungsbeteili¬ 
gungen einzuhalten sind, noch der an 
sich richtige Hinweis, dass im Falle ei¬ 
ner Regierungsbeteiligung die „Chan¬ 
ce“ bestehen muss, „linke Politik zu ma¬ 
chen“, haben der „Linken“ geholfen, 
hinsichtlich der Regierungsfrage eine 
überzeugende Position zu entwickeln. 
Die „Chance“ linker Politik in der Re¬ 
gierung ist eine strukturelle Frage und 
keine Willensfrage. Sie ist derzeit nicht 
gegeben, was eine konkrete Lageana¬ 
lyse der gegebenen Klassenmachtver¬ 
hältnisse in Deutschland verlangt. 

Wenn Politiker der „Linken“ zehn 
Jahre nach der Konstituierung der Par¬ 
tei sich auf ein Mitregieren im Bund 
einlassen sollten, dann „erobern“ sie 
unter der gegebenen Kräfteverhältnis¬ 
sen nicht „ein Stück Macht“, sondern 
sie vollziehen den Brückenschlag zu 
den Regierenden und zur neoliberalen 
Politik, werden zum Bestandteil und zur 
Reserve des Herrschaftssystems. Mitre¬ 
gieren wird zur Integrationsfalle, kon¬ 
terkariert den Kampf um Gegenmacht. 

Die neoliberale Politik kann nicht 
einfach abgewählt werden, sondern 
muss in länger andauernden geschicht¬ 
lichen Kämpfen um „Reform und Re¬ 
volution“ gestoppt und bezwungen 
werden. Dabei spielen Wahlkämpfe 
eine wichtige, aber in der Regel eine 
begrenzte Rolle. 

Stark gekürzt. Der vollständige Text des 
Artikels erscheint im Bulletin des „Ge- 
raer Sozialistischer Dialog“, Nr. 52 



gramm vorgenom¬ 
mene Entsorgung des 
Marxismus. Mit dem Erfur- 
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ie Ansage war unmissverständ¬ 
lich. Einen NATO- und einen 
G7-Gipfel mit US-Präsident 
Donald Trump hatte Bundeskanzle¬ 
rin Angela Merkel gerade hinter sich 
gebracht. Trump hatte mit harschen 
Attacken und rüpelhaftem Verhalten 
Unmut erregt, hatte zudem das erhoffte 
Bekenntnis zu Artikel 5 des Nordatlan¬ 
tikvertrages, zum NATO-Bündnisfall, 
verweigert. Was war von 
seinem Auftritt zu halten? 

„Die Zeiten, in denen wir 
uns auf andere völlig ver¬ 
lassen konnten, die sind 
ein Stück vorbei? erklärte 
Merkel am 28. Mai in ei¬ 
ner Rede in München-Tru¬ 
dering. Und daraus folgt? 

„Wir Europäer müssen 
unser Schicksal in die eige¬ 
ne Hand nehmen? forder¬ 
te die Kanzlerin. Die EU, 
heißt das, soll eigenständig 
werden, eine Macht aus ei¬ 
gener Kraft, und zwar nach 
Möglichkeit auf Augenhö¬ 
he mit den USA. Ein Kern¬ 
ziel alter deutscher Euro¬ 
pastrategien ginge damit 
in Erfüllung. 

Weit in die Geschich¬ 
te zurück reichen die Ur¬ 
sprünge der deutschen Eu¬ 
ropastrategien. Man ündet 
ihre Kernelemente bereits 
in einer Zeit, in der das ex¬ 
pandierende deutsche Ka¬ 
pital noch in seinen Kin¬ 
derschuhen steckte und 
die Formulierung einer 
Europastrategie eigentlich 
als vermessen gelten muss¬ 
te, da es noch kein Deut¬ 
sches Reich gab, das ihre 
Verwirklichung ernsthaft 
hätte in Angriff nehmen 
können, sondern lediglich 
den Deutschen Zollverein. 

Friedrich List, der viel zi¬ 
tierte „Vater der deutschen 
Nationalökonomie“, machte sich in sei¬ 
ner 1841 publizierten Schrift „Das na¬ 
tionale System der Politischen Ökono¬ 
mie“ dennoch bereits detaillierte Ge¬ 
danken über Europa. Das „Centrum“ 
des Kontinents, Deutschland, sei lei¬ 
der „durch Mangel an Nationaleinheit 
geschwächt“, konstatierte er; es müsse 
sich unbedingt „als kräftige commer- 
cielle und politische Einheit constituie- 
ren“. Dann werde es „den Mittelpunkt 
einer dauernden Continentalallianz 
bilden“ können. 

Kontinentalallianz? Nun, gegenwär¬ 
tig sei Großbritannien mit seinen Ko¬ 
lonien so mächtig, dass die Staaten des 
europäischen Festlandes sich nur auf 
Dauer in der Welt durchsetzen könn¬ 
ten, wenn sie sich zusammenschlössen, 
erläuterte List. Der Gedanke werde 
sich „um so stärker auf drängen ..., je 
höher Englands Übergewicht an In¬ 
dustrie, Reichthum und Macht steigt“. 
Aber nicht nur das. List sah bereits 
den bevorstehenden Aufstieg der Ver¬ 
einigten Staaten klar voraus. Die USA 
würden in Zukunft nicht nur deutlich 
stärker werden, sondern Großbritanni¬ 
en früher oder später in den Schatten 
stellen, vermutete der Ökonom; dann 
werde „die Naturnothwendigkeit, wel¬ 
che jetzt den Franzosen und Deutschen 
die Stiftung einer Continental-Allianz 
gegen die britische Suprematie gebie¬ 
tet, den Briten die Stiftung einer euro¬ 
päischen Coalition gegen die Suprema¬ 
tie von Amerika“ nahelegen. „Alsdann 
wird Großbritannien in der Hegemo¬ 
nie der vereinigten Mächte von Euro¬ 
pa Schutz, Sicherheit und Geltung ge¬ 
gen die amerikanische Übermacht ... 
suchen müssen und finden“, mutmaßte 
der Ökonom. 

„Vereinigte Mächte von Europa“: 
Den Gedanken, die Länder des euro¬ 
päischen Kontinents sollten sich fest 
verbünden, um auf Weltebene mit den 


Vereinigten Staaten von Amerika kon¬ 
kurrieren zu können, hat schon Fried¬ 
rich List vertreten - und er ist, wenn 
auch unter wechselnden Namen und 
in durchaus unterschiedlicher Ausfor¬ 
mung, von deutschen Strategen re¬ 
gelmäßig aufgegriffen worden; er ist 
eine Konstante der Expansionsstra¬ 
tegien des deutschen Kapitals. Schon 
bald nach der Gründung des Deut¬ 


schen Reichs im Jahr 1871 wurde er 
unter dem Schlagwort „Mitteleuropa“ 
propagiert. Die „Idee einer mitteleu¬ 
ropäischen Zollunion“ müsse endlich 
realisiert werden, forderte 1903 etwa 
der Nationalökonom Julius Wolf: „Die 
mannigfache industrielle Überlegen¬ 
heit Nordamerikas über Europa“ sei 
insbesondere darauf zurückzuführen, 
dass „das große Wirtschaftsgebiet ... 
dem kleinen unter sonst gleichen Um¬ 
ständen immer überlegen“ sei. Um sei¬ 
ner Forderung zum Durchbruch zu ver¬ 
helfen, gründete Wolf 1904 schließlich 
den Mitteleuropäischen Wirtschafts¬ 
verein. Das brachte ihm allerdings Är¬ 
ger mit dem Auswärtigen Amt ein, das 
dem Gedanken, eine Zollunion von 
der flämischen Küste bis zum Schwar¬ 
zen Meer zu gründen, zwar „viel Beste¬ 
chendes“ attestierte, doch ihn vorläufig 
wegen der Widerstände der National¬ 
staaten für nicht realisierbar hielt - 
und zudem ernste Spannungen mit 
Frankreich befürchtete, denn es war 
völlig klar, dass ein mitteleuropäischer 
Staatenbund die Übermacht der deut¬ 
schen Wirtschaft über die französische 
zementieren würde. 

Der vor allem aus Kreisen der Che¬ 
mie- und Elektroindustrie energisch 
vorangetriebene Plan, eine „mitteleu¬ 
ropäische Zollunion“ zu gründen, ist 
damals auch bei der einflussreichen 
konkurrierenden Industriefraktion um 
Kohle und Stahl, die sich in mancherlei 
Hinsicht mit Leuten wie Wolf in den 
Haaren hatte, auf Zustimmung gesto¬ 
ßen. „Die Güte des Planes stand kaum 
je in Zweifel“, räumten im Jahr 1904 die 
„Alldeutschen Blätter“, ein Sprachrohr 
der Schwerindustrie, ein - und stellten 
klar: „Das Deutsche Reich müsste not¬ 
wendigerweise in einem mitteleuropä¬ 
ischen Zollgebiet das Rückgrat, den 
stärksten Machtfaktor bilden -, sowohl 
wegen seiner geographischen Lage, wie 


wegen seiner Verbrauchskraft, seiner 
wirtschaftlichen Organisation, seines 
Reichtums usw.“ Da die mitteleuro¬ 
päische Integration die deutsche Vor¬ 
macht festigen werde, werde man wohl 
Widerstände überwinden müssen: „Für 
die Erreichung eines mitteleuropäi¬ 
schen Zollvereins wird entscheidend 
sein, ob das Deutsche Reich eine weit¬ 
schauende, zielbewusste Wirtschafts¬ 


politik zu treiben gewillt ist, die, ohne 
stets auf den nächstliegenden Vorteil 
zu sehen, die Peitsche, wenn es nötig 
ist, ebenso entschlossen anwendet wie 
das Zuckerbrot.“ 

Niemand konnte sich darüber wun¬ 
dern, dass die Mitteleuropa-Pläne auch 
in die Kriegsziele der Reichsregierung 
aufgenommen wurden, etwa in das 
„Septemberprogramm“ von Reichs¬ 
kanzler Theobald von Bethmann Holl¬ 
weg vom 9. September 1914. „Es ist zu 
erreichen“, hieß es in Punkt 4 des Do¬ 
kuments, „die Gründung eines mittel¬ 
europäischen Wirtschaftsverbandes 
durch gemeinsame Zollabmachungen, 
unter Einschluss von Frankreich, Bel¬ 
gien, Holland, Dänemark, Österreich- 
Ungarn, Polen und evtl. Italien, Schwe¬ 
den und Norwegen. Dieser Verband, 
wohl ohne gemeinsame konstitutionel¬ 
le Spitze, unter äußerer Gleichberech¬ 
tigung seiner Mitglieder, aber tatsäch¬ 
lich unter deutscher Führung, muss die 
wirtschaftliche Vorherrschaft Deutsch¬ 
lands über Mitteleuropa stabilisieren.“ 
Bereits in Punkt eins hatte Bethmann 
Hollweg einen „Handelsvertrag“ gefor¬ 
dert, „der Frankreich in wirtschaftliche 
Abhängigkeit von Deutschland bringt, 
es zu unserem Exportland macht und 
uns ermöglicht, den englischen Handel 
in Frankreich auszuschalten“. 

Die deutschen Europastrategien 
haben die Kriegsniederlage im No¬ 
vember 1918 recht problemlos über¬ 
standen. Schon bald ist wieder intensiv 
über Mitteleuropa-Konzepte diskutiert 
worden; unter dem Eindruck der Grün¬ 
dung der Sowjetunion kam mit „Pan- 
europa“ ein neuer Plan ins Gespräch, 
der vor allem auf einen schnellen Zu¬ 
sammenschluss sämtlicher Staaten des 
Kontinents setzte, um dem Sozialismus 
in einem soliden reaktionären Block 
entgegenzutreten. Konkret wurden An¬ 
fang der 1930 Jahre die ersten Clearing¬ 


verträge zwischen Deutschland und 
mehreren Staaten Südosteuropas an¬ 
gebahnt, die vorsahen, dass deutsche 
Rohstoffimporte von dort nicht direkt 
bezahlt, sondern über eine Clearing¬ 
stelle verrechnet wurden; das machte 
es möglich, in der Krise auf harte Devi¬ 
sen zu verzichten, zwang die südosteu¬ 
ropäischen Länder aber zum Einkauf 
in Deutschland - und band sie damit 


fest an das mitteleuropäische Zentrum. 
In Europa scheine „das Ziel des regi¬ 
onalen Wirtschaftsraumes allmählich 
festere Formen anzunehmen“, konsta¬ 
tierte IG-Farben-Chef Carl Duisberg 
1931, als die Clearingverhandlungen 
Fortschritte machten, in einer Rede 
vor bayerischen Industriellen; das sei 
erfreulich, denn die USA, der große 
Rivale, bauten längst zum Vorteil für 
ihre Industrie ihre panamerikanische 
Einflusszone gezielt aus. Allerdings 
bleibe „für eine endgültige Regelung 
des europäischen Problems die Frage 
einer wirtschaftlichen Verständigung 
mit Frankreich zu lösen“, räumte Duis¬ 
berg ein: „Erst ein geschlossener Wirt¬ 
schaftsblock von Bordeaux bis Sofia 
wird Europa das wirtschaftliche Rück¬ 
grat geben, dessen es zur Behauptung 
seiner Bedeutung in der Welt bedarf.“ 
Die Nazis haben die Ausplünde¬ 
rung des europäischen Kontinents 
dann unter dem Schlagwort „Groß¬ 
raumwirtschaft“ betrieben. „Eine kon¬ 
tinentaleuropäische Grossraumwirt¬ 
schaft unter deutscher Führung muss 
... sämtliche Völker des Festlandes von 
Gibraltar bis zum Ural und vom Nord¬ 
kap bis zur Insel Cypern umfassen“, 
schrieb der NS-Ökonom Werner Daitz 
im Mai 1940 in einer ausführlichen 
Denkschrift: „Eine das ganze europäi¬ 
sche Festland umfassende Grossraum¬ 
wirtschaft ... ist unbedingt erforderlich, 
um den gewaltigen Wirtschaftsblöcken 
Nord- und Südamerikas, dem Yen- 
Block und dem vielleicht verbleiben¬ 
den restlichen Pfundblock erfolgreich 
die Stirn zu bieten.“ Zur Errichtung der 
„GrossraumWirtschaft“ stehe im nächs¬ 
ten Schritt „die feste wirtschaftliche 
Eingliederung der von Grossdeutsch¬ 
land in erster Linie abhängigen Länder 
West-, Nord- und Südeuropas“ bevor. 
Es sei allerdings angebracht, die deut¬ 
sche Dominanz nicht allzu triumphal 


hinauszuschreien, um bereitwillige Kol¬ 
laborateure nicht zu verschrecken, riet 
Daitz: „Wir müssen grundsätzlich im¬ 
mer nur von Europa sprechen, denn die 
deutsche Führung ergibt sich ganz von 
selbst aus dem politischen, wirtschaftli¬ 
chen, kulturellen, technischen Schwer¬ 
gewicht Deutschlands und seiner geo¬ 
grafischen Lage.“ Allerdings schlug das 
NS-Reich Daitz 4 Rat, ein wenig Rück¬ 
sicht walten zu lassen, be¬ 
kanntlich in den Wind. 

Den deutschen Indus¬ 
triellen muss es wie ein 
unerwartetes Weihnachts¬ 
geschenk vorgekommen 
sein, dass die Bundesre¬ 
publik nach der erneu¬ 
ten Kriegsniederlage des 
Reichs und gegen erhebli¬ 
che Widerstände in Frank¬ 
reich von den USA mit der 
Europäischen Wirtschafts¬ 
gemeinschaft belohnt wur¬ 
de; Washington hatte - zum 
großen Glück für Bonn - 
Interesse daran, seinen tra¬ 
ditionellen deutschen Ab¬ 
satzmarkt wieder instand 
zu setzen und sich einen 
einflussreichen Juniorpart¬ 
ner auf dem Kontinent zu 
halten. Doch schon weni¬ 
ge Jahre nach der Unter¬ 
zeichnung der Römischen 
Verträge am 25. März 1957 
machte der Juniorpartner 
kein Geheimnis mehr dar¬ 
aus, dass er nicht beabsich¬ 
tigte, auf Dauer die zweite 
Geige zu spielen. „Ein ge¬ 
eintes Westeuropa soll die 
Vorstufe zu den Vereinig¬ 
ten Staaten von Europa 
sein“, hielt der ehemalige 
Bundesverteidigungs- und 
künftige Bundesfinanzmi¬ 
nister Franz Josef Strauß 
1966 in seinem Buch „Ent¬ 
wurf für Europa“ fest; das 
„vereinigte Europa“ aber 
solle letztlich „die Position einer ei¬ 
genständigen Macht zwischen den 
Vereinigten Staaten und der Sowje¬ 
tunion einnehmen“. Um „wirkliche 
Gleichberechtigung mit vergleichbaren 
Partnern“ zu erlangen, müsse die Bun¬ 
desrepublik „ein europäisches Atom¬ 
waffenpotential unter Kontrolle und 
Verfügungsgewalt einer europäischen 
Regierung“ anstreben. „Auf diese Wei¬ 
se erhielte die westliche Welt zwei stra¬ 
tegisch wirksame Systeme, die einander 
ergänzen und doch unabhängig vonein¬ 
ander funktionieren könnten“, schrieb 
Strauß: „Das eine hätte sein Kontroll- 
zentrum in Washington, das andere auf 
dem europäischen Kontinent.“ 

„Eine stärkere Kooperation der eu¬ 
ropäischen Staaten auf allen Ebenen ist 
die Antwort an Donald Trump“: Das 
äußerte Außenminister Sigmar Gab¬ 
riel am 29. Mai, als Kanzlerin Merkel 
gefordert hatte, „Europa“ müsse sein 
„Schicksal in die eigene Hand neh¬ 
men“. Man könne zur Zeit eine „Ver¬ 
änderung im Kräfteverhältnis in der 
Welt“ konstatieren, erklärte Gabriel, 
um wenig später zu ergänzen, es sei 
„das Gebot der Stunde“, sich dem US- 
Präsidenten „mit allem, was wir vertre¬ 
ten, in den Weg zu stellen 44 : „Wer dieser 
US-Politik nicht entgegentritt, macht 
sich mitschuldig.“ Beim bevorstehen¬ 
den G20-Gipfel in Hamburg werde 
Merkel, „ob sie es will oder nicht, als 
zentrale Gegenspielerin Trumps wahr¬ 
genommen werden“, stellte die FAZ 
trocken fest. Berlin ist auf dem direk¬ 
ten Weg zu seinem alten Ziel, über ein 
integriertes Europa die Augenhöhe mit 
Washington zu erreichen. Trump könn¬ 
te sich dabei noch als Glücksfall für die 
deutschen Eliten erweisen: Er ermög¬ 
licht es ihnen, ihren weltpolitischen 
Durchbruch als selbstlosen Kampf um 
die Rettung der zivilisierten Welt zu 
verkleiden. 



Der Appetit der deutschen Bourgeoisie war und ist ungeheuer. So stellte sich der einflussreiche „Alldeutsche Verband“ nach einem Sieg im 
i. Weltkrieg die Landkarte Mitteleuropas vor. 
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JederTraum, an den ich mich verschwendet, 
jeder Kampf, in dem ich mich nicht geschont, 
jeder Sonnenstrahl, der mich geblendet, 
alles hat sich am Ende gelohnt. 

Louis Fürnberg 


Rainer Kalinasch 

16.09.1944-07.06.2017 

Traurig nehmen wir Abschied 
Es bleiben Liebe und Erinnerung 

Deine Elke 

Mit mir trauern die 

Kinder, Schwiegerkinder, Enkelkinder, 
Geschwister, Verwandte und 
Freunde, die ihn gern hatten. 


Die Urnenbeisetzung findet im engsten Familienkreis statt. 

Wir werden uns bei einer Abschiedsfeier von Rainer verabschieden 

am Samstag, 24. Juni 2017, ab 16:00 Uhr 

in der Talsperrenstraße 18,42369 Wuppertal-Ronsdorf 

Bitte gebt bis zum 21. Juni Bescheid, wenn ihr an der 
Abschiedsfeier teilnehmen werdet. 

Heckersklef 34,42369 Wuppertal 


1932-2017 

Wir gedenken unseres Genossen 

Helmut Borgert 

Er war über viele Jahre unser Kreisvorsitzender und 
war beim Parteivorstand zuständig für Mittelstands¬ 
und Gewerbe-Politik. 

Auch nach der Wende stand er trotz geschwächter 
Gesundheit treu zur Partei. Unser Mitgefühl gilt seiner 
Frau Annemarie. 

DKP Gruppe Hamburg-Wandsbek 


Eine Welt ohne Faschismus 
und Krieg war sein Ziel. 

Unseren Genosse 

Karl Schrimpf 

ist am 31. Mai im Alter von 78 Jahren gestorben 

Mit ihm verlieren wir einen treuen, zuverlässigen und 
hilfsbereiten Genossen. 

Karli betreute viele Jahrzehnte unser Parteibüro. Hier 
gaben sich die Genossinnen aus den verschiedenen 
Grundorganisationen, SDAJ-Gruppen, die Jungen Pio¬ 
niere oder internationale Freunde die Türklinke in die 
Hand und niemand ging hier weg, ohne ein Gespräch 
mit ihm zu führen. Das alles wird uns fehlen. 

Wir trauern um einen aufrechten Freund und treuen 
Weggefährten. 

DKP Worms 




B i Idu nq s re i se Vietn a rn i Laos 
Reisen - Studieren - Helfen 
Freundsclhaftsgesell&chaft Vietnam 

ZBHZ.17 -13.01.1« |Z woenen t Vietnam) 
26.12.17 - 10.01.1-6 (3 WOGhen t VN+UHO&) 

Shj Blieben fraurnksfl idhfrr LvithdH^lm und 
oetjche-r. i! IfspiQ tkle Ai-äerdc-T treffen Sw 
Ha/trurr .ii ja FUrtA. j 

und KuIIlf - dtKunlei auch ecwn bwühniUsiP 
VHüurmsiulHn Schfiflstolcir 


www.Tg-v letnam .de 
fg-v ielnam gt-onii no.de 
Kontakt 0641 «2149 



SONDERHEFT 

OKTOBERREVOLUTION 


1917-2017 

Was war, was wurde, 
was bleibt 

Mit Beiträgen von Michail Krjukow, Je- 
lena und Alexander Charlamenko (Russland), 



Einzelpreis 12,50 € 

Jahresabo 48,00 € 

ermäßigtes Abo 32,00 € 


Sitar am Yechury (Indien), Jose Reinaldo Car- 
valho (Brasilien), Blade Nzimande (Südafri¬ 
ka), Domenico Losurdo (Italien), Jerönimo 
de Sousa (Portugal), Hans Haut mann (Ös¬ 
terreich) und aus der Bundesrepublik: Peter 
Brandt, Gerrit Brüning, Raimund Ernst, Willi 
Gerns, Nina Hager, Lothar Schröter 



Neue 

Impulse 

Verlag 

Hoffnungstraße 18 
45127 Essen 
Tel. 0201 I 23 67 57 



Friedensfest 

23. Juni 2017-ab 19 Uhr 

Konzert mit 
MUSIKANDES 

Eifler Scheunencafe 
Holzmaarstr. 23 
54558 Gillenfeld 



Seminare der Karl-Liebknecht-Schule 
der DKP 

Die Seminare richten sich an Mitglieder wie Nichtmitglieder 
der DKP. Sie finden in der Regel in Leverkusen statt. 

Samstag/Sonntag, 879.7.17 
Seminar für Bildungsverantwortliche 

Referenten: H. Woda, R. Kotulla 

Samstag - Dienstag, 30.9. bis 3.10.17 
Grundlagen kommunistischer Politik 

Referent: Jürgen Lloyd 

Für Tagesseminare berechnen wir einen Beitrag von 10,- €; 
bei Anreise am Vortag und Übernachtung 20,- €. 
Wochenendseminare kosten bei Anreise am Samstag 
Morgen 25,- €; bei Anreise bereits am Freitag 30,- € 

Nähere Infos unter: Karl-Liebknecht-Schule der DKP 
Am Stadtpark 68, 51373 Leverkusen Tel: 0214 / 45418 
www.karl-liebknecht-schule.org 


Extraankündigung! 

Strategieseminar mit geändertem Inhalt, 
neuen Referenten: 

Samstag/Sonntag, 26727.8.17 
Entwurf des Leitantrags des 22. Parteitags 
zur Strategie der DKP 

Mit den Mitgliedern der Autorengruppe und Referenten: 

Dr. Hans-Peter Brenner, Stellv. Vors, der DKP 
Lucas Zeise, Chefredakteur der „UZ", Zeitung der DKP 

Der 22. Parteitag wird als zentralen Diskussionspunkt die anti¬ 
monopolistische Strategie der DKP behandeln. Dazu berät und 
beschließt der Parteivorstand auf seiner nächsten Tagung einen 
Entwurf. 

Das Seminar dient der Vermittlung und Vertiefung unserer revo¬ 
lutionären, antimonopolistischen Strategie anhand des Antrags¬ 
entwurfs unter Hinzuziehung auch anderer Grundlagentexte zur 
kommunistischen Strategie und Taktik. 

Im Mittelpunkt steht der Entwurf und die Diskussion von unter¬ 
schiedlichen Standpunkten und Auffassungen. 

Beide Referenten gehören zu den Autoren des Leitantrages. 



JtLSoS Themen und Teilnahmebedingungen: 

' www.blende.jungewelt.de 


Unsere Christel 
wird 90! 

Es ist kaum zu glauben, 
aber es ist wahr! 

Fast ihr ganzes Leben, 72 Jahre, ist Christel nun Mitglied 
unserer Partei und steht, soweit es ihre Gesundheit er¬ 
laubt, immer noch ihre Frau in den täglichen Auseinander¬ 
setzungen für Frieden, Völkerverständigung, gegen Rassis¬ 
mus und alle faschistischen Tendenzen. 

Als aktives Mitglied in der Vorster Stolpersteininitiative 
spricht sie auf Kundgebungen gegen Rassismus und Ge¬ 
walt neben dem Pfarrer, dem CDU-Bürgermeister und der 
CDU-Landrätin und ist in ihrem Dorf als Friedenskämpferin 
und Kommunistin anerkannt. 

Noch immer nimmt sie, streitbar wie ein junges Mädel, am 
Gruppenleben ihrer Parteigruppe teil und ermahnt uns im¬ 
mer, der Bündnisarbeit genügend Raum zu geben. 

Wir wünschen unserer Christel, dass sie uns noch mög¬ 
lichst viele Jahre in dieser Frische erhalten bleibt. Auch als 
Vorbild für unsere jüngeren Genossinnen und Genossen 
und als wandelndes Arbeiterbewegungslexikon der Kämp¬ 
fe in ihrer Heimatregion. 

Wir wünschen Dir Gesundheit und uns noch viele 
gemeinsame Einsätze für eine wahrhaft menschliche, le¬ 
benswerte Welt. 



Linker Niederrhein 




Was passiert in Venezuela? 



Veranstaltungsreihe der DKP mit Carolus Wimmer, 
Internationaler Sekretär der Kommunistischen Partei 
Venezuelas (PCV) 

• Frankfurt/Main, 3. Juli 2017 

19 Uhr, Saalbau Bockenheim, Saal, Schwälmer Straße 28 

• Essen, 4. Juli, 2017 

19.30 Uhr, Hoffnungstraße 18 

• Münster, 5. Juli 2017, 20 Uhr 

Cuba Kulturzentrum, Achtermannstraße 10-12 

• Bremen, 6. Juli 2017 

19 Uhr, Konsul-Hackfeld-Haus, Birkenstraße 34 

• Hamburg, 7. Juli 2017 

19 Uhr, Kultur Palast Hamburg, Öjendorfer Weg 30a 

• Lübeck, 9. Juli 2017 

15 Uhr, Diele, Mengstraße 41 

• Berlin, 10. Juli 2017 

19 Uhr, FMP1 (ND-Gebäude), Franz-Mehring-Platz 1 

• Erfurt, 11. Juli 2017 

17 Uhr, Gaststätte zur Dahlie, Roßlauer Straße 1 

• München, 12. Juli 2017 

19 Uhr, Eine-Welt-Haus München, Schwanthalerstraße 80 

• Konstanz, 14. Juli 2017 

19.30 Uhr, Hotel Barbarossa, Obermarkt 12 

Alle Veranstaltungen: Eintritt frei, um Spenden wird gebeten 


Toskana, nah am Meer 

wA'iv.fe ikj "H-hinhjf.dt j QftlQ'.fSfö. 


Ökchöf im Olivenhain, 
vielter Blick, Stille: 
große helle Zimmer, 
viele gute Bücher, 
Haus oder Häuschen; 
KinsEerpäTadieSr 



Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 



Entschleunigung 


Ruhe & Natur satt im 
Müritz-Nationalpark 

3 FeWo für je 2-3 Personen, 
ganzjährig in Kratzeburg-Granzin, 
Havel & Havelseen, Boot & Rad. 

Info: www.trinogga.de 
Tel: 039822/299488 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 
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Leserbriefe / Termine 


Freitag, 16. Juni 2017 


Den Klassengegner übersehen 

„Armut besteuern, Kapital 
konzentrieren“, UZ vom 26.5., S.7 

Der Autor Uwe Koopmann berichtet 
von den Aktionen gegen das neuerli¬ 
che Maßnahmepaket der griechischen 
Regierung. Er sagt abschließend, dass 
sich die Lage der Bevölkerung „auf¬ 
grund der Politik der vergangenen Re¬ 
gierungen von ND und PASOK sowie 
der jetzigen SYRIZA-ANEL-Regie- 
rung dramatisch verschlechtert“ habe. 
Unerwähnt bleiben die Bedingungen 
für das Handeln der Regierung und die 
Aktionen des Klassengegners. 

Es ist falsch, wenn ND - PASOK 
- Syriza in einer bruchlosen Reihen¬ 
folge genannt und in gleicher Weise 
für die Politik verantwortlich gemacht 
werden. Syriza war im Januar 2015 mit 
dem Anspruch und Auftrag angetreten, 
die von den Geldgebern aufgezwunge¬ 
ne Austeritätspolitik zu durchbrechen. 
Es sollten Sofortmaßnahmen zur Ver¬ 
besserung der sozialen Lage durchge¬ 
führt werden. Damit war der Kampf 
um eine grundlegende Frage der ak¬ 
tuellen Klassenauseinandersetzung in 
Europa eröffnet. Unter den Geberins¬ 
titutionen hat die BRD als Hegemoni- 
almacht den Ton vorgegeben. Schäuble 
und Merkel hielten rigoros an der Aus¬ 
teritätspolitik fest. Das Verramschen 
öffentlichen Eigentums, Massenent¬ 
lassungen, Senkung von Löhnen und 
Renten wurde damit erzwungen. Eine 
linke Politik durfte in Europa keine 
Erfolge haben, der Weg in die Depres¬ 
sionsökonomie war für Griechenland 
damit diktiert. Im Juli 2015 war die 
Niederlage besiegelt, jetzt erleben wir 
die Folgen. 


Lucas Zeise hat zu den Handlungs¬ 
möglichkeiten der Regierung unter die¬ 
sen Bedingungen gesagt: „Sie hat ja keine 
Spielräume. Sie kann nur mit dem Selbst¬ 
mord drohen“ (UZ 20.2.15). Ohne sou¬ 
veränen Zugang zu den Finanzen konn¬ 
te die griechische Regierung ihre Ziele 
nicht erreichen. Ein mit national und 
international vereinten Kräften erziel¬ 
ter Erfolg gegen die neoliberale Austeri¬ 
tätspolitik hätte die soziale Lage und die 
Kampfbedingungen verbessern können. 

Der Kampf gegen die Austeritätspo¬ 
litik bleibt uns erhalten und damit auch 
der Gegner aus dem eigenen Land, der 
2015 in Griechenland obsiegt hat. Hier 
wird sich die DKP stärker einmischen 
müssen als sie es 2015 getan hat. Aller¬ 
dings wird es jetzt schwieriger. 

Klaus Hübinger ; per E-Mail 

Vorher heißt nicht wegen 

„Erst Invasion, dann Operation 
Bagration“, UZ vom 9.6., S. 15 

Manfred Sohn hat vordergründig Recht: 
Die Operation Bagration (22. Juni 1944) 
liegt vom Ablauf her nach der Opera¬ 
tion Overlord (6. Juni 1944). Er hat al¬ 
lerdings nicht Recht, wenn er meint, die 
zeitlich spätere hätte die erstere daher 
nicht maßgeblich beeinflussen können. 
Die Entscheidung für die Zweite Front 
und noch mehr ihre Terminierung hat 
eine ausgesprochen komplexe Geschich¬ 
te mit sehr unterschiedlichen Akteuren 
und widerstreitenden Interessen (bis hin 
zu einem Separatfrieden im Westen), die 
hier nicht darstellbar ist. Völlig unstrit¬ 
tig ist dabei, dass die Erfolge der Ro¬ 
ten Armee in Stalingrad und Kursk den 
Druck auf die Westalliierten verstärk¬ 
ten und dass dieser Druck mit der gro¬ 


ßen Sommeroffensive 1944 (Bagration) 
zwingend wurde, wollten die Westalli¬ 
ierten das Kriegsende nicht südlich der 
Alpen erleben. Natürlich wussten Chur¬ 
chill und Roosevelt von den Planungen 
für Bagration. Diese Operation diente 
ja - auch - als Entlastungsoffensive für 
Overlord. Es gab seit Langem strategi¬ 
sche Abstimmungen und in deren Rah¬ 
men ein für die SU bitteres Ringen um 
die Zweite Front (s. auch Valentin Falin 
„Zweite Front. Die Interessenkonflik¬ 
te in der Anti-Hitler-Koalition“). Die 
Vorstellung, die Sohns Einwurf erweckt, 
dass Churchill und Roosevelt quasi nur 
reaktiv auf die eintreffenden Nachrich¬ 
ten von der Front und ohne strategische 
Planung vorgegangen sein sollen, ist ab¬ 
seitig. Selbstverständlich hat das Wissen 
um die große Sommeroffensive der Ro¬ 
ten Armee, mit der ihre Fähigkeit zum al¬ 
leinigen Sieg über Nazideutschland ma¬ 
nifest werden würde, die Entscheidung 
für den Start von Overlord beeinflusst, 
lange bevor Bagration Realität wurde. 

Daniel Zimmermann, Dortmund 

Beeinträchtigt und arm? 

„Die Schere öffnet sich weiter“, 

UZ vom 9.6., S. 5 

In der Printausgabe ist dieser Arti¬ 
kel mit einem Menschen im Rollstuhl 
illustriert, ohne dass dies im Artikel 
aufgegriffen wird - zu allem Überfluss 
mit Sammelbecher in der Hand. Men¬ 
schen mit Beeinträchtigung zwangs¬ 
weise mit Armut zu verbinden, ist 
fahrlässig. Übrigens, dieses Bild von 
beeinträchtigten Menschen führt zu 
dem Begriff Handicap - ein zu ver¬ 
meidender Begriff. 

Daniel Horneber ; per E-Mail 


Automobilkonferenz der DKP 

Mobilität der Zukunft - bezahlbar, umweltfreundlich und sozial verträglich 


Angesichts des Umbaus der Automo¬ 
bilindustrie, der nicht abnehmenden 
Belastung der Luft in den Innenstäd¬ 
ten, des täglichen Verkehrs-Chaos, an¬ 
gesichts des Flächenverbrauchs durch 
fließenden und ruhenden Verkehr so¬ 
wie der Entscheidung zur Subventio¬ 
nierung von Elektroautos ist eine Dis¬ 
kussion über „Mobilität der Zukunft“ 
überfällig. 

Die Konzerne und ihre Handlan¬ 
ger in der Regierung arbeiten schwer¬ 
punktmäßig an alternativen Antrieben 
und versuchen den Individualverkehr 
und ihr profitables Geschäftsmodell zu 
retten. Aus Angst um die Arbeitsplät¬ 
ze und im Wissen um die Notwendig¬ 
keit schneller Lösungen kommt auch 
die Diskussion in Gewerkschaften und 
Betrieben um eine nachhaltige Mobili¬ 
tät nicht in Schwung. 

Die Veranstalter meinen, die Forcie¬ 
rung alternativer Antriebe greift deut¬ 
lich zu kurz. Die Auseinandersetzung 
um die Frage Öffentlicher Verkehr ge¬ 
gen Individualverkehr muss geführt 
werden. Wer einen effektiven, bezahl¬ 


baren und damit attraktiven (Nah-)Ver¬ 
kehr will, wird den Individualverkehr 
zurückdrängen müssen. Für beides ist 
weder Geld noch Fläche da! 

Die Frage der Sicherung von Ar¬ 
beitsplätzen gehört im Kapitalismus im¬ 
mer auf die Tagesordnung. Angesichts 
der Veränderungen am Produkt Auto, 
der zunehmenden Share-Konzepte, der 
Staus in den Metropolen, der veränder¬ 
ten Prioritäten bei der Jugend, der fort¬ 
schreitenden Digitalisierung und der 
weiter notwendigen Rationalisierung 
sind sie schon heute bedroht! Zeit für 
einen Meinungsaustausch! 

Konferenzablauf 

10.30-12.30 Uhr 

„Automobilindustrie - wie weiter?“ Ein¬ 
führung: Uwe Fritsch, BR-Vorsitzender VW 
Braunschweig, Mitglied des Parteivorstandes 
der DKP 

„Weltklima - Weltautogesellschaft - welt¬ 
weite Alternativen. Unsere Verantwortung“ 

Einführung: Winfried Wolf, Journalist, Chefre¬ 
dakteur Lunapark21 


13.00-15.00 Uhr, Arbeitsgruppen und Be¬ 
richterstattung 

„E-Mobilität, Ausweg aus der Umwelt- 
krise?“mit Dr. Alfred Hartung, Wolfsburg 
„Bedingungen und Akteure für die Durch¬ 
setzung alternativer Mobilitätskonzepte!“ 
mit Achim Bigus, VK-Leiter VW Osnabrück 
„Weltklima - Weltautogesellschaft - welt¬ 
weite Alternativen. Unsere Verantwortung“ 
mit Winfried Wolf 

15.00-16.30 Uhr Podiumsdiskussion „Zu¬ 
kunft der Automobil-Industrie - wer nimmt 
Einfluss - wohin geht die Reise?“ mit: Uwe 
Fritsch, Anne Rieger und Winfried Wolf 

Es laden ein: DKP Bezirk Niedersachsen, 
DKP Bezirk Ruhr-Westfalen, DKP Betriebs¬ 
gruppe VW Braunschweig/Wolfsburg 

Die Konferenz: „Automobilindustrie - wie 
weiter?“ findet statt am Samstag, 24. Juni 
2017, 10.30 bis 16.30 Uhr im Veranstal¬ 
tungszentrum Rotation in den ver.di-Hö- 
fen, Goseriede 10,30159 Hannover (10 Min. 
Fußweg vom Hbf.). 

Anmeldungen an: bv@dkp-niedersachsen. 
de, Unkostenbeitrag: 15 Euro. 


Termine 


MO ★ 19. JUNI 


Münster: „Industrie 4.0 und Arbeit 4.0“, 
Herausforderungen durch die digitale Ar¬ 
beitswelt. Diskussionsveranstaltung der 
DKP mit Uwe Fritsch, Betriebsratsvorsit¬ 
zender Volkswagen Braunschweig und 
Mitglied im DKP-Parteivorstand. Kultur- 
kneipe F24, Frauenstraße 24, 20.00 Uhr. 

Hannover: Treffen der DKP-Stadtteilgruppe 
Linden. Freitzeitheim Linden, Windheim¬ 
straße 4,19.30 Uhr. 


Dl ★ 20. JUNI 


Duisburg: Mitgliederversammlung der 
DKP Duisburg u.a. zur Abschiebung 
der Schülerin Bivsi Rana seitens der 
Stadtverwaltung. Falkenheim in Du¬ 
issern, Duissernstraße 98, 19.00 Uhr. 


Ml ★21. JUNI 


Güstrow: Gedenken anlässlich des 79. 
Jahrestages der Ermordung von Liselotte 
Herrmann. Gedenkstätte vor der Fach- 
hochschule, Goldberger Straße, 14.00 Uhr. 

Güstrow: Veranstaltung von IS0R und 
„RotFuchs“ mit Hans Modrow, Vorsitzender 
des Ältestenrates der Partei „Die Linke“. 
„Kaminfeuer“, Bistede 1,15.00 Uhr. 

Schwerin: Bildungsabend der DKP. Buntes 
Q, Lückerstraße 180,19.00 Uhr. _ 

Dortmund: DKP-Seniorentreff. Z, Oester¬ 
holzstraße 27,14.30 Uhr. 


FR ★ 23. JUNI 


Schweinfurt: „Im Kampf gegen die rechte 
Szene“, Veranstaltung der DKP-Unterfran- 
ken mit Günter Pierzig, Vorsitzender der 
Bamberger VVN/BdA, zur aktuellen Lage 
in Nordbayern. Vereinsheim TVO-Schwein- 
furt, Hermann-Gräf-Allee 1, 19.00 Uhr. 

Hamburg: „Wer wählt die AfD? Wer braucht 
die AfD?“ Podiumsdiskussion mit Fabio de 
Masi (Partei „Die Linke“), Olaf Harms (ver. 
di), Tina Sanders (DKP) und Dilan Baran 
(DIDF). Bürgerhaus Barmbek, Lorichsstraße 
28,18.30 Uhr. _ 

Bochum: „Im Namen des Volkes - Ermitt- 


lungs- und Gerichtsverfahren in der DDR 
gegen Nazi- und Kriegsverbrecher.“ Buch¬ 
vorstellung und Diskussion mit einem der 
Autoren Dieter Skiba bzw. Reinhard Grim¬ 
mer. Veranstaltung des DDR-Kabinetts Bo¬ 
chum. DIDF-Zentrum, Rottstraße 30 (900 m 
Fußweg vom Hbf.), 19.00 Uhr. 


SA ★ 24. JUNI 


Hamburg: „Zwischei 
Revolution - Revoluti 
Handeln in restaurativi 
Marxisten den Kapital 
Seminarangebot von 
Hamburg und Tagesze 
Beiträgen von Werne 
Christoph Stoodt, Jürg 
zerund Olaf Harms. Bü 
ke“,Am Felde 2, Hambi 
bis 16.30 Uhr. Teilnahn 
anmeldung bitte per E 
welt.de senden. Anme 

^ Restauration und 
onäres Denken und 
en Zeiten: Wie wollen 
ismus überwinden?“ 
jW-Unterstützerkreis 
iitung junge Welt mit 
jr Seppmann, Hans 
en Lloyd, Martin Dol- 
ro der Partei „Die Lin- 
urg-Altona, 10.30 Uhr 
ne- und Diskussions- 
i-Mail an db@junge- 
ildeschluss: 15. Juni. 

MO ★ 26. JUNI 

Dortmund:GeorgischesGrillenderDKP-Grup- 
pe Süd bei Werner, Gildenstraße 20,19.00 Uhr 

Dl ★27. JUNI 


Dortmund:TreffenderDKP-GruppeOst.Haus 
Gobbrecht, Körner Hellweg 42, 19.00 Uhr. 

Recklinghausen: DKP-Treffen. Ladenlokal 
Kellerstraße 7,19.30 Uhr. 

Ml ★28. JUNI 


Darmstadt: Mitglied 
DKP-Gruppe Darmst; 
zu aktuellen betrieblic 
Bundestagswahl. Lint 
Landgraf-Philipps-Anl; 

erversammlung der 
adt-Bergstraße u.a. 
hen Themen und der 
csTreff Georg Fröba, 
age 32, 19.00 Uhr. 

DO ★29. JUNI 


Dortmund: „Geheimdienste - die 
permanente Regierung.“ Diskussions¬ 
veranstaltung der DKP mit Klaus Wa- 
gener zur Rolle der Geheimdienste als 
Teil des Staates und ihr Verhältnis zur 
Regierung anhand der aktuellen Situa¬ 
tion. Z, Oesterholzstraße 27,19.00 Uhr. 


Was passiert in Venezuela? 

Veranstaltungsreihe der DKP mit Carolus Wimmer 

Carolus Wimmer, Internationaler Sekretär der Kommunistischen Partei Venezuelas 
(PCV), informiert angesichts der gefährlichen Zuspitzung in Venezuela über die 
aktuelle Situation in Venezuela und die Aufgaben der im Mai gegründeten Volks¬ 
front gegen Imperialismus und Faschismus. 

Frankfurt/Main, 3. Juli, 19.00 Uhr, Saalbau Bockenheim, Saal, Schwälmer Straße 28. 
Essen, 4. Juli, 19.30 Uhr, Sitz des DKP-Parteivorstandes, Hoffnungstraße 18. 

Münster, 5. Juli, 20.00 Uhr, Cuba Kulturzentrum, Münster, Achtermannstraße 10-12 
(Nähe Hauptbahnhof). 

Bremen, 6. Juli, 19.00 Uhr, Konsul-Hackfeld-Haus, großer Clubraum, Birkenstraße 34. 

Hamburg, 7. Juli, 19.00 Uhr, Podiumsdiskussion „Alternativen zu G20 - Alternativen zum 
Kapitalismus“ mit Vertretern weiterer kommunistischer Parteien, Kultur Palast Hamburg, 
ÖjendorferWeg 30a, Veranstaltung im Rahmen der Proteste gegen den G-20-Gipfel. 
Lübeck, 9. Juli (nähere Informationen folgen/Veranstaltung der SDAJ) 

Berlin, 10. Juli, 19.00 Uhr, FMP1 (ND-Gebäude), Münzenbergsaal, Franz-Mehring-Platz 
1, Nähe Ostbahnhof. 

Erfurt, 11. Juli 2017,17.00 Uhr, Gaststätte zur Dahlie, Roßlauer Straße 1. 

München, 12. Juli 2017, nähere Informationen folgen 

Konstanz, 14. Juli 2017,19.30 Uhr, Hotel Barbarossa, Obermarkt 12, Großer Saal. 
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Ein Atem 

Die junge Griechin Elena hat genug 
von der Misere in ihrem Land und will 
nur noch weg. In Frankfurt findet sie 
einen Job als Kindermädchen bei einer 
situierten Kleinfamilie. Als es zu einer 
Konfliktsituation kommt, flieht sie zu¬ 
rück nach Athen. Über Tessa, die Mut¬ 
ter des kleinen Mädchens, und ihren 
Mann bricht ein Alptraum herein, tiefe 
Konflikte in ihrer Beziehung kommen 
zum Vorschein. Schließlich folgt Tessa 
Elena, und eine kompromisslose Rei¬ 
se beginnt, die beide Frauen ans Limit 
und näher zu sich selbst bringt. Christi¬ 
an Zübert (Drehbuch und Regie) ver¬ 
bindet gekonnt das Thema der Verein¬ 
barkeit von Familie und Beruf mit der 
aktuellen Situation in einem Europa, 
das eher spaltet als solidarisches Han¬ 
deln ermöglicht. 

Fr., 16 . 6 ., 20.15 Uhr, arte 

Klassik-Konzert 

Suntory Hall, Tokio. Anna Netrebko 
und Yusif Eyvazov, gefeierte Stars der 
internationalen Opernwelt, stehen 
auf der Bühne und tragen berühmte 
Arien und Duette der italienischen 
Opernliteratur vor. Verdi, Cilea, Puc- 
cini und Giordano sind die Kompo¬ 
nisten, bedauerlich ist dieser mittler¬ 
weile übliche Verschnitt von Gassen¬ 
hauern, der nur noch gefällig daher 
kommt, alle Stücke und Stückchen 
aus ihren Zusammenhängen reißt 
um den Eventcharakter, mit dem an¬ 
geblich heute klassische Musik „an¬ 
kommt“, zu bedienen. Schade. 

Sa., 17 . 6 . 20.15 Uhr, 3 sat 


Confed Cup 

Die unverschämte Idee der FIFA, 
die Sommerpause der Fußballmann¬ 
schaften bloß nicht ungenutzt zu las¬ 
sen, hat den „Confederation Cup“ 
kreiert. Diesmal in Russland, ins¬ 
gesamt acht Nationalmannschaften 
laufen auf, um der Verwertung willen 
aus allen Erdteilen. Niemand hat die 
Traute, der FIFA die Stirn zu bieten 
und den eigenen Spielern ihre not¬ 
wendige Sommerpause zu gewähren. 
Das Spektakel beginnt am Sonntag 
und dauert bis zum 2. Juli. 

Die erste Partie der DFB-Mannschaft 
gegen Australien wird angepfiffen am: 
Mo., 19 . 6 ., 17.00 Uhr, ZDF 

Glückskind 

Hans ist arbeitslos, geschieden und 
allein. Er hat sich und sein Leben 
längst aufgegeben. Da findet er in ei¬ 
ner Mülltonne ein beinahe lebloses 
Baby und beschließt, sich des hilflo¬ 
sen Wesens anzunehmen. Er nennt 
das Mädchen Felizia und ist tatsäch¬ 
lich in der Lage, sich um das Kind zu 
kümmern, denn nun hat sein Leben 
wieder einen Sinn bekommen. Doch 
schon bald wird das Kind von der Po¬ 
lizei gesucht. Die beiden großartigen 
Schauspieler Herbert Knaup (in herr¬ 
licher Maske) und Thomas Thieme 
schaffen es, ohne auf die Tränendrüse 
zu drücken, über Verantwortung und 
Mitgefühl zu agieren. Michael Ver- 
hoeven führte Regie. 

Mi., 21 . 6 ., 20.15 Uhr, ARD 


Hängt die Körbe höher 

Warriors sind Meister - Neue Liga füllt Sommerpause 


D ie Finalspiele der nordamerika¬ 
nischen Basketball-Liga NBA 
(National Basketball Associa¬ 
tion) waren eine klare Sache. Mit 4:1 
gewonnenen Spielen setzten sich die 
Golden State Warriors aus dem kali¬ 
fornischen Oakland in der Nacht vom 
Montag auf Dienstag gegen die Cleve¬ 
land Cavaliers durch. Während Gol¬ 
den State gleich 
drei der bes¬ 
ten Spieler der 
Liga in ihren 
Reihen hatte, 
die sich gegen¬ 
seitig Auszeiten 
und Freiraum 
auf dem Spiel¬ 
feld verschaffen 
konnten, ritten 
die Cavaliers 
ihr bestes Pferd, 

Lebron James, 
beinahe zu Tode. 

Kaum eine Aus¬ 
zeit konnte er 
nehmen, ohne 
dass sein Team 
in Rückstand 
geriet. 

Insgesamt 
sind Ausnahme¬ 
spieler wie Ste¬ 
phen Curry, Ke¬ 
vin Durant oder Klay Thompson (alle 
Golden State) für ihr Team noch wich¬ 
tiger geworden, als sie es in den ver¬ 
gangenen Jahren eh schon waren. Ge¬ 
rade Curry ist kaum zu verteidigen, da 
er ab der Mittellinie Würfe mit hoher 
Wahrscheinlichkeit versenkt und bei 
ihm vom Anspiel des Mitspielers bis 
zum Abschluss oftmals kaum eine Se¬ 
kunde vergeht. 

Insgesamt waren die hohen Tref¬ 
ferquoten und vielen Einzelaktionen 
in dieser Saison wieder ein Beleg da¬ 
für, dass die Drei-Punkte-Linie nach 
hinten gelegt gehört, der Korb höher 
gehängt werden muss und es weitere 
Maßnahmen braucht, um die Domi¬ 
nanz einzelner Teams in der NBA zu 
verhindern. Spieler wie Stephen Cur¬ 
ry haben eine Trefferquote von über 
50 Prozent, obwohl gegnerische Teams 
ihre besten Verteidiger gegen ihn auf¬ 


bieten und ihn notfalls auch doppeln. 
Doch Curry trifft aus den wildesten 
Bewegungen heraus, aus weiter Ent¬ 
fernung und zur Not auch im Fallen, 
wenn er mal wieder gefoult wurde, 
um die relativ sicheren Punkte durch 
ihn zu verhindern. Was während der 
Saison beinahe alle NBA-Teams zur 
Verzweiflung brachte, ist, dass Golden 


State neben Curry mit Klay Thompson 
einen weiteren Ausnahmeschützen in 
der Aufstellung hat, und am Anfang 
der Saison zu allem Überfluss noch die 
längsten Arme und Beine der Liga - 
sie gehören zu Kevin Durant - von 
Oklahoma City zu den Golden State 
Warriors gewechselt sind. 

Bisher gelang es der NBA, die dau¬ 
erhafte Dominanz eines Teams zu ver¬ 
hindern. Mithilfe von Gehaltsobergren¬ 
zen und eines komplizierten Systems 
bei der Verpflichtung von Nachwuchs¬ 
spielern (Drafts) haben auch schwä¬ 
chere Teams eine Chance, an gute Spie¬ 
ler zu kommen und diese erst einmal 
für ein paar Jahre zu verpflichten. 

Doch die meisten NBA-Teams 
setzen nicht auf die langwierige Ent¬ 
wicklung von mehreren Spielern, die 
sie dann zu einer guten Mannschaft 
aufbauen. Vor, während und nach der 


Saison werden Spieler einzeln und im 
Paket hin- und hergetauscht, werden 
Kombinationen aus langen und kurzen 
Menschen ausprobiert und Spieler mit 
„freien“ Verträgen („free agents“) von 
anderen Teams in der NBA oder auch 
aus aller Welt herbeigeschafft. 

Leider trägt der ständige Austausch 
von Spielern- auch von Leistungsträ¬ 
gern - während 
der Saison zu¬ 
sätzlich dazu 
bei, dass „Team¬ 
play“ in der 
NBA eine unter¬ 
geordnete Rolle 
spielt. Anders 
als in den euro¬ 
päischen Ligen 
ist es häufig ein 
Star-Spieler des 
Teams, auf den 
das Spiel zuge¬ 
schnitten wird, 
weil er in jeg¬ 
licher Situati¬ 
on abschließen 
kann. Doch der 
Zug zum Korb 
oder der per¬ 
fekte Wurf von 
draußen ist auf 
Dauer für den 
Zuschauer lang¬ 
weilig, weil vorhersehbar. 

Vielleicht setzen deshalb viele Fans 
ihre große Hoffnung auf die neue Liga 
„Big3“, die in der nächsten Woche star¬ 
tet. Hier soll das Spiel von 3 gegen 3 
Spielern als Profiliga verwertbar ge¬ 
macht werden. Da die NBA-Spieler 
nach einer langen Saison mit unglaub¬ 
lichen 82 Spielen (ohne Finalspiele) so 
ausgelaugt sind, dass sie kaum noch zu 
Autogramm-Stunden taugen - außer¬ 
dem müssen sie ja irgendwann auch 
mal ihre Werbespots für alles mögliche 
drehen -, kommen ausgemusterte Stars 
wie Allen Iverson zum Einsatz. 

Damit auch in der Sommerpause 
Geld mit Basketball verdient werden 
kann und wir Basketballs-Fans davon 
abgelenkt werden, dass Profisport nur 
ein Produkt ist, das ohne künstliche 
Zusätze schnell Übersättigung erzeugt. 

Friedhelm Vermeulen 



Trifft auch gerne mal von der Mittellinie: Stephen Curry 


Frei- und unwillig 

UN-Ozeankonferenz schließt, ohne konkrete 
Schutzmaßnahmen festzulegen 


Es war die erste UN-Konferenz zum 
Schutz der Meere, die vergangenen 
Freitag in New York zu Ende ging. 
Vertreter aller 193 Mitgliedstaaten der 
Vereinten Nationen Unterzeichneten 
gemeinsam ein Dokument, das zur Ver¬ 
meidung von Plastikmüll und zu Maß¬ 
nahmen gegen die Übersäuerung der 
Meere aufruft. Auch die USA schlos¬ 
sen sich der Erklärung an, distanzierten 
sich aber gleichzeitig von einer Passa¬ 
ge, in der die herausragende Bedeutung 
des Klimaschutzes betont wird. 

„Das politische Ergebnis der Kon¬ 
ferenz ist ein wichtiger Schritt, aber der 
nötige Fahrplan zum Schutz der Mee¬ 
re zeichnet sich noch nicht ab“, erklär¬ 
te Heike Vesper, Meeresschutzexper¬ 
tin der Naturschutzorganisation WWF 
nach Abschluss der Konferenz. Dass 
erstmals eine UN-Meeresschutzkonfe- 
renz stattgefunden habe, wertete sie als 
Erfolg, die politische Abschlusserklä¬ 
rung der UN-Mitgliedstaaten bekräf¬ 
tige jedoch eher bisherige Beschlüsse. 

Statt rechtlich bindender Vorgaben 
setzt die Abschlusserklärung - wie auch 
schon der Pariser Klimaschutzvertrag - 
auf freiwillige Beiträge, die jeder Staat 
angibt und für deren Umsetzung er 
auch selber verantwortlich ist. Die EU 
hat beispielsweise zugesichert, West¬ 
afrika mit 15 Mio. Euro zu unterstützen, 
um vor Ort eine nachhaltige Fischerei 
aufzubauen. Für das Management be¬ 


stehender Meeresschutzgebiete will 
die EU rund 60 Mio. Euro beisteuern, 
vorwiegend in Entwicklungsländern. 
Auch in europäischen Gewässern soll 
die Meeresverschmutzung angegangen 
werden, wofür Brüssel Reduktionsziele 
für den Meeresmüll vorgeben will. 

Das sind wohlklingende Verspre¬ 
chen. Doch gerade Deutschland sei 
beispielsweise bei der Ausweisung 
von Meeresschutzgebieten mit einem 
Vertragsverletzungsverfahren der EU 
konfrontiert, berichtet die „Süddeut¬ 
sche Zeitung“. „Die deutschen Mee¬ 
resschutzgebiete in Nord- und Ostsee 
sind immer noch ohne echten Schutz“, 
erklärt Vesper dazu. Sie dürften „wei¬ 
terhin befischt werden, weil die Ein¬ 
schränkung der Fischerei seit Jahren 
verzögert wird“. Auch bei den finanzi¬ 
ellen Zusagen ist nicht sicher, wo das 
Geld für den „Blue Action Fund“ von 
Entwicklungshilfeminister Gerd Mül¬ 
ler (CSU) zur Finanzierung des Mee¬ 
resschutzes herkommen soll. 

Viele Umweltprobleme seien zu¬ 
dem lange bekannt, wie Seerechtsex¬ 
pertin Nele Matz-Lück von der Univer¬ 
sität Kiel laut „Süddeutscher Zeitung“ 
feststellt. Schon das Seerechtsüberein¬ 
kommen von 1982 verpflichte Staaten 
auf den Schutz der Meeresumwelt. 
Es fehlt allerdings an der Umsetzung 
durch die Regierungen. 

Bernd Müller 


Das Methfesselfest in Hamburg 

Da steht sie wieder, die Kogge der 
DKP, unübersehbar mitten auf dem 
Else-Rauch-Platz und die Anwohner 
wissen, es ist wieder Methfesselfest. 

Die Kogge wurde Ende der 1970er 
Jahre gebaut als Attraktion für die da¬ 
maligen Stadtteilfeste der DKP in allen 
Hamburger Bezirken und für die UZ- 
Pressefeste, wo sie im nächsten Jahr 
auch wieder zum Einsatz kommt. Kapi¬ 
tän der Kogge war Jahrzehnte der 2014 
verstorbene Genosse Oschi Mathießen. 

„Mit Vergnügen Position beziehen“ 
ist das übergeordnete Motto des Meth- 
fesselfestes der letzten Jahre, eines der 
letzten nicht kommerziellen Stadteil¬ 
feste Hamburgs. 

Das Methfesselfest hat sich zu ei¬ 
nem wichtigen Treffpunkt der linken 
Kräfte in Hamburg und auch darüber 
hinaus entwickelt. Es bietet eine geball¬ 
te Ladung linker Kultur, bei der alle 
mitmachen können. 

Und das seit mehr als vierzig Jah¬ 
ren: Das erste Methfesselfest gab es 
1974, damals noch als Stadtteilfest der 
DKP-Eimsbüttel, auf dem Gelände 
der heutigen Lenzsiedlung. Wegen der 
Bauarbeiten zur Errichtung dersel¬ 
ben, zog das Methfesselfest 1975 auf 
den Spielplatz an der Methfesselstra- 
ße (heute Else-Rauch-Platz), nach der 
das Methfesselfest bis heute seinen Na¬ 
men hat. Diese Feste gab es so bis 1990. 
1995 fand sich ein Organisationteam, 
das in unterschiedlichen Besetzungen 
bis heute arbeitet, welches das Fest 
als linkes Initiativen- und Bündnisfest 
fortführt. 

Programm unter: methfesselfest.de 














